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Die Ausbildungsstätten des 
Katastrophenschutzes der Länder 

Das Kurzportrait 

Heute: Katastrophenschutzschule 
des Landes Baden-Württemberg, 
Neuhausen a. d. F. 

LandessChule für den Zivilschutz, Landesstelle 
für Katastrophenschutz sowie Katastrophen­
schutzschule Sind Namen und Stationen In der 
rund zwanzI9Jahrigen Geschichte der heutigen 
Katastrophenschutzschule des Landes Ba­
den-Württemberg 

Nach jahrelanger dezentraler Unterbringung In 
verschtedenen liegenschaften und Orten des 
Landes hat die Schule ihren Sitz seit 1977 In 

Neuhausen auf den Fildern. einer Gemeinde 
mit rund 10000 Einwohnern. Die historisCh 
geprägte Fllderkommune befindet sich In ver­
kehrsgünstiger Lage In der Nähe des Flugha­
fens StuttgartiEchterdlngen und der Bundes­
autobahn Stuttgart-Munchen. 

Untergebracht ist die Ausbildungsstätte In ei­
nem ehemaligen StudienheIm, das der Bund 
1981 von der Gemeinde Neuhausen erwarb. 
1982 wurden umfangreiche Umbau- und Neu­
baumaßnahmen begonnen, dIe bis Ende die­
ses Jahres abgeschlossen sein sollen. 

WISSENSWERTES AUF EINEN BLICK 

Belegungskapa!ltat 

Es können Insgesamt 66 Lehrgangsteilnehmer 
In modern gestalteten Ein- und Zwel-Bett-ZIm­
mern untergebracht werden. Vorgesehen ISt 
der Einbau von weiteren zwölf EinzelZimmern 
mit Dusche und WC. 

Lehrgangsangebot 

Das Lehrgangsangebot der Schule sieht lähr­
lieh rund 100 Aus- und Fortbildungsveranstal­
tungen für folgende Zielgruppen vor 

Mitglieder von Katastrophenschutzstäben 
sowie Stabs personal 

Führer und Unterführer von Einheiten und 
Einrichtungen des Katastrophenschutzes 

Helfer und Unterführer mit besonderen 
Funktionen - wie z. B. Atemschutzgerä­
teträger. Sprenghelfer. Feldköche und Ma­
schinisten 

Im Laufe eines Jahres werden durchschnittlich 
rund 2 {)(X) Helfer In eln- bzw zweiwochigen 
Lehrgangen ausgebildet. 

Lehrpersonal 

Zur Zelt sind an der Katastrophenschutzschule 
25 Bedienstete beschäftigt. davon sind zehn 
als Lehrkräfte und Ausbilder tatlg. 

Der Personalelnsatz erfolgt fachdienstüber -
greIfend In den Lehrbereichen: 

ABC-Dienst 

AtemSChutz 

Bergungsdienst 

Betreuungsdienst 

Fernmeldedienst 

Führungsdienst 

Kraftfahrwesen 

Sanitätsdienst 

Versorgungsdienst 

Lehrraume 

Für die Ausbildung stehen dr€l Unternchtsräu­
me mit moderner Medientechnik zur Verfü­
gung. Sonderveranstaltungen und Schulun­
gen des Führungspersonals Im Katastrophen­
schutz werden In einem besonderen TaktIk­
hörsaal durchgeführt 

Ubungsmögflchkelten 

Für die praktische Ausbildung Im Fernmelde­
dienst kann eIne Im Lehrsaalbereich eingebau­
te Funk- und Fernsprechübungsanlage mit 
Fernmeldezentrale genutzt werden. 

Für die Ausbildung von Atemschutz-Geräteträ­
gern steht eine Atemschutzübungsanlage zur 
Verfügung. Gewöhnungsübungen erfolgen an 
speziellen Geräten wie Schlaghammer, End­
losleiter , Laufband und Fahrradergometer In­
dustrie- und Tankübungsanlagen sowie eIne 
Lauf- und Knechstrecke. die vemebelt und be­
heizt werden kann. ermöglichen eine praxIsna­
he Schulung der Teilnehmer. Die Ausbildung 
Wird von einer Leltstelle geräte- und sicher­
heitstechnisch zentral übelWacht und gesteu­
ert. Infrarotkameras und eine Videoanlage er­
lauben eine Aus- und Bewertung der Ubungs­
tätigkeiten. 

Im Bereich der Schule ist der Bau einer Trum­
merubungsstrecke geplant, die das gesamte 
Spektrum möglicher Gebäudeschäden sowie 
möglicher Schäden an Versorgungsleitungen 
benückslcht~t 

Der Techn!sche Bereich, bestehend aus Fahr­
zeughalle. Werkstatt. Wasch- und Übungshal­
le. ergänzt die AusbildungsmöglIchkeiten. 

Fahrzeugpark 

Die Schule vertugt über 20 Fahrzeuge der ver­
schiedenen Fachdienste als Grundausstat­
tung 

Freizellmöglichkellen 

KantIne, Femseh- und Aufenthaltsraume so­
wie eIn Lesezimmer mit Fachbibliothek. 

Für sportliche Aktivitäten stehen Tischtennis­
anlagen und ein Volleyballfeld zur Vertügung. 
Geplant ist der EInbau eIner Kegelbahn. 

Schulleiler 

Hans-Jürgen Kuhn 

Anschnft 

Katastrophenschutzschule 
Baden-Württemberg 
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Umschau 

Wachsendes Interesse privater 

sChutzzüge führten den Leistungswett­
bewerb nach den Richtlinien des Deut­
schen Feuerwehrverbandes durch. Zur 
Unterstützung der Wettkampfleitung 
setzte der Fernmeldedienst - ebenfalls 
Regieelnhelten - Funk- und Telefonver­
bindungen sowie Lautsprecher ein. Der 
Versorgungsdienst der Regleelnhelten 
übernahm die Verpflegung der Wett­
kampfteilnehmer und der Gäste. 

Verstärkte Ausbildungsanstrengungen 

haben daz~ geführt, daß zufnedenstel­
lende Leistungen erbracht werden 
konnten. Wanderpokale und Urkunden 
wurden den Einheiten überreicht. Der 
Leiter des Stabes HVB, Beigeordneter 
Dleter Ucht, dankte den Helfem für die 
nach seiner Feststellung beeindrucken­
den Leistung. Dem Dank und dem Lob 
schlossen sich der Leiter des ZIvil­
sChutzamtes, Helnz Bäurers, und der 
stellvertretende Leiter der Berufsfeuer -
wehr, Armln Harbort, an. 

Bauherren am Bau von Luftrettungsstaffel Bayern e. V. vergibt Ehrenmitgliedschaft 
öffentlichen Schutzräume"! 

Immer mehr pnvate Bauherren sind 
nach einer Mitteilung des InnenmInIsten­
ums Baden-Württemberg bereit, Tiefga­
ragen und Kellerräume ZU öffentlichen 
Schutzräumen auszubauen. Im Jahre 
1986 (1985 In Klammem) hat der Bund 
die Finanzierung von 32 (15) öffentlichen 
Schutzräumen In Baden-Württemberg 
mit 25 400 (19 8(0) Schutzplätzen zu­
gesagt. Von diesen Schutzräumen wer­
den 17 (11) Schutzräume mit 15 000 
'(15 1 (0) Schutzplätzen von pnvaten 
Bauherren erstellt, 11 (3) Schutzraume 
mit 7 200 (4 3(0) Schutzplätzen von 
Gemeinden, 2.(1) Schutzräume mit 
1 700 (400) Schutzplätzen von Laod­
kreisen und 2 Schutzräume mit 1 500 
Schutzplätzen vom Land. 

Die Zunahme der FInanzIerungszusagen 
für öffentliche Schutzräume im Jahre 
1986 ist nach Angaben des Innenmini­
stenums vor allem darauf zurückzufüh· 
ren, daß öffentliche Schutzräume seit 
1986 nicht nur als Großschutzreume mit 
mindestens 300 SChutzplätzen, sondem 
auch als Schutzräume mittlerer Größe 
mit 51 biS 299 Schutzplätzen geplant 
werden können. Der Ausbau von Keiler­
räumen und Tiefgaragen zu öffentlichen 
Schutzräumen mittlerer Größe ist daher 
auch bei kleineren Bauvorhaben pnvater 
Bauherren und kleiner Gemeinden mög­
lich. Die pauschalen Zuschüsse des 
Bundes decken die ZiVIlschutzbedingten 
Mehrkosten voll ab. 

Leistungswettkampf 
Katastrophenschutz 
in Düsseldorf 

Die ABC- und Brandschutzeinheiten 
werden In Düsseldorf als Regieeinheiten 
beim ZIvilschutzamt geführt. Nun steil­
ten sie Im örtlichen Katastrophenschutz­
zentrum Im Wettkampf ihr Leistungsver -
mögen unter Beweis. 

Die belden ABC-Züge wurden In Ihrem 
Einsatz durch die schwere Schutzklei­
dung stark behindert. Die fünf Brand-
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Dr. Hellmut Oehler, langjähnger Leiter 
der Abteilung Zivile Verteidigung, Brand­
und Katastrophenschutz im Bayenschen 
Staatsmlnistenurn des Innem, wurde er­
stes Ehrenmitglied der Luftrettungsstaf­
fel Bayern. 

Dr. Oehler hat "mit Weitblick frühzeitig 
die Bedeutung der Luftbeobachtung als 
effektives Instrument des Brand- und 
KatastrophensChutzes erkannt" so 
Staatssekretär Simen Nüssel In seiner 
laudatIO als VizepräsIdent des Vereins. 
Seit 1960 hat Sich Ministerialdirigent 
a. D. Dr. Oehler um die bayerische Luft­
staffel verdient gemacht, ob bei der 
Gründung der ,.Luftrettungsstaffel Süd", 
bei der Aufstellung der Luftrettungsstaf­
fel Bayem oder beim "Umftiegen" piane­
rischer Hemmnisse. 

Heute ist die Luftrettungsstaffel Bayern 
mit 158 Flugzeugen sowie fast 
400 ehrenamtlichen Piloten auf 
36 Stützpunkten "als fliegendes Auge 
des Katastrophenschutzes ein wichtiges 
Instrumen~ der bayerischen Katastro­
phenschutzbehörden" betonte Dr. Helnz 
Rosenbauer, der für den Katastrophen-

schutz zuständige Staatssekretär Im 
Bayenschen Innenmlnlstenum. In die­
sem Zusammenhang dankte Dr. Rosen­
bauer auch für die Arbeit der Rettungs­
staffei: "Im Engagement Ihrer Flieger fin­
den wir Tugenden, ohne die ein Ge­
meInwesen insgesamt nicht zu beste· 
hen vermag." 

Gleichzeitig ehrte die bayerische Luftret­
tungsstaffel Hans Storner, Regierungs­
rat Im Innenmlnlstenum, mit der golde­
nen Verdienstmedaille. Als Mitarbeiter 
von Dr. Oehler konzipierte er schon An­
fang der 70er Jahre die Organisation 
der Luftstaffeln. Derzeit plant Regie­
rungsrat Stomer mit dem Bayerischen 
LandwIrtschaftsministerium die vorbeu­
gende Waldbrandbeobachtung aus der 
Luft. 

Das Bild zeigt v. I. n. r.: Staatssekretär 
Dr. Helnz Rosenbauer, RR Hans Stor­
ner, Dr. Hellmut Oehler, LRST-Präsldent 
Dipl.-Ing. Ernst Schramm, LRST-Vize­
präsident Staatssekretär Simon Nüssel 
und LRST-Schatzmeister Fnedrich Ger­
fertz. 



Frau verstarb nach Unfall 

Zu einem schweren Verlkehrsunfall kam 
es an der Auffahrt zur BAB Al in Len­
gerichiWestf., als ein aus Aurich stam­
mender LKW auf die Autobahn auffah­
ren wollte. Vermutlich übersah der Fah­
rer die Vorfahrt eines aus Richtung 
Ibbenbüren kommenden PKW. Der 
PKW geriet unter den LKW. Die 37jähri­
ge Fahrenn wurde in ihrem Fahrzeug 
eingeklemmt und mußte in 40minütiger 
Arbeit von der Feuerwehr Lengerich aus 
dem Wrack befreit werden. 

Noch während die Feuerwehr mit Hilfe 
von Rettungsschere und Spreizer sich 
bemühte, die Frau zu befreien, versuch­
te der Notarzt des Rettungshubschrau­
bers SAR 76 aus Rheine, das Leben 
der Frau zu retten. Sie verstarb aber 
noch an der UnfallsteIle. Der LKW-Fah­
rer kam mit einem schweren Schock ins 
Krankenhaus. Während der Rettungsar­
beiten mußte die Abfahrt der Autobahn 
teilweise gesperrt werden. (Foto: Rahe) 

Sonderschutzpläne 
wurden getestet 

Die Henkel KGaA und die Stadt Düssel­
dorf überprüften in einer gemeinsamen 
Alarmübung ihre Sonderschutzpläne. 
Dabei wurde die Zusammenarbeit zwi­
schen dem Zivilschutzamt und der Be­
rufsfeuerwehr auf der einen und der 
Werkfeuerwehr sowie dem Werlkschutz 
von Henkel auf der anderen Seite gete­
stet. Im Notfall muß deshalb gewährlei­
stet sein, daß die zuständigen Fachleute 
schnell und reibungslos zusammenar­
beiten. Neben den städtischen Stellen 
waren auch der Regierungspräsident 
und die staatliche Gewerbeaufsicht ver­
treten. 

Tage vor der jetzigen Übung hatte Hen­
kel in der unmittelbaren Nachbarschaft 
Faltblätter verteilt und damit über das 

Übungsvorhaben ausführlich unterrich­
tet. 

Gemäß § 18 des Katastrophenschutz­
gesetzes des Landes Nordrhein-Westfa­
len wurde bereits vor Jahren unter der 
Federführung des Zivilschutzamtes ein 
Sonderschutzplan erstellt. Dabei wurden 
u. a. Evakuierungsmodelle entworfen, 
Fahrtstrecken der Lautsprecherfahrzeu­
ge festgelegt und Tonbänder bespro­
chen. 

Am Übungstage wurde die Henkel­
Werlkfeuerwehr gegen 9.30 Uhr "alar­
miert". Eine Betriebsstörung wurde an­
genommen, bei der Schadstoffe sich 
über das Werk hinaus ausbreiten wür-

den. Die Henkel-Werlkfeuerwehr begann 
mit der Behebung der "Störung" und 
benachrichtigte gleichzeitig die Berufs­
feuerwehr. Zu den Sofortmaßnahmen 
zählten das Bereitstellen von Absperrgit­
tern an öffentlichen Zufahrtswegen, die 
Information der Anwohner per lautspre­
cherdurchsage und die Bestimmung der 
"Schadstoftkonzentration" durch Exper­
ten mit Hilfe eines Meßwagens. 

Die Erkenntnisse aus dieser Ubung führ­
ten inzwischen zu einer noch genaueren 
Abstimmung und damit zu einer weite­
ren Verbesserung des Sonderschutzpla­
nes. 

DGzRS: Vier neue Rettungseinheiten 

Die in Bremen ansässige Deutsche Ge­
sellschaft zur Rettung Schiffbrüchiger 
(DGzRS) hat drei Werften an der Unter­
weser mit dem Bau von insgesamt vier 
neuen Rettungseinheiten beauftragt. Im 
einzelnen handelt es sich um zwei 
Nachbauten der 27,5-m-Klasse sowie 
um deren Tochterbocte und zwei weite­
re eigenständige 8-m-Seenotrettungs­
boote. 

Das Gesamtauftragsvolumen beläuft 
sich auf rund DM 18,5 Mio. Mit der Fer­
tigstellung des ersten Seenotkreuzers 
wird im Frühjahr 1988 gerechnet. Zur 
Finanzierung dieses Neubaus trägt eine 
Stiftung aus Essen mit DM 5 Mio. bei. 

Der Bau eines der beiden neuen kleine­
ren Rettungsboote wird darüber hinaus 
durch einen Zuschuß des Landes 

Schleswlg-Holsteln aus Glücksspiel-Er­
trägen ermöglicht, den Innenminister 
Karl Eduard Claussen in Kiel an läßlich 
eines Informationsbesuchs an Bord des 
Seenotkreuzers "Berlin" der Gesellschaft 
übergab. 

Die DGzRS verfolgt mit der Realisierung 
des jetZigen Neubauprogramms keine 
Erweiterung ihrer Rettungsflotte; die 
neuen Einheiten sollen lediglich ä~ere 
Boote ersetzen. Zur Zelt steht vor allem 
die "Gecrg Breusing" -Klasse zur Dispo­
sition, deren Boote in den Jahren 1 963 
bis 1 965 in Dienst gestellt wurden, wäh­
rend der neue 8-m-Typ zunächst inten­

. siv getestet werden soll, um gegebe-
nenfalls zu einem späteren Zeitpunkt 
verschiedene kleinere Bootsklassen ab­
zulösen. Erste - ausnahmslos poslti-
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/ve Erfahrungen hat das Rettungs-
werk mit den Tochterbooten der "Ber­
Iin" -Klasse gemacht, die Geschwindig­
keiten bis zu 17 Knoten erreichen. 

Die endgültige Stationlerung der neuen 
Einheiten ISt noch nicht festgelegt. Mit 
dem Neubauprogramm setzt die 
DGzRS ihre kontinUierliche Emeuerung 
der Rettungsflotte fort . Sie reagiert da­
mit auf die gestiegenen Anforderungen 
im heutigen maritimen Such- und Ret­
tungsdienst. 1987 verfügt die DGzRS, 
die den Seenotrettungsdienst unabhän­
gig und eigenverantwortlich durchführt, 
über 37 Seenotkreuzer und Seenotret­
tungsboote auf Nord- und Ostsee. Al­
lein 1986 verzeichneten die Seenotkreu­
zer über 2 000 Einsätze, bei denen rund 
300 Schiffbrüchige gerettet und weitere 
1 200 Personen aus Gefahr befreit wer­
den konnten. 

Aktuelle Termine 

Die Intematlonale Sicherheitsmesse 
"PROSICHER '87" findet vom 15. bis 
17. Oktober in Stuttgart statt. Das An­
gebot reicht von Sicherheitstechnik, 
Umwelt- und Katastrophenschutz bis 
zur Arbeitssicherheit. 

Der 1. Helfertag im Regierungsbezirk 
Darmstadt ISt am Samstag, 22. August, 
von 10 biS 20 Uhr auf dem Gelände der 
Katastrophenschutzschule Hessen in 
GelsenhelmlJohannlsberg (Rheingau), 
Schloß Hansenberg. 

Aktuelle Lösungen moderner Kranken­
haustechnik stehen Im Mittelpunkt des 
15. Kongresses und der Ausstellung 
"HOSPITECH '87" vom 13. biS 15. Ok­
tober in Hannover. 

"Beförderung gefährlicher Güter aus der 
Sicht der Feuerwehren" heißt das The­
ma des Seminars, das der "eoomed 
SemInardienst" am 19./20. Oktober 
1987 In Königswlnter/Heisterbacherrott 
(Gut BuschhoQ veranstaltet. Anmeldun­
gen an den "ecomed Seminardienst", 
Justus-von-lJeblg-Str. 1, 8910 Lands­
berg/Lech [Tel.: 081 91/1 25-291). 

"MIUPOL '87", die internationale Aus­
stellung für Polizei, ZiVilschutz und MIli­
tär, findet vom 24. biS 27. November 
1987 In Pans (Le Bourget) statt. 

Der 20. Deutsche Kongreß für Arbeits­
schutz und ArbeitsmedizIn (A+A '87) fin­
det vom 3. biS 6. November 1987 In 
Düsseldorf statt. 
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STELLENAUSSCHREIBUNG 

Bel der zum Geschäftsbereich des Bundesministers des Innem ge­
hörenden 

Akademie für zivile Verteidigung 

In Bonn Bad Godesberg ist die Planstelle eines/einer 

Dozenten/Dozentin für rechtliche und organisatorische Fragen 
der zivilen Verteidigung 

nach Besoldungsgruppe A 14 BBesO zu besetzen. 

Gesucht werden Beamte des höheren Dienstes (VoIIJunsten), die für Fra­
gen der äußeren und inneren Sicherhet aufgeschlossen Sind. Die 
Bewerberinnen und Bewerber müssen in der Lage sein, die von Ihnen zu 
vertretende Materie weitgehend selbständig aufzuarbeiten und ,m Hör­
saal vorzutragen. 

Grundkenntnisse auf dem Gebiet der Verteidigungsgesetzgebung (Si­
cherstellungsgesetze, ZivIlschutzgesetze, Wehrgesetze) oder der Vertei­
digungsorganisation (ziv/mil), pädagogisch-didaktische Erfahrungen auf 
dem Gebiet der Erwachsenenbildung soWIe englische Sprachkenntnisse 
wären von Vorteil. 

An der Akademie wlfd z. Zt. eine steuerfreie Lehrzulage von 125, - DM 
mpnatlich gezahlt. 

Bewerbungen sind biS zum 15. August 1987 zu richten an die 

Akademie für zivile Verteidigung 
Postfach 20 01 23, 5300 Bonn 2 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Für unsere mittelfristige Personalplanung suchen Wlf In erster linie Per­
s\,nen, die bereits ehrenamtlich Im Zivil- und Katastrophenschutz mitwir­
ken oder über einschlägige Fachkenntnisse und Erfahrungen aufgrund 
hauptberuflicher Tätigk9ll verfügen. Unser besonderes Interesse gilt 

Diplomingenieurinnen/Diplomlngenieuren THITU und FH 
und Beamtinnen/Beamten des höheren und gehobenen 

technischen und nichttechnlschen Dienstes, 

Wenn Sie an der Mitarbeit In unserem Haus In Bonn-Bad Godesberg 
oder In der Bundesanstalt Technisches Hilfswerk, in einem Wamamt 
oder an der Katastrophenschutzschule des Bundes In Bad Neuenahr­
Ahrweiler interessiert Sind, senden Sie uns bitte Ihre Bewerbungsunter­
lagen unter KennZiffer A 24/87 bis zum 3. August 1987 zu. 

Wir werden Ihre Bewerbung prüfen und Sie Im Falle der Bgnung mittel­
fristig - auch vor Abschluß Ihrer Berufsausbildung - einplanen und 
Ihnen Perspektiven aufzeigen; Wir wünden uns freuen, wenn diese Aus-
schreibung Insbesondere auch Frauen anspräche. -

Informationsmatenal und Personalbogen erha~en Sie auf telefonische 
Anforderung (02 28 - 84 02 12 oder 84 03 03). 

Bundesa_mt für Zivilschutz 
DeutschherrenstraBe 93, 5300 Bonn 2 

. 

./ 



Ministerialrat Or. Ewald Andrews. Bundesministerium des Innern 

Krisenmanagement 
von Bund und Ländern 
zur Bewältigung 
großflächiger Gefährdungslagen 
mit zentraler Koordinierongsstelle 
beim Bundesminister des Innern 

Koordimerungseinrichtung soll schnellstmögliche Zusammenführung der Informationen, bestmögliche Aktivierung 
des Sachverstandes und optimale Bereitstellung der materiellen Ressourcen erreichen 

Die Zuständigkeit für den Katastrophen­
schutz in der Bundesrepublik Deutschland 
liegt grundsätzlich bei den Ländern. Für die 
entsprechenden Schutzvorkehrungen In ei­
nem Verteidigungsfall ist dagegen der 
Bund Im Rahmen des lNlischutzes verant­
wort�ich. Diese auf dem föderativen Prinzip 
unseres Staates beruhende Aufgabenver -
teilung hat zur Folge, daß jedes Land der 
Bundesrepublik die notwendigen gesetzli­
chen, organisatorischen, materiellen und 
personellen Vorkehrungen zu treffen hat, 
um Gefahren und Schäden leglicher Art _ 
abzuwehren und zu bekämpfen. Nach die­
ser Zuständigkeitsverteilung fehlt es jeeoch 
an einer gesamtheitlichen Regelung für sol­
che Gefallrentatbestände, die landesgren­
zenüberschreitend das Gebiet mehrerer 
Länder oder das gesamte Bundesgebiet 
betreffen. Dies hat sich besonders nachtei­
lig nach dem Reaktorunfall in Tschernobyl 
ausgewirkt, als praktisch das gesamte 
Bundesgebiet durch eine radioaktive Wol­
ke mehr oder weniger kontaminiert worden 
1St. 

10-Punkte-Forderungskatalog 

Schon bald nach dem Reaktorunfall hat 
das Präsidium des Deutschen Städtetages 
als Repräsentant der Kommunen, für die 
der Reaktorunfall besondere Probleme mit 
sich brachte, in einem 10-Punkte-Forde­
rungskatalog die aufgetretenen Defizite 
und Schwachstellen aufgezeigt und vor al­
lem die Notwendigkeit von harmonisierten, 

, 

zentral koordinierten Abwehrmaßnahmen 
hervorgehoben. Auch die Länder haben in 
der Sitzung der Innenministerkonferenz am 
3. Oktober 1986 das Becürfnls für ein ge­
meinsames Krisenmanagement zur Bewäl­
tigung großflächiger Gefährdungslagen 
festgestellt. Die Bundesregierung hat hier­
aus frühzeitig in einem Arbeitsprogramm 
vom 1. September 1986 dl9 Konsequen­
zen gezogen. Zu den wichtigen Maßnah­
men des Programms gehört auch die 
Schaffung einer zentralen Koordinlerungs­
stelle auf Bundesebene im Rahmen eines 
Krisenmanagements von Bund und län­
dern zur Bewältigung großflächiger Gefähr­
dungslagen. . 

Nach Abstimmung mit dem Bundesmini­
ster für Umwelt, Naturschutz und Reaktor­
sicherheit hat der BMI das Modell "Bundes­
weites Krisenmanagement" entwickelt (sie­
he Abbildun9). Dieses geht von den derzei­
tigen tatsächlichen und rechtlichen Verhält­
nissen aus. Das beceutet, daß es die be­
stehenden Krisenmanagementelemente 
auf den verschieeenen Venwaltungsebenen 
einbezieht, ausgehend von der Überle­
gung, daß eine zentrale Koordinierung auf 
Bundesebene nur gerechtfertigt erscheint, 
wenn aufgrund einer drohenden oder ein­
getretenen Krisenlage hierzu ein entspre­
chendes Becürfnls entstanden 1St. 

Die bisherigen Gespräche mit den anderen 
im Hilfeleistungssystem des Katastrophen­
schutzes mitwirkenden Stellen haben deut-
1ich gemacht, daß die Interessenlagen in 
Bezug auf die koordinierte Bewältigung 
großfläch;ger Gefährdungslagen zwar im 

wesentlichen kongruent sind, gleichwohl 
aber die Notwendigkeit einer einvernehmli­
chen Definition des zentralen Koordinie­
rungsbecarfs vorhanden ist. 

Nicht für jede Krise 

"Knsenmanagement von Bund und Län­
dem zur Bewältigung großflächiger Gefälhr­
dungslagen mit zentraler Koordinierungs­
stelle beim Bundesminister des Innem" be­
sagt, daß das Vorhaben, um das es hier 
geht, aus mehreren Komponenten besteht, 
die näher erläutert werden müssen, um zu 
vermeiden, daß bei den Beteiligten unter­
schieeliche Auffassungen über Ziel, Inhalt 
und Umfang des Vorhabens entstehen. In 
diesem Sinne Ist unter Krise eine vom Nor­
malzustand abweichende Lage zu verste­
hen, die durch ein Risikopotential gekenn­
zeichnet ist, das Gefahren und Schäden für 
Leib und Leben von Menschen oder für 
beceutende Sachwerte ,n sich birgt. Das 
Vorhaben soll jedoch nicht Ieee Knse erfas­
sen , sondem nur großflächige Gefähr­
dungsfagen. Dies ist eine '\/lchtlge Begren­
zung. Das Kriterium der Großflächigkeit 
schließt die Annahme aus, daß das zu 
schaffende Krisenmanagementsystem be­
reits bestehende Knsenbewältigungsrege­
lungen ersetzen, verdrängen oder auch nur 
beeinträchtigen soll. Dies erhellt auch dar­
aus, daß es sich um ein Krisenmanage­
ment von Bund und Ländern handelt, also 
in den Ländem vorhandene Krisenmana­
gementelemente zu berücksichtigen sind. 
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In Anbetracht der durch das Grundgesetz 
vorgegebenen Kompetenzverteilung zwi­
schen Bund und Ländem setzt ein gemein­
sames Krisenmanagement unabdingbar 
eine kongruente Interessenlage in bezug 
auf den zu regelnden Sachverhalt voraus. 
Die Interessenlage kann aber nur dann 
deckungsgleich sein, wenn die Beteiligten 

übereinstimmend feststellen, daß großflä­
chige Gefährdungslagen einen- Tatbestand 
darstellen, der sich im Rahmen der durch 
das Grundgesetz vorgegebenen Zustän­
digkeitsregelungen nicht oder nicht optimal 
lösen läßt und für den daher nach gemein­
samer Auffassung ein dnngender Rege­
lungsbecarf besteht. 

Modell "Bundesweites Krisenmanagement" 

Knse von nationaler Bedeutung 

Intemat. 
f-Bereich 

Koord. Stab 
Hilfsorg. 

Koord. Stab 
Verbände 

RP 

KreiS 
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I BMI I 

Koordinlerung Bund/Länder 

~rd~ Koord. Stelle 

-

-

Knsenmanagement des Landes 

Ressortkoordlnlerung 

Intermlnlstneller 
Stab 

Regierungspräsident 

Reglonalkoordlnlerung 

RP-
Stab 

KreiS / Kreisfreie Stadt 

Krelskoordinlerung 

Stab 
HVB 

Fachberater 
HilfsorganIsatIonen 

- EG 

RP 

KreiS 

Management von großflächigen Gefähr­
dungslagen beceutet In diesem Zusam­
menhang die Schaffung von organisaton­
schen und verfahrensmäßigen sowie per­
sonellen und materiellen Voraussetzungen, 
die eine schnellstmöghche Zurückführung 
der eingetretenen außergewöhnlichen Si­
tuation in den Normalzustand herbeiführen 
sollen. Dabei ist wichtig, daß die Verant­
wortung für die Schaffung derartiger Vor­
aussetzungen bei Bund und Ländern hegt 
und diese auch In akuten Knsenfällen zu­
sammenwirken. Managen beceutet hier­
nach das Tätigwerden im Rahmen der be­
stehenden Zuständigkeitsordnung. Es 
beinhaltet also nicht die Übemahme von 
Fachkompetenzen anderer Stellen. Viel­
mehr beceutet es die Ermöglichung von 
erelgnlsadäquaten, zeitnahen ReaktiOnen 
auf die Knsenlage und -entwicklung durch 
organisatorische und verfahrensmäßIge 
Mittel. 

Gemeinsame Auffassung 
entwickelt 

Bund, Länder und Kommunen haben In 
t bezug auf die Bewältigung großflächiger 

Gefährdungslagen eine gemeinsame Auf­
fassung über die Notwendigkeit der Schaf­
fung einer zentralen Koordinlerungseinrich­
tung auf Bundesebene entwickelt. Diese 
wichtige Entschedung beruht auf der aus' 
großflächigen Gefährdungslagen der Ver­
gangenheit gewonnenen ErkenntniS, daß 
bei der Bewältigung derartiger Lagen ein 
nicht unerheblicher Harmonislerungsbe­
darf In bezug auf die Abwehrmaßnahmen 
besteht, der am besten durch eine zentrale 
Koordlnierung abgedeckt werden kann. 
Hierfür sprechen nicht zuletzt auch gewich­
tige Gründe einer einheitlichen Informa­
tionspolitik. Gerade großflächige Risikola­
gen erfordem wegen ihres hohen Aufmerk­
samkeitswertes In der Öffentlichkeit eine 
abgestimmte InformatlonsstratetJ,e von 
Bund und Ländem. 

Der wesentliche Grund für die Schaffung 
einer zentralen Koordinlerungseinrichtung 
ist allerdings, hierdurch die schnellstmögli­
ehe Zusammenführung entscheidungsre­
levanter Informationen, die bestmögliche 
Aktlvierung des benötigten Sachverstan­
des und die optimale Bereitstellung der für 
die RisIkobewältigung erforderlichen mate­
nellen Ressourcen zu erreichen. 

Die AnSiedlung der zentralen Koordlnle­
rungselnrichtung auf der Bundesebene ei­
nerseits und die grundsätzliche Verantwor­
tung der Länder für die Krisenbewältigung 
im Fneden andererseits machen es not­
wendig, Funktion und personelle Zusam­
mensetzung dieser Elnnchtung so zu ge­
stalten, daß der hier stattfindende Abstlm­
mungsprozeß von Bund und Ländern opti­
mal vollzogen werden kann. Dem soll da-



durch Rechnung getragen werden, daß die 
zentrale Koordlnierungseinrichtung aus ei­
ner "mterministeriellen Koordinierungs­
gruppe" mit Vertretem von Bund und Län­
dem besteht, die Im Krisenfall zusammen­
tntt, und aus einer ständigen Koordime­
rungsstelle beim BMI, die u. a. die Ge­
schäftsstellenfunktion für das interministe­
rielle Abstimmungsgremium wahrnimmt. 

Hoher Wirkungsgrad 

Wenn man "Krisenmanagement von Bund 
und Ländern für die Bewälligung großflä­
chiger Gefährdungslagen mit zentraler Ko­
ordlnierungsstelle beim BMI" wie vorste­
hend dargelegt definiert - und Bund und 
Länder haben dies im Grundsatz getan -
dann drängt sich die Frage auf, wie diesem 
gemeinsamen Interesse von Bund und 
Ländern an einer optimalen Funktionsfähig­
keit des Koordinlerungsinstrumentes am 
besten Rechnung getragen werden kann. 
Hierzu Ist festzustellen, daß die RisIkolage 
in einem so hochtechnisierten Industrie­
staat wie der Bundesrepublik ein darauf 
bezogenes Managementsystem von ho­
hem Wirkungsgrad erfordert. 

Dieses Ziel wäre nicht erreichbar, wenn 
man sich darauf beschränken würde, die 
interministerielle Koordinierungsgruppe je­
weils nur von Fall zu Fall einzuberufen, 
wenn man also In sogenannten Normalzei­
ten keine AktIVltäten zur Verbesserung des 
Knsenmanagements entfalten würde. Dies 
müßte schon wegen des häufigen Perso­
nalwechsels der Mitglieder der Interministe­
nellen Koordlnterungsgruppe ,m Emstfall 
zwangsläufig zu einer so langen Anlaufpha­
se führen, daß der Koordlnierungszwec~ 
der schnellen Reaktion auf die Risikoent­
wicklung kaum noch erreicht werden könn­
te. Politisch und sachlich läßt sich ein der­
artiges Koordlnterungslnstrument aber nur 
rechtfertigen, wenn es zu essentiellen, 
nicht nur zu marginalen Verbesserungen 
der Krisenbewältigung führt. 

Dazu Ist es unerläßlich, daß die Intermini­
sterielle Koordlnierungsgruppe aus Vertre­
tem von Bund und Ländem kontinuierlich 
über das bedeutsame Risikogeschehen 
auf dem laufenden gehalten wird. Das be­
deutet, sie muß über Entwicklungen schon 
im Vorfeld möglicher Risikokonstellalionen 
informiert sein. Nur SO kann sie "aus dem 
Stand" sinnvoll und schnell agieren, wenn 
sie bei Überschreiten einer beslimmten Ge­
fährdungsschwelle einberufen wird. 

Als ständige Einrichtung 
geschaffen 

Hieraus folgt, daß die Koordinierungsstelle, 
die beim BMI als ständige Einrichtung ge­
schaffen Wird, nicht nur auf reine Ge­
schäftsstellenfunktlonen für die intermlni-

sterielle Koordinierungsgruppe beschränkt 
sein ~nn, sondern darüber hinaus auch 
ständige Aufgaben wahrnimmt, die auf die 
personelle, matenelle, technische, organi­
satonsche und verfahrensmäßige Verbes­
serung des Krisenmanagements zur Be­
wälligung großflächiger Gefährdungslagen 
abzielen. Das geht von der Auswertung von 
Krisensituationen der Vergangenheit über 
die For/entwicklung der eingesetzten Kom­
munikationsmittel bis hin zur Beobachtung 
von nSikoträchtlgen Entwicklungen mit 
dem Ziel, künftigen Krisen vorzubeugen. 

Wenn hier die Voraussetzungen genannt 
werden, unter denen die Einrichtung eines 
derartigen Koordlnierungsinstrumentes 
politisch und fachlich gerechtfertigt er­
scheint, weil es einen sogenannten "mana­
gerial break through-Effekt" erzeugt, dann 
muß gleichzeitig aber nochmals hervorge­
hoben werden, daß eben diese Rechtferti­
gung auch nur dann gegeben ist, wenn die 
Koordlnlerungsstelle bei Wahrnehmung Ih­
rer ständigen Aufgaben ausschließlich als 
Servicebetrieb für die anderen fachlich zu­
ständigen Stellen tätig wird. 

Wer fachlich zuständig ist, soll und darf 
nicht aus sener Verantwortung entlassen 
werden. Andererseits können die fachlich 
zuständigen Stellen bel der zunehmenden 
Komplexität der Lebensverhältnisse und 
des daraus abzuleitenden Regelungsbe­
darfs erwarten, daß sie bei der Erfüllung 
Ihrer Fachaufgaben im Wege des koordi­
nierten Wissenstransfers aus anderen Be­
reichen Informationen erhalten, die ihr fach­
onentlertes Handeln möglicherweise beein­
flussen können. 

Verfahrensregelungen 
im Entwurf 

Verdichtet man die vorstehenden Ausfüh­
rungen zu handhabbaren, operablen Ver­
fahrensvorschnften, dann gelangt man fast 
zwangsläufig zu bestimmten Regelungen, 
die In jedem Krisenmanagementsystem 
und für jede großflächige Risikolage An­
wendung finden dürften. Das haben auch 
die bisherigen Besprechungen mit den 
Ländem und den kommunalen Spitzenver -
bänden bestäligt, mit denen gemeinsam 
über die Grundlagen für eine Verfahrensre­
gelung der interministeriellen Koordlnte­
rungsgruppe und der Koordinlerungsstelle 
beim BMI pnnzlpielles Einvernehmen erziell 
werden konnte. 

Die In einem Entwurf zusammengefaßten 
Verfahrens regelungen werden nachste­
hend wiedergegeben mit dem HinweiS, 
daß das darin zum Ausdruck kommende 
Einvernehmen der Im Katastrophenschutz 
mitwirkenden öffentlichen Verantwortungs­
träger Bund, Länder und Kommunen als 
ein wesentliches Zwischenergebnis beim 
Aufbau eines Knsenmanagements von 

Bund und Ländem anzusehen ist. Dieses 
soll Jedoch im weiteren Abstimmungsver­
fahren mit den beteiligten Bundesressorts 
und den HIlfsorganisationen auf eine noch 
breitere Grundlage gestellt werden. 

Komplexe Sachverhalte 
bewältigen 

Diese Verfahrensregelung ISt nicht ad hoc 
am grünen Tisch entstanden. Sie knüpft an 
Verfahrensordnungen an, die in der Ver­
gangenheit geschaffen worden sind, um 
komplexe Sachverhalte, die ebenfalls einen 

. hohen Koordinlerungsbedarf an zentraler 
Stelle autwlesen, zu bewälligen. Sc wurde 
Anfang der 70er Jahre beim BMI der inter­
ministerielle Katastrophenstab Ausland ge­
bildet und das Verfahren zur Durchführung 
von humanitärer Hilfe geregelt, um die 
staatlichen und privaten Hilfeleistungen auf 
diesem Gebiet zu koordinieren. Dieses In­
strument wurde 1 979 nach der Schneeka­
tastrophe in der Bundesrepublik Deutsch­
land durch Bildung des Katastrophensta­
bes Inland mit Zustimmung aller beteiligten 
Bundesressorts auf koordlnlerungsbedürf­
lige großflächige Innerstaatliche Gefähr­
dungslagen erweitert. Als Im Verlauf der 
Satellitenabstürze zwischen 1979 und 
1984, die u. a. auch das Gebiet" der Bun­
desrepublik bedrohten, das BedürfniS ent­
stand, schnellstmöglich zuverläSSige Bahn­
verläufe und Absturzprognosen zu erstel­
len, um die durch Desinformalion seitens 
bestimmter Medien beunruhigte Bevölke­
rung zu informieren, wurde das Verfahren 
um ein mtermimsterielles Koordmierungs­
gremium ergänzt. 

Dieses hatte nicht nur die Aufgabe der 
schnellen Informationsgewinnung und 
-verarbeitung zum Zwecke einer harmoni­
sierten Informalionspolitik sondem auch 
den Auftrag, die personellen und matenel­
len Ressourcen des Bundes zu koordinie­
ren, um z. B. im Falle des Absturzes eines 
Satelliten mit Kernreaktor an Bord auf das 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
unverzüglich die zur Bewältigung der Ge­
fährdungslage erforderlichen Maßnahmen 
zu treffen und diejenigen Unterstützungs­
mittel einzusetzen, etwa die 'für diesen 
Zweck eigens umgerüsteten Spürhub­
schrauber der Bundeswehr, über die die 
Länder nicht oder ntcht in ausreichendem 
Maße verfügten. 

Die KontinUität dieser gesamtstaatlichen 
Reaktionen auf außergewöhnliche Risikola­
gen zeigt, daß Bund und Länder durchaus 
die Fähigkeit besitzen, Im Rahmen der be­
stehenden Zuständtgkeitsordnung Wlrksa­
me Kooperationsformen zu entwickeln, die 
auf dem Bewußtsein beruhen, daß be­
stimmte Sachverhalte mit bundesweiten 
Auswtr1<ungen bzw. von nationaler Bedeu­
tung nur durch die Koordin.,rung von Ver­
antwortung bzw. von Aufgabenzuständlg-
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keiten sachgemäß geregelt werden kön­
nen. 

Risikospektrum 
hat sich vergrößert 

Reflektiert man diese Feststellungen auf 

Verfahrensregelung zur intermini­
steriellen Koordinierung der Gefah­
renabwehr bei großflächigen Ge­
fährdungslagen in der Bundesrepu-

blik Deutschland 

1. fnterministerielle Koordinierungsgruppe 

1.1 Aufgaben 
Die beim Bundesminister des Innem er­
richtete interministerielle Koordinierungs­
gruppe .Großflächige Gefährdungsfagen· 
(bisher .Katastrophenschutz") hat die Auf­
gabe, einvernehmliche Entsch"dungsfin­
dungen der Bundesressorts und der be­
troffenen Länder bei großflächigen, die 
Grenz~ des Bundesgebietes oder die 
Grenzen eines Landes überschreItenden 
Gefährdungslagen zu erleichtem. 
Die Koordinierungsgruppe unterstützt die 
zuständigen Stellen in der Vorbereitung 
und Durchführung von Entscheidungen. 
Um "n abgeslimmtes Vorgehen aller zu­
ständigen Stellen zu ermöglichen, erarbei­
tet sie Entscheidungsgrundlagen, infor­
miert und schlägt Maßnahmen vor. 
Ihre Koordinierungsfunktion läßt die Res­
sortzuständigkeiten und die Zuständigkei­
ten der Länder unberührt. 

1.2 Zusammensetzung 
Der Koordinierungsgruppe gehören an: 
Auswärtiges Amt 
BUrldesminister des Innem 
Bundesminister-der Finanzen 
Bundesminister tür Wirtschaft 
Bundesminister für Ernährung, landwirt­
schaft und Forsten 
Bundesminister der Verteidigung 
Bundesminister für Jugend, Familie, Frau­
en und Gesundheit 
Bundesminister für Verkehr 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit 
Bundesminister für das Post- und Fern­
meldewesen 
Chef des Bundeskanzleramtes 
Presse- und Informationsamt 
und die Länder. 
Von Fall zu Fall können weitere Ressorts 
und als Berater Sachverständige und Ver­
treter von Hilfsorganisationen hinzugezo­
gen werden. Je nach Art der Lage kann 
die Koordlnierungsgruppe auch in kleine­
rer Besetzung zusammentreten. 
Der BMI führt den Vorsitz. 

1.3 Einberufung 

Die Koordinierungsgruppe vvrd durch den 
BMI oder auf Antrag 
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dem Hintergrund der Tatsache, daß die 
Bundesrepublik Deutschland sich seil ihrer 
Entstehung zu einem immer komplexeren, 
hochtechnisierten Industriestaat entwickelt 
hat, ein Prozeß, der untrennbar mit der Be­
gründung und Bewahrung unseres hohen 
Wohlstandsniveaus verbunden ist, dann 
wird verständlich, daß sich damit - wie 

- eines anderen Bundesressorts oder 
- eines Landes 
einberufen, wenn eine großflächige Ge­
fährdungslage eingetreten ist oder einzu­
treten droht, die eine Koordinierung nach 
Ziffer 2.1 erfordert. 

1.4 Informationen durch Bundesressorts 
und Bundesländer 
Ab Einberufung der Koordinierungsgrup­
pe liefern die Bundesressorts und die län­
der fortlaufend alle erforderlichen Informa­
tionen über 

die Entwicklung der Lage 
die Umsetzung der EntSCheIdungsvor­
schläge und -a1temaliven sowie 
die Wirkung der getroffenen Entschei­
dungen vor Ort an den BMI (Koordinie­
rungsstelle). 

1.5 Erarbeitung von Entscheidungsvor· 
schlägen und ·altemativen 
In der Koordlmerungsgruppe werden die 
Beiträge der vertretenen Stellen erörtert, 
abgewogen und zu - möglichst einver­
nehmlichen - EntscheIdungsvorschlä­
gen bzw. -alternativen zusammenge­
führt. 

1.6 Übermittlung der Entscheidungsvor· 
schläge und -alternativen 
Entscheidungsvorschläge und -a1temali­
ven der Koordinierungsgruppe werden 
durch den BMI (Koordinierungsstelle) an 
die Bundesressorts sowie an die von den 
Ländern Jeweils-benannten Stellen über­
mittelt. 
Die Bundesressorts unterrichten ihren Ge­
schäftsbereich und die Sonderverwaltun­
gen. 

2. Koordinierungsstelle 

2.1 Aufgaben bei einer Gefährdungslage 

Die Koordimerungsstelle beim BMI führt 
die laufenden Geschäfte der Koordinie­
rungsgruppe vor, während und nach de­
ren Einberufung, insbesondere: 
- Durchführung der Einberufung der Ko-

ordlnierungsgruppe -
VOrber"tung der Sitzungen der Koor­
dinlerungsgruppe 
Führen des SItzungsprotokolls und 
des Tagebuchs der Koordinlerungs­
gruppe zur Dokumentation der Abläu­
fe 
Sammlung und Auswertung der einge­
henden Informationen und Meldun­
gen 
Beschaffung notwendiger zusätzlicher 
Informationen für die Koordinierungs­
gruppe 
Darstellung der Lage zu festen Zelt-

eingangs elWähnt - zwangsläufig auch 
das RIsikospektrum In unserem Staat In 
vielfältiger und vielschichtiger Weise ver­
größert hat. 
Von daher ist es unverzichtbar, daß der 
Staat, der diese optimalen Rahmenbedin­
gungen für unseren heutigen Wohlstand 
geschaffen hat, auch die angemessenen 

punkten unter Mitwirkung des Lage­
zentrums des BMI 
Informationsaustausch mit dem inter­
!supranalionalen Ber"ch 

- Weiterleitung der Ergebmsse der Ko­
ordinierung über dasiagezentrum des 
BMI 
Sicherstellung der aktuellen, umfas­
senden Information der Bevölkerung 
und der Medien. 

2.2 Ständige Aufgaben 

• 

Erarbeitung, Sammlung und laufende 
AktualiSlerung von Übersichten über 
die personellen und materiellen Res­
sourcen von überregionaler Bedeu­
tung 
Führung von Ve~eichnissen nationaler 
und internationaler Ansprechstellen 
Katalogisierung des zentralen Ent­
scheidungsbedarfs 
Beobachtung und Abschätzung von 
Risikoentwlcklungen 

- Auswertung zurückliegender Sche­
densereignisse 
Erarbeitung von Problemdefinilions­
studien zu großflächigen Gefähr­
dungslagen oder Risiken von gesamt­
staatlicher Bedeutung 
Sicherstellung eines ständigen Infor­
mations- und Wissenstransfers Z!Ni-
schen den an der vorboogenden und 
represswen Gefahrenabwehr beteilig­
ten Stellen 
Erstellung von Folgekostenschätzun­
gen für geplante und veranlaßte Maß­
nahmen 
Durchführung oder Veranlassung von 
Schwachstellenanalysen 
Herstellung eines Datenverbundes zur 
Verbesserung der Gefahrenbekamp­
füng einschI. Nutzbarmachung vor­
handener Datenbestände für die Kri­
senbewältigung 
Abstimmung von Krisenmanagement­
verfahren mit anderen Staaten sowie 
supra- und internationalen Organisa­
tionen 
Vorbereitung von Maßnahmen zur 
sachgerechten InformatIOn der Bevol­
kerung und der Medien in Krisenla­
gen 
Entwicklung und Koordinierung des 
Forschungs- und Entwicklungsbe­
darfs. 

Die Vertreter von Bund und Ländem in der 
Interministeriellen Koordinierungsgruppe 
Sind über den Sachstand der Arbeiten an 
den ständigen Aufgaben von der Koordi­
nierungsstelle in regelmäßigen Abständen 
zu unterrichten. 



personellen, matenellen, organisatorischen 
und kommunikativen Maßnahmen tnfft, die 
nctwendlg sind, um die mit dem zuneh­
menden Wohlstand gewachsenen Risiken 
zu bewäalgen. 

Das Vorhaben "Knsenmanagement von 
Bund und Ländem zur Bewältigung groß­
flächiger Gefährdungslagen mit zentraler 
Koordinlerungsstelle beim BMI" dient aus­
schließlich diesem Zweck. Es ist sicher un­
bestritten, daß damit ein gewisser Nach­
holbedarf in der Risikobeherrschung abge­
deckt werden kann. Dieser Prozeß muß bis 
zum Abbau aller Defizite fortgeführt wer­
den. Entscheidend ist aber, daß in der ge­
gebenen Lage der Gesamtstaat - Bund, 
Länder und Kommunen - weder politisch 
noch fachlich in Zukunft auf ein solches 
Instrument verzichten kann. 

Forschungsvorhaben veranlaßt 

Aus vorstehenden Gründen ist es nctwen­
dig, daß das Krisenmanagementinstru­
mentanum auch eine wissenschaftliche 
Untermauerung erhält. Daher hat der Bun­
desminister des Innem ein entsprechendes 
Forschungsvorhaben beim Bundesmini­
ster für Forschung und Technologie veran­
laßt. 

Darin ist vorgesehen, daß die Firma Dornier 
System GmbH parallel zu und in Abstim­
mung mit den administrativen Anstrengun­
gen des BMI und der anderen Beteiligten 
zur Optimierung des Krisenmanagements 
den gesamten Komplex der Gefährdungs­
risiken und der sich daraus ergebenden 
Erfordemisse für die Gefahrenabwehr un­
tersucht, den Ist-Zustand der gesetzlichen 
und tatsächlichen Mittel auf die Ereignisan­
gemessenheit der darin vorgesehenen 
Maßnahmen prüft, daraus Schwachstel­
lenanalysen ableitet und aus diesen wie­
derum Lösungsansätze und -vorschläge 
entWickelt. 

Diese breit angelegte wissenschaftliche 
Untersuchung soll somit nicht nur die Not­
wendigkeit der eingeleiteten administrati­
ven Maßnahmen zur Verbesserung des Kri­
senmanagements untermauern, sondern 
vor allem auch weiterführende konkrete 
Hinweise und Anregungen zu dessen Opti­
mierung erbnngen. 

Zeitrahmen auf 1987 begrenzt 

Der Zeltrahmen, In dem das Knsenmana­
gement mit zentraler Koordlnierungsstelle 
beim BMI aufgebaut werden soll, ist auf das 
Jahr 1987 begrenzt. Dem entspncht auch 
die zeitliche Vorgabe für das Forschungs­
vorhaben der Firma Dornier System GmbH. 
Hierbei werden einerseits die administrati­
ven und andererseits die forschungsbezo­
genen AktiVitäten laufend so aufeinander 

abgestimmt, daß keine Dappelarbeit statt­
findet. 

Eine Arbeitsgruppe aus Vertretern der län­
der und der kommunalen Spitzenverbände 
sorgt hier für die notwendige Berücksichti­
gung der Interessen der Länder und Kom­
munen. Dieses Verfahren stellt Sicher, daß 
sowohl die notwendigen administrativen 
Maßnahmen. etwa die oben beschriebene 
Verfahrensregelung, möglichst rasch ge­
troffen werden können, als auch die detail­
lierten Untersuchungen zur Verbesserung 
des Krisenmanagements der Firma Darnier 
mit größerer Tiefenschärfe parallel dazu 
zielgerichtet und in permanenter Abstim­
mung durchgeführt werden. 

Diese Arbeitsweise wurde gewählt, um in 
dem vorgegebenen Zeitrahmen biS Ende 
1987 das gesteckte Ziel einer voll funk­
tionsfähigen Koordinierungsstelle im Rah­
men eines zwischen <flund und Ländern 
abgestimrnten Krisenmanagements zur 
Bewältigung großflächiger Gefährdungsla­
gen zu erreichen. 

Dieses Krisenmanagement ISt nicht ge­
dacht für die Bewältigung polizeilicher Kri­
senlagen, z. B. zur Bekämpfung von Terro­
risten, soweit sie großflächig Menschen 
und Sachgüter gefährden. Es kann allen­
falls zur Bewältigung der Folgen derartiger 
Aktivitäten in Betracht kommen. Das glei­
che gilt hinsichtlich von Krisen, in denen 
militärische Machtmittel zum Einsatz gelan­
gen. Hierfür bestehen besondere nationale 
und bündnisweite Krisenmanagementver­
fahren. Gleichwohl erscheint es erforder­
lich, daß das Knsenmanagement zur Be­
wältigung großflächiger Gefährdungslagen 
mit zentraler Koordlnlerungsstelle beim 
BMI auch die Entwicklung von Sachverhal­
ten beobachtet, deren Bewältigung dem 
polizeilichen oder dem militänschen Be­
reich zuzuordnen ist. 

Wenn z. B. der Iran anstelle von Streitkräf­
ten auch viele nicht professionelle Glau­
benskrieger in den Kampf gegen den Irak 
schickt und dadurch kampferprobtes, reli­
giös motiviertes Potential entsteht, und 
wenn gleichzeitig die Religionsführer die 
weltweite Verbreitung des Islams propagie­
ren, dann ergeben sich hieraus nicht nur 
Konsecuenzen für das militärische Krisen­
management. 

In vollem Umfang akzeptiert 

Die außerordentliche Beceutung von Kri, 
senmanagementsystemen ist für den mili­
tärischen Bereich als Reaktion auf eine 
ständige äußere Becrohung und für den 
polizeilichen Bereich als Reaktion auf sich 
verstärkende Angriffe gegen die innere Si­
cherheit der Bundesrepublik Deutschland 
erkannt und im politischen Raum von Bund 
und Ländern in vollem Umfang akzeptiert 
worden. Auch das Bewußtsein dafür, daß 

die Erhaltung und weitere Entwicklung des 
Wohlstandsniveaus in der Bundesrepublik 
nur dann gewährleistet werden können, 
wenn die systematische Beherrschung der 
damrt verbundenen RISiken ebenfalls gesi­
chert ist, ISt zwischenzeitlich bei Politikern 
und In der Bevölkerung schärfer gewor­
den. 

Die rasche und sachangemessene politi­
sche Reaktion auf komplizierte Sachverhal­
te macht es schlichtweg unabdingbar, daß 
der verantwortliche Politiker in die Lage ver­
setzt werden muß, auf ein funktionsfähiges 
Krisenmanagementpotential zurückzugrei­
fen, das seine EntSCheidungen vorbereitet 
und deren Durchführung unterstützt. Die­
ser Unterstützungsbedarf zur angemesse­
nen Wahmehmung gesamtstaatlicher Ver­
antwortung muß daher abgedeckt werden, 
ebenso wie dies auch auf anderen Verwal­
tungsebenen geschehen ist. Dies erscheint 
urin so notwendiger, als oft auch die Medien 
komplexe Tatbestände nicht so analysieren 
können, daß sie zu einer objektiven ereig­
nisadäquaten Information der Bevölkerung 
in der Lage sind. 

Erfahrungen der Vergangenheit zeigen, 
daß hierdurch nicht selten in BtlUg auf die 
Verunsicherung der Bevölkerung eher ein 
Verstärkungseffekt erzeugt wurde: Durch 
Medien hervorgerufene überzogene Be­
fürchtungen in der Bevölkerung können 
dann wiederum die Bewältigung einer 
großflächigen Krisenlage beträchtlich er­
schweren. Daher Sind auch die Medien auf­
gerufen, aus den Erfahrungen der Vergan­
genheit Ihre Informationsverarbeitung und 
-verbreitung in einer das Krisenmanage­
ment unterstützenden Weise zu optimie­
ren. Dabei muß natürlich auch erwähnt 
werden, daß es der Zusammenarbeit der 
Medien mn dem Krisenmanagement för­
derlich ist, wenn dieses in der Lage ISt, 
rasch und zuverlässig aktuelle Informatio­
nen zur Verfügung zu stellen. 

Mitverantwortung 
für das Gemeinwohl 

Ein Knsenmanagement ist ein Verfahren, 
das dem Schutz und der Sicherheit der 
Bevölkerung dient. Seine Leistungsstärke 
hängt zwar im großen Umfange von der 
Qualität seiner Infrastruktur ab, wie oben 
näher erläutert wurde. Einrichtungen und 
Organisationen außerhalb des Krisenma­
nagementssystems können jedoch die Effi­
zienz noch beträchtlich steigern, Indem sie 
Mitverantwortung für das Gemeinwohl zu 
'übemehmen bereit sind und, ggl. unter Zu­
rüCkstellung kommerzieller oder sonstiger 
Interessen, Ihre personellen, materiellen 
und kommUnikativen Mittel im Falle einer 
großflächigen Gefährdungslage kooperativ 
in den Dienst des Krisenmanagements 
stellen. 
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Kongreß der Deutschen Interdisziplinaren 
Vereinigung für Intensivrnedlzn in Köln 

Mediziner 
beim Notfall am Unfallort 

• 

Rund tausend Arzte aller Disziplinen nahmen teil 

Der Notfall am Unfallort als auch Im akuten 
Krankheitsfall stand Im Mittelpunkt des 
Kongresses der Deutschen Interdisziplinä 
ren Vereinigung für IntensIvmedizIn (DIVI), 
der In Köln stattfand. Rund tausend Ärzte 
aller DiSZiplinen erörterten das Thema. 
Zahlreiche Interessenten wie z. B. Vertreter 
der Sanltätsorganlsalionen, RettungssanI­
täter und Medizinstudenten waren inS Ma 
temushaus nach Köln gekommen. 

Oer Kongreß der Deutschen Interdisziplinären 
Vereinigung fOr Intensivmedizin (DIVI) fand Im 
Kötner Matemushaus statt. 

Mehr wissen als das, was an UnIVersitäten 
gelehrt werde, müsse der Arzt für den 
plötzlichen Einsatz Im Bereitschaftsdienst 
- so erklärte Professor Gustav-Helnz En­
gelhardt, Vorsitzender der ,,Arbeltsgemeln· 
schaft Notärzte" in Nordrhein-Westfalen. 
Aus diesem Grunde konzentnere sich die 
Veranstaltung der DIVI auch auf die Situa­
tm betm akuten Notfall. 

"Best entwickeltes System 
der Welt" 

"Als eines der best entwickelten und best 
funktionierenden Systeme der Welt" be­
zeichnete Professor Abbas, Kanml das 
Rettungswesen In der Bundesrepublik 
Deutschland. Dennoch: "Kem System ist so 
gut, daß es nicht noch entwickelt werden 
kann" - so betonte Professor Kanml, der 
als Wlssenschaftlicher Leiter des Kongres­
ses die zahlreichen Referenten und Gäste 
begrüßte. Professor Kahmi leitet die Neuro­
chirurgische UnIVersItätsklinIk Köln und ist 
PräsIdiumsmitglied der DIVt. 
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In allen Spezialgebieten, so Professor Kan­
ml, sei e<ne rasche Fortentwicklung der 
Diagnostik, Therapie und speZiell der klini­
schen Intensivme<;ÜZln erkennbar. Diese 
FortentwIcklung welde während der über­
regionalen Jahrestagungen der Sektion 
Rettungswesen der DIVt dargestellt. "Die­
ser InterdiSZiplinäre Rahmen bietet sich ge­
radezu für eine gründliche Besprechung, 
knt,sche Sichtung und Wertung der neue-

Professor Abbas Kariml begrOßte die GAste. 

ren Erkenntnisse und Empfehlungen an." 

Nicht nur In der interdisziplinären Schulung 
und Ausbildung der Notärzte, sondem 
ebenso am Anfang und Innerhalb des ge­
samten Rettungssystems liegen nach Mei­
nung des Professors die entscheidenden 
Ansatzpunkte zur Verbesserung der präkli­
nischen Notfallversorgung, ..Angefangen 
bet der umstnttenen Reanimation durch 
laien, der Ausbildung, den Kenntnissen 
und Aufgaben der Rettungssanitäter Inner­
halb einer Rettungskette biS zum Ausrü­
stungsstand und der EInsatztaktik der ver­
schiedenen Transportmittel Sind mögliche 
Ansatzpunkte zur Verbesserung der prä­
hOSpitalen Notfallversorgung gegeben." 

Notfälle und Reanimation 

Am ersten Tag des Kongresses wurden die 
traumatischen und nlchttraumatlschen 
Notfälle thematisch behandelt. So ging es 
u, a. um speZifische Verletzungen Im Kin­
desalter, um den trauma- und nlchttrauma-

Im Foyer des Matemushauses präsentierte sich 
eine themenbezogene Industrieausstellung. 

bedingten Schock, um Vergiftungen, 
Schlaganfall und um 9)'näkologlsche und 
geburtshilfllche Notfälle. 

"Reanimation, Rettungswesen" war das 
Thema des zweiten Kongreßtages. HlSr 
diskutierten Fachreferenten z. B. über die 
Aufgaben des Notarztes und der Rettungs­
sanitäter bei der Reanimation, über lebens­
rettende Maßnahmen bei TaucherunfäJlen, 
Reanimation durch laien, über das Ret­
tungswesen der Niederlande und in Nord­
mein-Westfalen und über die Frage, ob für 
Ambulanzhubschrauber e<ne DIN erforder­
lich 1St. 

Gelegenheit 
zum praktischen Oben 

In einer "SAN-Arena" mit vier Stationen 
wurde unter Anleitung von Spezialisten 
Ärzten und Rettungssanitätem die Gele­
genhe<t zum praktischen Üben gegeben, 
Schwerpunktmäßig wurden dabei angebo­
ten das Freimachen der Atemwege bis zur 
Intubation, die Beatmung, Blutstillung, la­
gerung und Reanimationsmaßnahmen an 
Phantomen. 

Filme zum Thema "Notfall-Rettung" wur­
den vorgeführt und Im Foyer des Matemus­
hauses präsentierte Sich eine themenbezo­
gene Industrieausstellung, 

Besonderes Interesse fand vor dem Haus 
ein UnfallSImulator: Dort konnten Kongreß­
teilnehmer und -gäste üben, verletzte Per­
sonen aus e<nem Fahrzeug zu bergen, das 
sich - Wle oft bei e<nem Verkehrsunfall -
''1 Instabiler lage befindet, d. h. das auf 
dem Dach oder auf der Sete liegt. boe 

An einem Unfansimulator konnte geübt werden, 
wie man Verletzte aus Fahrzeugen bergen kann, 
die sich in instabiler Lage befinden. 

(Fotos: Oorothee Boeken) 



Gut organisierte Gefahrenabwehr auf den Schiffen der ,Weißen Flotte" 

Sicherheit im 
Fahrpreis inbegliffen 
Vorbildlicher, vorbeugender und abwehrender Brandschutz auf Ausftugs­
und Kabinenschiffen - Ein "Rollenspiel" im Einsatzfall 

Das Holelschiff "Euro­
pa" vor romanUseher 
Kulisse, die Reichs­
burg in Cochem an 
der Mosel. 

"Personenschäden unter unseren Fahrgä­
sten kennen Wlr nicht. Ich will hoffen, daß 
dies so bleibt. Das kommt aber nicht von 
allelne, denn Störungen gibt es, beginnen­
de Brände gibt es. Und wenn wir uns da 
nicht selber helfen und vor allem die Hilfe 
vorbereiten, die Einsätze üben, so daß kein 
Durcheinander und keine Panik im Notfall 
entsteht, dann bekommt man diesen Erfolg 
natürlich nicht." Dipl.-Ing. Elmar Kohlhaas, 
Technischer Direktor der Köln-Düsseldor­
fer Deutsche Rheinschiffahrt AG., trifft den 
Punkt genau. Das "Zivilschutz-Magazin" ist 
zu Gast bei der größten Fahrgastreecerel 
auf dem Rhein, will sich Informieren, was für 
die Sicherheit der Passagiere und Besat­
zung auf Schiffen getan Wird, welche Vor­
sorgemaßnahmen getroffen sind, wie die 
Gefahrenabwehr organisiert ist. 

Bittere Lehren 

Vor über zwölf Jahren, am 20. Apnl 1975, 
hatte eine holländische Reederei bittere 

Die .. Drachenfels" • 
das modernste Aus­
flugsschrtf der KO, 
faßt rund 600 Passa­
giere 
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Lehren Ziehen müssen·. Nachts gegen 
2.45 Uhr brach auf dem Passagierschiff, 
"Pnnses Irene" ein Feuer aus, das sich 
schnell ausbreitete. Das am Rheinufer in 
Köln ankemde Kabinenschiff stand in hei­
len Flammen. In einer dramatischen Ret­
tungsaktion konnten 80 der zum Teil 
schwerverletzten Passagiere und Besat­
zungsmitglieder gerettet werden. Für 21 
von Ihnen kam jede Hilfe zu spät. Die mei­
sten Fahrgäste waren körperbehinderte 
alte Menschen, dia einen Ausflug unter­
nommen hatten. 

Unvorsichtiger Umgang mit offenem Feuer 
war wahrscheinlich die Ursache der Kata­
strophe. Die Bauweise de.s Schiffes hatte 
ein schnelles Ausbreiten der Flammen be­
günsligt. Auch waren die SIcherheitsvor -
kehrungen mangelhaft - es gab keine 
Nachtwache an Bord, die Rettungswege 
waren verstellt, Nottüren nicht mehr zu öff­
nen. Der holländischen Reederei wurden in 
diesem Zusammenhang heftige Vorwürfe 
gemacht. 

Neue Verordnungen 

Einige der bitteren Erfahrungen der Brand­
katastrophe flossen später ,n Intemationale 
Verordnungen ein. So gelten nach der 
Rheinschiffahrts-Polizeiverordnung für 
Fahrzeuge, die für die Beförderung und 
Übemachtung von mehr als zwölf Passa­
gieren zugelassen Sind, u. a. folgende Be­
stimmungen: 

a) An Bord muß Sich 91ne Sicherheitsrolle 
befinden, die die Aufgaben der Besatzung 
und des Personals bei einem Notfall ent­
hält. Weiterhin müssen Verhaltensmaßre­
geln für die Fahrgäste im Fal., eines Lecks, 

12 ZS-MAGAZIN 5/87 

Vorsorge für den Not­
fall . Gut sichtbar tor 
Passagiere und Be­
satzung im Gang zum 
Oberdeck unterge­
bracht 

1fI1 ... --­
\la . UI'I .... 
1" ••• - --

eines Feuers und bei der Räumung des 
Fahrzeugs vorliegen; 

Sicherheitsrolle und Verhaltensmaßregeln 
müssen an mehreren geeigneten Stellen 
ausgehängt sein; 

b) Besatzung und Personal müssen die In 
Buchstabe a genannte SIcherheitsrolle 
kennen und regelmäßig in Ihren Aufgaben 
unterwiesen werden; 

cl während des Aufenthalts von Fahrgästen 
an Bord müssen die Fluchtwege völlig frei 
von Hirdernissen sein. Die Türen und Not­
ausstiege der Fluchtwege müssen von bei­
den Seiten leicht zu öffnen S91n; 

d) bei Antritt jeder Fahrt, die länger als einen 
Tag dauert, sind den Fahrgästen Sicher­
heitsanweisungen zu erteilen; 

e) solange Fahrgäste an Bord sind, muß 
nachts jede Stunde ein Kontrollgang 
durchgeführt werden. Die Durchführung 
muß auf geeignete Welse nachweisbar 
sein. 

Unks: Uber das ganze 
Deck verteilt sind 
Wasseranschlußstel-
len mit Feuertösch­
schlauch und Strahl­
rohr. 

Rechts: Vorbildlich 
der Brandschutz in 
der KOche. Ober der 
FritOre hängt ein Be­
hälter mit einer 
L6schdecke. 

Vorbeugender Brandschutz 

Vorgesorgt Wird aber auch schon beim Bau 
von Schiffen. Zu den baulichen Brand­
sChutzmaßnahmen zählen insbesondere 
die dem Brandschutz dienenden Anforde­
rungen an Baustoffe, Bauteile und Bauar­
ten. Auch werden Brandabschnitte gebil­
det und Rettungswege geschaffen. Diese 
vorbeugenden Maßnahmen sollen die Aus­
breitung von Bränden verhindern und die 
Rettung von Passagieren und Besatzung 
über vorhandene Rettungswege enmögli­
chen. 

Ein "Rollenspiel" 

"Feuerrolle" , "Leckrolle", "Mann-über­
Bord-Rolle" - Begriffe aus der Seefahrt, 
die den meisten "Landratten" unbekannt 
Sind. Sie geiten auch für die Binnenschiff­
fahrt. Zusammengefaßt in einer sogenann-



ten "Sicherheitsrolle" hängt die Einsatzan­
weisung auf jedem Schiff an mehreren Stei­
len aus. 

Angefangen vom Kapitän über die Steuer­
leute, Matrosen, Maschinisten bis hin zu 
den Zahlmeistem , Köchen und Stewards 

Zwei Hitzeschutzan· 
züge ergänzen die 
Brandschutzausstat· 
tung an Bord. 

sind hier für die drei verschiedenen Notfälle 
die einzelnen Einsatzstationen und Funktio­
nen der Besatzung detailliert aufgeführt. 

Nur so ist eine wirkungsvolle Gefahrenab­
wehr und Hilfe möglich. Vorsorge im besten 
Sinne. 

--~ , 

links: Die Brandmel· 
dezentrale im Maschi· 
nenraum der .. Dra· 
chenfels". 

Rechts: Modeme Feu· 
ertöschtechnik. Im 
Brandfall wird der 
Maschinenraum mit 
Halon geflutet. 

Jedes Besatzungsmitglied hat sich vor An­
tritt der Fahrt über die ihm rollenmäßig zu­
geteilte Funktion und über die Alarmsignale 
zu unterrichten. Jeder muß den Ort der 
Feuermelder, Handfeuertöscher und Feu­
ertöschschläuche kennen und sich über die 
Art der Brandbekämpfung unterrichten. 

Neben der "Sicherheitsrolle" sind in einer 
gesonderten "Dienstanweisung für die SI­
cherheit im Fahrdienst" besondere Vor­
schriften für Kapitäne, Steuerteute, Maschi­
nisten, Inspektoren, Zahlmeister, Wachen 
und dem Kabinenservice aufgeführt. 

Nicht nur Theorie 

Damit dies alles nicht nur graue Theorie 
bleibt, sieht die Dienstanweisung einmal im 
Monat eine .oJarmübung vor. Das "Rollen­
spiel" hat einen genauen Mlauf. "Da muß 
die Feuertöschpumpe mal gestartet wer­
den, da muß mal Wasser fließen, ein Pul­
vertöscher wird gebraucht, die Schnell­
schlußvorrichtungen der Motore werden 
erprobt, Schotten geöffnet und geschlos­
sen", ertäutert Dipl.-Ing. Gerd Schäfer, Be­
triebsleiter und Sicherheitsbeauftragter der 
Köln-Düsseldorfer, die einzelnen Übungs­
teile. Vor allem beim Wechsel von Besat­
zungsmitgliedern ist eine Einweisung der 
neuen Mitartbeiter in ihre Aufgaben im 
Alarmfall notwendig. 

Für den Ernstfall geschult 

Eine Aus- und Fortbildung in Brandbe­
kämpfungsmaßnahmen erhält das nau-
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Oben: Das Steuerhaus mit Fahrputt der Dm· 
chenfe1s. Von hler können alle drei .,AIarmroUen" 
ausgelöst werden. 
Unten: NatOrtic h fehlt auf dem Schiff nicht der 
klassische Rettungsring. 

tisctvtechnlsche Personal der Schiffe alle 
zwei biS dra< Jahre. Mit Unterstützung von 
Fachkräften der einschlägigen Feuerlö­
scherhersteller lemen die Mitarbeiter u. a. 
am realen Brand, wie man a<n Feuer 
• schwarz" macht. 
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Zwei bis dra< Besatzungsmltghooer müssen 
auf j9dem Kabinenschiff Im schweren 
Ate<mschutz ausgebildet sein. Sie sollen Im 
Brandfall eingeschlossene Passagiere ber­
gen. Die Binnenschlffahrts-Berufsgenos­
senschaft führt diese Schulung für Kapitä­
ne, Steuerleute, Matrosen und Maschini­
sten auf den Schiffen durch. Alle drei Jahre 
muß der Lehrgang wlooerholt werden. 
Auch für die Atemschutzgeräteträger ist die 
monathche Alamnübung Pflicht. Der Ar­
beltsmooizlnlsche Dienst der Binnenschiff -
fahrts-Berufsgooossenschaft übemlmmt 
die Ausbildung a<nes Teils der Besatzung in 
Erster Hilfe, so daß auch hier im Notfall 
genügend Ersthelfer zur Verfügung stehen. 
Auffnschungslehrgänge runden dle5eS 
Programm ab. 

Sicherheit zuerst 

Rege Betriebsamka<t herrscht an Deck der 
.Drachenfels". Das modemste der 22 Aus­
flugs- und Kabinenschiffe der Köln-Düssel­
dorfer ankert am Rheinufer In Köln. Neue 

Bei Ausfall der elektri­
schen Pumpen über­
nimmt die motorge­
trieben. Pumpe 1m 
Bug des Schiffs dle 
Wasserversorgung. 

(Fotos: KD 2, Sen 9) 

Fahrgäste werden erwartet. Auf den Decks 
wird .Relnschlff" gemacht, der Nachschub 
für Küche und "Keller" rollt über den Steiger 
an Sord. 

Aber nicht nur für das lelbhche WoInl der 
Fahrgäste Ist gesorgt. Augenfällig sind 
auch die Sicherh9ltsvorlkehrungen auf dem 
rund 600 Personen fassenden Ausflugs­
schiff. So hängt Im Gang zum Aussichts­
deck die .Sicherheltsrolle" für die drei un­
terschloohchen Gefahren,agen. Ein kleines 
Schild gibt die BOOeutung der AlarmsIgnale 
an, darüber ist ein Feuermelder und eine 
Alarmglocke angebracht. 

Unübersehbar auch die Wasseranschluß­
stellen an Deck. Neben ihnen hängen 
Schränke, gefüllt mit a<ner schwenkbaren 
Schlauchhaspel, 25 Meter Feuerlösch­
schlauch und einem Strahlrohr. Die Feuer­
löschanlage, sie Wird auch als Deckwasch­
anlage genutzt, erstreckt sich über das 
ganze Schiff Zwei elektnsche Feuerlösch­
pumpen im Maschinenraum speisen die 
Wasserrohrletungen des Brandschutzsy­
ste<ms. Fallen die elektnschen Pumpen aus, 
übemimmt a<ne motorgetriebene Pumpe 
Im Bug des Schiffs die Wasserversor­
gung. 

Moderne Feuerlöschtechnik 

Schnll klingt die Alamnglocke Im Maschi­
nenraum. Kapitän Helnz Frensel öffnet an 
Deck die Tür, hinter der die Halon-Feuer­
löschanlage steht. .Über ein Rohrsystem 
kann Im Brandfall der Maschinenraum mit 
Halon geflutet werden", erläutert der Kapi­
tän dem "ZIVIlschutz-Magazin" die Feuer­
löschtechnik. Im Maschinenraum ist auch 
die zentrale Feuemneldestelle der automati­
schen Rauchmelder untergebracht. Sie 
Sind In Vielen Raumen an den Decken In­
stalhert. Vorblldhch der Brandschutz in der 
Schiffsküche. Über der Fntüre hängt ein 
Behälter mit einer Löschdecke. WI9 überall 
stehen auch hier Feuerlöscher bereit. Be­
reitgehalten werden auch zwei HItze­
schutzanzüge für die Einsatzkräfte des An­
griffstrupps . 

Etwas umfangreicher Sind die Vorsorge­
maßnahmen auf den Kabinenschiffen. Sie 
Sind mit soner Spnnkleranlage ausgestat­
tet. 

Fähig zur Selbsthilfe 

All diese Maßnahmen fallen unter die Be­
griffe Vorsorge und Selbsthilfe. Sie dienen 
zur Wlrlksamen Gefahrenabwehr biS öffen!­
'che Hilfe elntntl und mindem die RISiken 
für Schiff, Passagiere und Mannschaft. 
Vielfach Wird eine Hilfe von außen nicht nö­
tig sein, und zwar dann, wenn die Besat­
zung des Schiffs als a<ngespieltes Team zur 
schnellen Schadensbekämpfung und Hilfe­
leistung fähig 1St. güse 



Sachstandsbericht des Innenministeriums Baden-Württemberg 
zur Gefahrenabwehr bei Schadensfällen liegt vor 

Mit Basiswissen 
erfüllt die FeuelWehr 
die Aufgabe . 
Umweltschutz" " . 

Die Abwehr akuter Gefahren steht im Vordergrund 

Die Feuerwehren In Baden-Württemberg 
sind "mit den seither bei den Kommunen 
und beim Land ... zur Verfügung stehen­
den Mitteln" nicht In der Lage, notwendige 
Maßn~hmen zu vollZiehen, die eine deutli­
che RISIkominderung bei der Herstellung, 
der Verwendung, der Lagerung und dem 
Transport gefährlicher Stoffe ergeben. Die­
se Ansicht ist das Ergebnis eines Sach­
standsberichtes, den das Innenministerium 
Baden-Württemberg jüngst vorlegte. Nur 
durch eine personelle Aufstockung sowie 
durch eine Aufstockung der Haushaltsmit -
tel können, so der Sachstandsbericht mit 
Stand Januar 1987, Im Feuerwehrbereich 
die notwendigen Maßnahmen für eine Risi­
kominderung ergnffen werden. 

Jährlich rund 
75 000 Feuerwehreinsätze 

Einen immer größeren Raum im Aufgaben­
spektrum und in der Einsatzhäufigkeit der 
Feuerwehren nehmen die Einsätze mit ge­
fährlichen Stoffen ein. "Die Mehrzahl der 
jährliCh rund 75 000 Feuerwehreinsätze in 
Baden-Württemberg muß als umweltrele­
vant eingestuft werden", heißt es im Sach­
standsbericht. Neben der Herstellung, Ver­
wendung und Lagerung birgt besonders 
der Transportberelch Vlele Gefahren ,n sich, 
da durch teilweise nicht beeinflußbare Stör­
einflüsse (z. B. Witterung, Fehlverhalten 
von Verkehrsteilnehmem) ein sehr hohes 
RISiko vorliegt. 

Der Sachstandsbericht will Überlegungen 
zu drei Themenschwerpunkten anstellen: 
1. Die Darstellung und Erkennung mögli-

cher Schadenlagen . 
2. Die mögliche Verbesserung im Organi­

sations-, Ausstattungs- und Ausbil­
dungsbereich, unter Berücksichtigung 
der derzeit üblichen Modalitäten 

3. Die Reduzierung der Auftrittswahr-

schelnlichkeit von "Störfällen" durch Er­
teilung, EInhaltung und Kontrolle ent­
sprechender Auflagen. 

Fünf Schadenklassen 
und verschiedene Kriterien 

Bei der Darstellung der Schadenlagen ging 
man Im Sachstandsbencht ein auf a) die 
KlassifiZierung der Schadenlagen nach vor­
handener Lage beim Eintreffen an der Ein­
satzstelle und b) die Bewertung der Scha­
denlage nach stoffbedlnglem Wirkmecha­
nismus des gefährlichen Stoffes, nach der 
betroffenen Zielgrup und nach dem 
räumlichen Ausmaß der SchadenwIrkung. 

Weil es die Hauptaufgabe der Feuerwehren 
ist, eine Schadenausweitung zu verhin­
dem, ergibt Sich zwangsläufig die Notwen­
digkeit, beim Eintreffen an der Einsatzstelle 
sofort wirkungsvolle Maßnahmen einzulei­
ten. Um dem Einsatzleiter angesichts der 
schwierigen Aufgabe Entscheidungshilfen 
zur Durchführung der Erstmaßnahmen an­
bieten zu können, werden die denkbaren 
Schadenereignisse eingeteilt in fünf Scha­
denklassen. Auch die den Schadenklassen 
zugeordneten Einsatzmaßnahmen sind 
aufgelührt. 

Alleine die Einteilung in Schadenklassen 
reicht aber nicht aus, um einen Eindruck 
von den mögliChen Schadenszenanen ge­
ben zu können. Deshalb muß, so der Sach­
standsbericht des Innenminlstenums, "zu­
sätzlich eine Bewertung der Schadenlage 
nach verschiedenen Kntenen getroffen 
werden, um eine klare Vorstellung von dem 
Schadenszenarium vermitteln zu können". 
Die verschiedenen Kntenen lauten: 

der stoffb9dingte Wirkmechanismus 
des gefährlichen Stoffes, 

die betroffene Zielgruppe und 
das räumliche Ausmaß der Schaden­
wirkung 

Abwehr akuter Gefahren 
steht im Mittelpunkt 

"Das BasIswIssen des Brandschutzes und 
der technischen Hilfeleistung, nicht zuletzt 
die anerzogene sachlich-nüchterne Analy­
se der leweiligen GefahrensItuation, befähi­
gen die Feuerwehr zur Erfüllung der Aufga­
be ,Umweltschutz'. Dabei steht die Abwehr 
akuler Gefahren Im Millelpunkt. Sie Isl auch 
die originäre Aufgabe der Feuerwehr. " -
So heißt es Im Abschmtt "Modalitäten der 
Feuerwehreinsätze (Ist-Zustand)" des 
Sachstandsbenchtes. In diesem Abschnitt 
wird eingegangen auf die Betriebs- und 
Werkfeuerwehren in Baden-Württemberg, 
auf die Gemeindefeuerwehren, Freiwillige 
Feuerwehren, Stützpunkt-, Berufsfeuer­
wehren, auf die Luftbeobachtung sowie auf 
andere Dienststellen/Behörden, die bei be­
sonderen Schadenereignissen um Amtshil­
fe gebeten werden. 

Wichtige Informationen können bei Gefahr­
guteinsätzen an verschiedenen Stellen an­
gefordert werden. Dies sind insbesondere 
das "Transport-, Unfall-, Informatlons- und 
HIlfeleistungssystem" [TUIS), die "Daten­
bank für wassergefährdende Stoffe" (DA­
BAWAS) und das "Informationssystem für 
Umweltchemikalien, Chemieanlagen und 
Störfälle" (INFUCHS). 

Um den "Ist-Zustand" der Feuerwehren in 
Baden-Württemberg zu beschreiben, muß 
u. a. auch eingegangen werden auf Ein­
satZgrundsätze, Feuerwehrdlenst- und Un­
fallverhütungsvorschnften, auf die Aus- und 
Weiterbildung, auf Alarmierungssysteme, 
Ausstattung und Übungen. Dies tut der 
Sachstandsbencht, doch würde es diesen 
Rahmen sprengen, auf all diese Bereiche 
im einzelnen einzugehen. 

Die "Ölwehr Bodensee" soll Jedoch wegen 
ihrer Besonderheit etwas mehr Im Blickfeld 
der Betrachtung stehen. 

Die Ölwehr Bodensee 

"In der Erkenntnis, daß der Bodensee auch 
von den In zunehmendem Maße Verwen­
dung findenden wassergefährdenden Flüs­
sigkeiten, Insbesondere Mineralölen, be­
droht Ist, haben die Anliegerstaaten im 
Rahmen der ,Intemationalen Gewässer­
schutzkommissIon für den Bodensee' be­
reits Im Jahr 1968 eine Empfehlung über 
die Bekämpfung von Ölverschmutzungen 
Im Bodensee ausgearbeitet und eine Inter­
nationale Zusammenarbeit ver~nbart. Dar­
auf aufbauend wurde eine Intematlonale 
Ölwehrorganisation eingerichtet, die sich in 
vier internationale Meldeköpfe und neun 
Ölwehrstützpunkte gliedert. Meldeköpfe 
Sind rund um die Uhr ansprechbare zentra­
le Einrichtungen des Jeweiligen Landes 
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(Kantones) zur Entgegennahme und WeI­
terleitung von Meldungen über Olunfälle Im 
Rahmen der Internationalen Olwehr für den 
Bodensee. Ein Olwehrstützpunkt stellt die 
personelle und technische Einheit zur Be­
kämpfung von Olunfällen dar. 

Baden-Württemberg hat mit 150 km Ufer­
länge einen Anteil von 57 % der Gesamt­
uferlänge von 263 km und muß deshalb 
den Großteil der Olwehr stellen. In Baden­
Württemberg bestehen die Olwehrstütz­
punkte bei den FreIWIlligen Feuerwehren 
Radolfzell, Konstanz, Überlingen und Fried­
nchshafen. Die Stützpunkte sind In Bayem 
bei der Freiwilligen Feuerwehr l.Jndau, In 
Vorarlberg bei der Ortsfeuerwehr Bregenz, 
In der SchweiZ bei der Seepolizei Romans­
horn und Steckbom eingerichtet. Nach el 
nem Grundsatzbeschluß werden Mineral­
ölunfälle mit AuSWirkungen auf den Boden­
see von den Anliegem (länder/Kantone) 
gemeinsam bekämpft . Die Anlieger treffen 
hierfür In gegenseitiger Abstimmung die 
notwendigen orgamsatorischen und tech­
nischen Vorsorgen, die den Erfordemissen 
und dem leweilIgen Stand der Technik an­
zupassen Sind. Ein internationaler Olwehr­
einsatz am Bodensee erfolgt unter der Ge­
samtl8ltung eines Anliegers. Dies Ist grund­
sätzlicH der Anlieger, der den intematlo­
nalen Olalarm ausgelöst hat. Das gesamte 
EInsatzpotential Wird dem Einsatzleiter un­
terstellt. Die j9WElIligen länder/Kantone 
entsenden Verbindungskräfte, In die Ein­
satzl8ltung und ,n die AbschnIttsleitung, die 
auf See openert. Die Alarmlerung und der 
Einsatz erfolgt auf der Grundlage einer In­
ternationalen ,Alarmkarte Seerettung und 
Olwehr Bodensee' mit einem ausführlichen 
Anhang. 

Jeder Olwehrstützpunkt in Baden-Würt­
temberg verfügt über einen speziellen 
Rüstwagen RW 2-See, einen GW-Ol, zwei 
Arbeitsboote, 81nen mobilen Ölabscheider 
auf Anhänger, einen Olsperrentransportan­
hänger mit 240 m Schnellelnsatzölsperre, 
weitere 320 mOIsperren, Absauggeräte 
und Auffangbehälter. Bel den Olwehrstütz­
punkten Konstanz und Fnednchshafen ISt 
zusätzlich )8 ein Olfangschlff (SOG) statio­
mert. Ein weiteres Olfangschiff steht bei der 
Fr9lWllligen Feuerwehr Undau (Bayern) für 
den Einsatz ber8lt. 018 übngen Olwehr­
stützpunkte verfügen uber vergleichbare 
Ausstattung. 

Eine Wirksame Hilfe durch die Olwehr 80-
densee ISt nur bei Unfällen mit Stoffen mbg­
lich, die leichter als Wasser und mcht mit 
Wasser mischbar Sind, z. B. Mineralöle." 

Konsequenzen 

Im Kapitel "Konsequenzen für die Organi­
sation, die Ausstattung und die Ausbildung 
der Feuerwehr" werden Vorschläge ge­
nannt, die sich auf 81ne effizientere Arbeit 
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der Feuerwehren In Baden-Württemberg 
auswirken würden. So sind z. B. personelle 
Aufstockungen für unterstützende und be­
ratende Funktionen bei Einsätzen mit ge­
fährlichen Stoffen wünschenswert. Ebenso 
Wird im Sachstandsbericht u. a. für eine 
"konsequente Ausrüstung aller Stadt- und 
landkreise mit 81n biS zwei Gerätewagen­
Gefahrgut" plädiert. Regelungen für eine 
bundeselnhelthche Ausbildung für Gefahr­
guteinsätze Sind nach M8Inung des Innen­
ministeriums Baden-Württemberg notwen­
dig: "Zu diesem Zweck muß die Verab­
schiedung der Feuerwehrdienstvorschrift 
14/1, Gefährliche Stoffe und Güter, forciert 
betrieben werden." 

Neben anderen Konsequenzen soll auch 
für die "Olwehr Bodensee" eine gezogen 
werden. Dazu heißt es wörtlich Im Bericht: 
"Entlang des Bodensees und der unmittel­
baren Zuflüsse muß eine RIsikominderung 
bei Gefahrenguttransporten erreicht wer­
den. Es ist deshalb zu prüfen, wie dies z. B. 
durch Fahrverbote, Transportbeschrän­
kungen oder Bau neuer vom See abgele­
gener VerkehlSwege verwirklicht werden 

kann. An den Zuflüssen zum Bodensee 
müssen stationäre Sperren (Olsperren) er­
nchtet werden." 

Chemische Industrie 
mit heranziehen 

Wenn diese Vorschläge als Ergebnisse des 
Sachstandsbenchts In die Praxis umge­
setzt werden, dann könnte diese "eine 
deutliche Rlslkomlnderung bei der Herstel­
lung, der Verwendung, der Lagerung und 
dem Transport ergeben". Allerdings, 'SO 
geht aus der Schlußbemerkung des Be­
richts hervor, können diese Maßnahmen 
mit den seither bei den Kommunen und 
beim Land für den Feuerwehrbereich zur 
Verfügung stehenden Mitteln nicht vollzo­
gen werden. "Nebein der Aufstockung der 
HaushaltsmIttel ist Insbesondere auch 81ne 
personelle Aufstockung ZWingend notwen­
dig." Bezüglich der Sachkosten Wird im 
Sachstandsbericht ein überdenkenswerter 
Vorschlag genannt: Hier ,sollte die chemi­
sche Industne als Verursacher zur Kosten­
tragung mit herangezogen werden". boe 

STELLENAUSSCHRIEIBUNO 

Der Bundesverband für den Selbstschutz, eine bundesunmittelbare Körper­
schaft des öff!!ntllchen Rechts, gibt ,m Auftrag des Bundesministers des Innem 
In KooperatIOn mit neun HMsorganlsationen dl8 Fachz8l1schnft ZNitschutz­
Magazin" heraus, die Sich an die haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeiter der 
Einheiten des ~tastrophenschutzes ebenso wie an die Verantwortlichen In 
Politik und Verwaltung wendet. 

Für die Redaktion dieser Z8Itschrift, insbesondere zur Unterstützung der Hilfs­
organisationen bei Beschaffung und Auswahl der Berichte sowie Erarbeltung 
der Druckreife d,,, Manuskripte, suchen Wir 

eine/n MitarbeiterIin, Verg.-Gr. lVa BAT, 

der/die die Benchterstattung der OrganlsatlOnetl koordiniert, stIlsicher redigiert, 
kleinere Beiträge selbst recherchiert und schreibt, Korrektur hest und Termine 
überwacht. 

Femer erwarten Wir gute fotografische und labortechnische Kenntnisse für die 
Bildberichterstattung . 

Eine entsprechende BerufspraJ<Js ist erwünscht. 

Wir bieten außer 81ner angemessenen Vergütung die Im öffent~chen Dienst 
üblichen Soziall8lstungen. 

Wenn Sie interessiert Sind. die Voraussetzungen erfullen und sich den Anfor­
derungen einer abwechslungsreichen Tatigkeit In einem kl8lnen Team gewach­
sen fühlen, fordern Sie für eine schnftliche Bewerbung einen Personalbogen an 
bem 

Bundesverbend für den Selbstachutz 
Bundeshauptstelle 

Eupener Straße 74, 5000 Köln 41 
(Telefon 02 21/49 8&-1) 

Für hauptamtliCh" MltarbPlter des BVS genügt eine formlose Bewerbung. Be­
werbungsschluß ISt der 20. Juli 1987. 



Gerd Krüger 

Ein ~ückblick in die Geschichte der Bundesanstalt Technisches HilfsWerk (Teil 2) 

Die el sten Einsalzfahrzeuge des THW 

Das Kombinations-Kfz "Goliath"-Kombi - Gute Fahreigenschaften, vielsertig zu verwenden • 

Allgemeines 

Im "Zivilschutz-Magazin" 3/86 wurde über 
die "Motorisierten Bereitschaftszüge" (mot. 
BZ) als die ersten Einsatzfi'hrzeuge der 
Bundesanstalt Technisches Hllfswer1< be­
richtet. In diesem Zusammenhang sollen 
aber nicht die "Kombinations-Kfz/Kleinbus 
(Kombij" neben den erwähnten mot. BZ 
vergessen werden. Denn damals trugen 
mot. BZ und Kombi die Hauptlast der Ein­
sätze, wenn es galt sicherzustellen, daß 
Helfer und Ausstattung des THW zusam­
mengefaßt schnell in Katastrophen- und 
anderen Notfällen verfügbar waren. 

Bis Ende 1955 verfügte jeder THW-Lan­
desverband zumindest über einen derarti­
gen Kombi als Mehrzweckfahrzeug. Für die 
fünf größeren Landesverbände war jeweils 

Ma6angaben zum Go­
liath-EXPRESS-Kombi 

ein weiterer vorgesehen. Die Kombis gehö­
ren somit auch in die Reihe der ersten Ein­
satzfahrzeuge des THW. 

Mehrzweckfahrzeug 
mit großer Verwendungsbreite 

Diese Kombinations-Kfz (Kombi) - an­
fangs auch als Kleinbus bezeichnet - wur­
den in erster unie für zwei Hauptaufgaben 
verwendet. Sie dienten je nach Einsatzer -
fordemis als Führungsfahrzeug sowie zum 
Transport von Helfern. Wurde der Kornbi 
ausschließlich für Führungszwecke benö­
tigt, so wurde er insbesondere mit Fernmel­
demittein (Feldfemsprecher, L9Itungsbau­
material, Sprechfunkgeräten) sowie einer 
"Einsatzkiste: Verwaltungs- und Rech­
nungsführung" und mit anderen Hilfsmitteln 

I 

101 
.~-.. 

ergänzt, über die jeder Landesverband ver­
fügte. . 

Darüber hinaus wurden die Kombi im Rah­
men des täglichen Dienstbetnebes als 
leichtes Wirtschaftsfahrzeug für die Zufuhr 
von Gerät und Verbrauchsgütern benutzt 
(z. B. für Versorgungsfahrten zu den THW­
Ortsverbänden). 

Fahrzeug-Typ 

Unter Berücksichtigung der vorhandenen 
Haushaltsmittel wurden im Zuge der Erst­
ausstattung übelWl9gend neben wenigen 
VW-Fahrzeugen "Goliath-EXPRESS-Kom­
bi" beschafft. Die Goliath-Wer1<e gehörten 
zur Borgward-Gruppe. 

/' 

~ 

~ --
lI! \ 

L::J 
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Rechts: Ein Foto aus dem Jahre 1956. Oie 
EinS8tzfahrzeuge des THW-Landesverbandes 
Baden-WOrttemberg sind zu einer Übung auf-
gefahren (Foto: Pfundt) 

Dieser Goliath-Kombl hatte damals die Vor­
züge eines leistungsfähigen Ueferwagens, 
verbunden mit der Bequemlichkeit, Wen­
digkeit und dem Fahrkomfort e<nes moder­
nen Personenwagens. Aufgrund der weit 
zu öffnenden Doppeltüren war das Aufsit­
zen schnell und mühelos möglich. Insge­
samt acht THW-Helfer (einschließlich Fah­
rer) fanden reichlich Platz. Hinter der letzten 
Sitzbank konnte noch zahlreiches und 
spemges Gerät im Bedarfsfall zusätzlich 
ver1astet werden. Dtfrch die breite Hecktür 
war dieses schnell greifbar. 

Wenn der Kombi für Matenaltransporte ein­
gesetzt werden sollte, so waren ohne ~ 
Werkzeuge nur wenlQ9 Handgnffe erforder -
lich, um d~ belden Sitzbänke heraus­
zunehmen. Es war dann ein Laderaum 
von fast 6 m3 - be einer Nutzlast von 

phenschutz (Bundesausstattung) be­
schafft. Bisher wurden Ford-Kombi als 
Führungskraftwagen der Technischen Ein­
satzleitungen (FüKw TEL), Funkkraftwagen 940 kg - verfügbar. 

der Femmeldezüge (FuKw FMZ) und Sani­
tätsgruppenkraftwagen der Sanitätszüge 
(SanGrKw Sz) ausgenüstet und zuge~­
sen. 

Im unwegsamen Gelände, bei unbefestlg­
ten Wegen sowie Schnee und Glatteis 00-
währten Sich die relatIV guten Fahreigen­
schaften. Bedingt durch den Frontantrieb 
wurden derartige Situationen Sicher gemei­
stert. 

Nachtrag zum mot. BZ "Opel" 

Technische Daten 

Ergänzend zu den Kfz.-Abmessungen, die 
aus der Skizze entnommen werden kön­
nen, selen noch einige technische Daten 
genannt. Der wassergekühlte Zweitakt -
Motor (900 cm3 Hubraum) leistete 40 PS 
be 4 000 U/mln. Die Höchstgeschwlndlg­
kelt lag bei 98 kmlh. Das 4-Gang-Getnebe 
war volIsynchronisiert . Die Steigfähigkeit 
(vollbeladenes Fahrzeug) ootrug Im 
1. Gang 24%. Auf 100 km Fahrstrecke 
wurden 7,91 Kraftstoff verbraucht. Mit einer 
Tankfüllung konnten ca. 480 km zunückge­
legt werden. 

Weitere Entwicklung 

DIe Nachnüstung mit blauer Rundumkenn­
leuchte und akustischer Wame",nchtung 
erfolgte 1956. StandheIZungen wurden ,m 
Laufe des Jahres 1958 eingebaut. 

D~ letzten "Goliath" -Kombl liefen beim 
THW biS Anfang der 70er Jahre. D~ e<gent­
liche Produktion war schon lange vorher 
eingestellt worden. 

(ZS-Magazin 3/86) 

Der motonslerte BereItschaftszug "Opei" 
bestand bekanntlich aus zwei geschlosse­
nen Bereitschaftswagen (mot. BW). Die 
Nutzlast betrug lewells 1,75 t. Zu Jedem 
Zug gehörte je ein mot. BW "Bergung" und 
"Instandsetzung". Die Ausstattung d~r 
mot. BW war entsprechend der Aufgaoon­
bezeichnung verschieden, aber dennoch 
mrte<nander kombln~rbar. Sie war auch 
hier, Wie be den mot. BZ "Tempo-Mata-

dor" und .. Ford", auf den Bergungsdienst 
und die allgemeine technische Katastro­
phenhilfe abgeslimmt. 

D~ Bezeichnung "Instandsetzung" bezog 
Sich dabe In erster Ume nicht auf Hllfele<­
stungen In der VersorgungsWIrtschaft, son­
dem hauptsächliCh auf die Schadensbehe­
bung bzw. -begre<nzung an Bauwerken so­
wie auf Raumarbelten und das Hernchten 

Als Nachfolgefahrzeug wurde allerdings 
schon sehr fnühzeltlg beim THW der IIW­
Kombi als Standardmodell endgültig einge­
führt und dann über Jahrzehnte ,n großer 
Stückzahl eingesetzt. ZWischenzeitlich Wird 
nunmehr beim THW - als dnttes Fabri­
kat - der Ford-Kombi gefahren. Das glei-
che Basisfahrzeug wird für den Katastro- Der Bereitschaftswagen . Instandsetzung" durchfAhrt ein Oberllutetes Gelände. (Foto: THW-Archiv) 
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von Übergängen (behelfsmäßiger Stege­
und Brückenbau). 

Das Geräteverzeichnis des mot. Das Gerä­
teverzeichnis des mot. BZ "Ope" beinhaltet 
die nachfolgende Ausstattung. 

Bei der Beurteilung dieser Ausstattung mit 
der jetzigen des KatS-Bergungsdienstes 

Bereitschaftswagen "Bergung" 

Gerätekisten (Nr. + Inhalt) 

3 Holzbearbeitung 111 
7 Steinbearbeitung 

11 Hilfsgeräte 
13 Scheinwerfer 
14 Kabelverteiler 
16 Sprenggerät 
17 Gasabwehr 
18 Filter 620 

104 Tiefbohmammer 
105 Tiefbohmammer-Zubehör 

Elektriker Werkzeug 

Einzelgeräte 

1 Asbestanzug im Sandsack 
15 Bindeleinen 
5 Bohrstangen (1 GK 105) 
1 Bohrgebläse 
1 Bockwinde 3 t 
2 Brechstangen mit Klaue, 1,20 m 
1 Brennschneidgerät 
1 Bügelsäge 1 m 
1 Bosch-Bauhammer 
1 Drahtschneider, 

isoliert mit Fanghaken 
1 Drahtseil 16 mm 0, 25 m, 1 Kausche 
1 Drahtseil 16 mm 0, 5 m, 2 Kauschen 
1 Drahtseil 12 mm 0, 3 m, 2 Kauschen 
1 Eimer 
1 Erdankerplatte 
3 Erdankerarme 
7 Erdankernägel 
1 Ersatz-Gasflasche 
1 satz-Sauerstoffflasche 
2 Flaschenzugkloben 3 t 
1 ,Flaschenzugseil 0 26 mm, 60 m 
5 Gasmasken 
2 Haardecken 
2 Halteleinen 0 13 mm, 20 m 
4 Handlampen, elektr. 
1 Handscheinwerfer, elektr. 
2 Hanfseile 0 25 mm, 25 m 
1 Hanfseil 0 40 mm, 6 m 
2 Hebebäume 3 m 
1 Holzaxt 
3 Kabeltrommein 50 m, 3 x 2,5' 
1 Kabeltrommel 200 m, (1 x 7 x 0,52) 

Einfachsprengkabel 
1 Kabeltrommel 100 mm, 

(2 x 7 x 0,52) 
Doppelsprengkabel 

1 KalIschrotmeißel 125 kg 
1 Kanister Gemisch 10 I 
1 Kanister Öl 2 I 
1 Kanister Petroleum 5 I 
1 Krankentrage 

müssen natürlich drei Faktoren mIteInbezo­
gen werden: der technische EntwIcklungs­
stand (VIIas war auf dem MarKt?), die Haus­
haltssituation und die veränderte Aufga­
bensteIlung. 

Abschließend noch ein HinweiS zur Identifi­
zierung der beiden mot. BW. Bel belden 

3 Kreuzhaken 
100 Sandsäcke 

3 Sandschaufeln 
2 Sauerstoffschutzgeräte Dräger 

KG 210 
3 Scheinwerfergestelle mit Gelenkstück 
2 Schlauchbrücken 
2 Schraubenwinden 20 t 
1 Schwedenrohrzange 
3 Signalflaggen rot 
3 Stahlrollen 0 38 mm, 1,20 m 
6 Starklichtfackeln 
2 Steckleitern 
4 Steingabeln 
1 Spillseil 50 m 
1 Stromerzeuger 3 kW, 

220 V Wechselstrom 
1 Sturmlaterne, weiß mit Ersatzglas 
1 Sturmlaterne, rot mit Ersatzglas 
1 Schachtel Sturmzündhölzer 
1 Transformator 
1 Verbandkasten (Feuerwehr) 

12 Verbandpäckchen 
1 Vorschlaghammer 
1 Zughub 4,5 t, 3 m Hub 

• 
Bereitschaftswagen "Instandsetzung" 

Gerätekisten (Nr. + Inhalt) 

1 Holzbearbeitung I 
2 Holzbearbeitung 11 
4 Holzbearbeitung IV 
5 Stahlbearbeitung I 
6 Stahlbearbeitung 11 
8 Klammern, Draht, Laschen 
9 Schrauben 

10 Bandstahl, Nägel 
12 Hebezeug, Zubehör 
15 Elektr. Bohrmaschine, 5-Gang 

100 Motor -Kettenzugsäge 
101 Führungsschiene 
102 Sägebügel 
103 Schleifapparat 

Einzelgeräte 
1 Batteriekasten (Dominit) 

45 BIndeleinen 
1 Oexel 
1 Drahtschneider 
1 Ersattstiel(e), für Oexel 
2 Ersatzstiel(e), für Holzaxt 
3 Ersatzstlel(e), für Kreuzhacke 
3 Ersatzstiel(e), für Sandschaufel 
2 Ersatzstiel(e), für Schlegel 
1 Ersatzstiel(e), für Spaten, kurz 
1 Ersatzstiel(e), für Spaten, lang 
2 Ersatzstiel(e), für Steingabel 

Wagen bestand die Dachlast aus je zwei 
Steckleiterteilen, und beim mot. BW "In­
standsetzung" kamen noch die drei Bock­
beine des schwenkbaren Hebebocks hin­
zu. Mit jedem mot. BW konnten fünf Helfer 
und die Fachausstattung eines Einsatz­
trupps der THW transportiert werden. 

1 Ersatzstlel(e), für Vorschlaghammer 
1 Flaschenzugkloben 
1 Flaschenzugseil 
6 Fluchtstäbe 
5 Gasmasken 
4 Handlampen, elektr, 

10 Hartholzkelle 200 x 300 mm 
4 Hartholzplatten 

50 x 300 x 300 mm 
2 Hartholzplatten 

100 x 300 x 300 mm 
1 Hebebock und Schwenkmast 

3 Bockbeine 4,00 m 
1 Kopfplatte 
2 Fußplatten, klein 
1 Fußplatte, groß 
1 Kopfstück (in GK 12) 

1 Holzaxt 
1 Kabeltrommel 

für Einfachsprengkabel 200 m 
1 Kabeltrommel 

für Doppelsprengkabel 100 m 
mit Tragegestell und Kurbel 

1 Kantenreiter 
1 Kette 0 23 mm, 5 m 
1 Kette012mm,3m 
3 Kreuzhacken 
2 Kronenbohrer 0 4, 1 m 
2 Ladestöcke 1 mund 2 m 
2 Meßstäbe 2 m 
2 P,onlemosen 
2 Räumlöffel 1 mund 2 m 
1 Rohrzange mit Kugelgewerbe 
2 ROllbrechstangen 1,36 m 
3 Sandschaufeln 
3 Signalflaggen 
1 Spannsäge 
2 Spaten kurz 
2 Spaten lang 
1 SpiliseH 50 m 
1 Sprengstoff-T ransportbehä~er 
2 Schlauchbrücken 
2 Schlegel 
2 Schrotsägen 
4 Starklichtfackeln 
2 Steckleltem 
1 Stelnmelßei-Bohrer 0 36 mm, 0,75 m 
1 Steinmeißel-Bohrer 0 40 mm 0,75 m 
1 Steinmeißel-Bohrer 0 40 mm, 0,50 m 
2 Strickleitern 
1 Sturmlaterne weiß und Ersatzglas 
1 Sturmlaterne rot und Ersatzglas 
1 Schachtel Sturmzündhölzer 

12 Verbandspäckchen 
1 Vorschlaghammer 
2 Würgeketten 
2 ZIehhacken 
2 ZImmermannsstahlwInkel 
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Dipl. -Ing. Karl Kiefer 

Hohe Zuschüsse 

Damit haben sich die finanZiellen Zuwen­
dungen Jedoch noch nicht erschöpft. Für 
eventuelle Erschwemlsse ,m Zusammen­
hang mit dem Bau des SchutzraL'mes er­
halten pnvate Bauherren 61nen wEllteren 
Pauschbetrag In Höhe von 50, - DM pro 
Schutzplatz. Sowohl der Zuschuß für das 
Tor als auch der Erschwemlszuschlag für 
pnvate Bauherren sind Fixbeträge, welche 
Im Gegensatz zu den Grundpauschbeträ­
gen mcht fortgeschneben werden, d. h. bei 
einer Änderung des BaupreisIndexes blei­
ben sie unverändert. 

für neuen Schutzraumtyp 

Mit neuem SChutzraumtyp wird eine Lücke geschlossen Der Zuschuß wird in zwei Raten ausbe­
zahlt. Die erste Rate nach Rohbaufertlgster­
lung, die zweite Rate nach Gesamtfertig­
stellung und mängelfreier Abnahme des 
Schutzraumes. 

ZIVilschutz, als Teil unseres umfassenden 
HIlfeleistungssystems gegen Risiken und 
Gefahren, ISt ohne Schutzraumbau nicht 
denkbar. Nur wenn ausreichend Schutz­
plätze zur Verlügung stehen, besteht für 
den Bürger auch die Möglichkeit, Katastro­
phen und schwere Unglücksfälle unverletzt 
zu überstehen. Sowohl schwere chemi­
sche Unglücksfälle als auch länderüber -
greifende Katastrophen haben gerade In 
letzter Zelt die Notwendigkeit einer ausrei­
chenden Versorgung der Bevölkerung mit 
Schutz plätzen notwendig gemacht. 

Zuschüsse 

Die Zuschüsse, welche mit dem Baupr6ls­
Index fortgeschrieben werden, Sind allein 
von dem Fassungsvermögen und SOmit 
unmittelbar von der Schutzraumgröße ab­
hängig (Taqelle, Stand I. Quartal 1987). 
Wird der Schutzraum als liefgarage ausge­
baut, werden zusätzlich 25 000, - DM für 
den Einbau eines großen Stahlbetonab­
schlußtors vom Bund ausbezahlt. 

Antrag 

Da es zur Zelt noch kein verÖffentlIChtes 
eigenes Antragsverfahren für Grundschutz­
räume mittlerer Größe gibt, Wird das Ver­
fahren zur Zelt ähnlich dem Verfahren für 
Mehrzweckanlagen abgeWickelt, wobei 
eine endgültige Festlegung des Verfahrens 
noch offen ist. 

Mit Bekanntgabe der Bautechnischen Pauschbeträge für Grundschutzräume mittlerer Größe 
Grundsätze für Grundschutzräume mittle­
rer Größe wurde durch den Bundesminister 
für Raumordnung, Bauwesen und Städte­
bau ein neuer Schutzraumtyp In der Bun­
desrepubhk eingeführt. Dieser Schutz­
raumtyp gliedert Sich nahtlos In das beste­
hende Schutzbauprogramm des Bundes 
61n, da hinSichtlich des Fassungsvermö­
gens die Lücke zwischen den Hausschutz­
räumen mit 7 biS 50 Schutzplätzen und 
den Großschutzräumen mit 300 biS 5 000 
Schutzplätzen geschlossen Wlrd. 

Größe 

Das Fassungsvermögen solch eines 
Schutzraumes muß mindestens 51 
Schutzplätze betragen, 299 Schutzplätze 
durfen nicht überschntten werden. Pro 
Schutzplatz ISt ein Quadratmeter Grundflä­
che zuzüglich ca. 15 % für techmsche 
Nebenräume erforderlich. Daher ist dieser 
Schutzraumtyp Insbesondere für kl<l1nere 
Wohnungsanlagen geeignet, zumal ab 
einer Größe von mehr als 150 Schutzplät­
zen der Schutzraum als T I9fgarage ausge­
baut werden kann (ab ca. 6 biS 8 Einstell­
plätze). 

Da dl9 sChutzbaubedingten Mehrkosten 
durch pauschalierte ZUSChüsse Im allge­
meinen vollkommen abgedeckt werden, ist 
dieses Schutzbauprogramm auch fur pn­
vate Bauherren und Bauträger äußerst in­
teressant. 

20 ZS·MAGAZJN !>'87 

Stand: 1/87 

Anzahl der 
Schutzplatze 

51 bis 70 
80 
90 

100 
110 
120 
130 
140 
150 

Anzahl der 
Schutzplatze 

151 
180 
170 
180 
190 
200 
210 
220 
230 
240 
250 
260 
270 
280 
290 

~ 299 

Zuschuß J6 Schutzplatz 

1408 DM 
1345 DM 
1292 DM 
1 247 DM 
1206 DM 
1 172 DM 
1 140 DM 
1 112 DM • 
1086 DM 

Zuschuß J6 Schutzplatz 

ohne mit 
Sandvorfilter SandllOrfilter 

1 197 DM 1352 DM 
1 176 DM 1324 DM 
1 155 DM 1297 DM 
1 136 DM 1270 DM 
1 118 DM 1245 DM 
1 101 DM 1223 DM 
1086 DM 1202 DM 
1070 DM 1 181 DM 
1056 DM 1 163 DM 
1 043 DM 1 145 DM 
1030 DM 1 129 DM 
1019 DM 1 113 DM 
1008 DM 1 098 DM 

997 DM 1084 DM 
987 DM 1070 DM 
977 DM 1059 DM 



Bundeszuschüsse erhält man nur auf An­
frag, der bei der Gemelndeverwattung ein­
gereicht werden muß. Es ist nicht erforder­
lich, daß bei AntragsteIlung bererts die Ge­
samtplanung bzw. die Schutzraumplanung 
im Detail vorliegen muß. 

Zur AntragsteIlung genügen: 

a) Skizzen des geplanten Bauwerl<s (ohne 
ZivIlschutznutzung) 

b) Baubeschreibung mit Angaben über 
voraussichtlichen Beginn und Fertigstel­
lung des Bauwerl<s 

c) Umrißskizzen des geplanten Schutzrau­
mes mit Angabe der vorgesehenen 
Schutzplätze 

d) Angaben über die Höhe des höchsten 
Grundwasserstandes und der Höhe der 
Sohle des geplanten Schutzraumes 
(über NN) 

e) Lageplan (M 1 : 1 CXXJ) 

Der Antrag wird von der Gemeindeverwal­
tung um ein Gutachten hinsichtlich der zivil­
schutzmäßigen Erfordernis, sowie bei 
Schutzräumen mit mehr als 150 Schutz­
plätzen mit einer Beurteilung der Brandge­
fährdung ergänzt. Da es sich bei diesem 
neuen Schutzraumtyp um öffentliche 
Schutzräume handelt, muß sich die Ge­
meinde bereiterl<lären, den Schutzraum 
nach § 18 Abs. 3 Schutzbaugesetz in Ver­
bindung mit Art. 104a Grundgesetz zu ver­
walten und zu untemalten. Zu beachten ist 
hier, daß die Gemeinde nur die persönli­
chen und sächlichen Verwaltungskosten zu 
tragen hat, die ZWeCkkosten für die War­
tung trägt dagegen der Bund. 

Die vervollständigten Antragsunterlagen 
werden durch die Gemeinde über den Lan­
desinnenminister an den Bundesminister 
des Innem weitergeleitet. Die ZlVllschutz­
mäßige Anerl<ennung durch den Bundes­
minister des In'nem ertolgt unter Berück­
sichtigung der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel. Aus diesem Grund ist es 
erforderlich, den Antrag frühzeitig, minde­
stens jedoch ein Jahr vor Baubeginn zu 
stellen. 

Der Bundesverband für den Selbstschutz 
berät kostenlos Bauherren, Architekten 
und Fachingenieure in allen Planungspha­
sen. 

Technik 

Eine staatliche Förderung kann nur erfol­
gen, wenn der Schutzraum den Bautechni­
schen Grundsätzen für Grundschutzräume 
mittlerer Größe, Fassung Mai 1986 ent­
spricht. Diese Bautechnischen Grundsätze 
enthalten technische Bestimmungen und 
Anforderungen hinsichtlich Schutzumfang, 
Raumbedarf und raumlufttechnischer Ver­
sorgung. 

Einbaubeispiel eines Schutuaume. mittlerer GröSe 
KeIlergrundriß ohne Schutzraum 

I 
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Einbauboispiel einos Schutzroumoa mittlerer GröBe 
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Fassungsvermögen ~ 150 SchutzpiAtze 
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EInbaubeispiel eines Schutzraumes mittlerer Größe 
KeliergrundriB mit Schutzraum 
Fassungsvermögen > 150 SchutzplAtze' 
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Grundschutzräume mittlerer Größe müs­
sen den Anforderungen des Grundschut­
zes genügen, d. h. ein Schutz 

gegen herabfallende Trummer, 
gegen BrandeinwIrkungen, 
gegen chemische Stoffe 
und gegen radioaktive Nl8derschläge 

mit der Möglichkeit eines Aufenthalts von 
mindestens 14 Tagen gewährleisten. 

Die Trümmersicherhelt des Schutzraumes 
Wird durch Ansatz von statischen Ersatzla­
sten erzielt, welche von der Konstruktions 
art des Gebäudes, MauerwerkSbauwerk 
oder Skelettbauwerk, und von der Gebäu· 
dehöhe abhängig sind. Eine Mlndestbe­
wehrung In Höhe von 0,2 % des Bauteil 
querschnitts dart nicht unterschntten wer 
den. Es dart nur Stahlbeton der Mlndestgü 
te B 25 verwendet werden. Mauerwerk ist 
nicht zulässig. 

HinSichtlich des Strahlenschutzes ISt ein 
Schutzfaktor einzuhalten. Die radloaktwe 
Strahlung Im Aufenthaltsraum des Schutz 
raumes muß mindestens 100 mal gennger 
sein Wie Im Freien. Dies bedeutet. daß eine 
Strahlenabschwächung mittels entspre­
chend dimenSionierten Umfassungsbaut8l­
len des Schutzraumes sowie bei den Ein· 
gangsbauwerken mittels geeigneter kon­
struktiver Maßnahmen (AbwInkelungen) er· 
folgen muß. Deckenflächen müssen min 
destens 40 cm diCk, Umfassungswände 
und Schleuseninnenwände mindestens 
30 cm dick In Stahlbeton ausgebildet wer­
den. 

Scwohl die radioaktiven Niederschläge als 
auch chemische Stoffe dürten nicht In das 
Innere des Schutzraumes gelangen. Der 
Schutzraum ist daher gasdicht auszubilden 
(gasdichte Türen). Im Schutzraumlnnem 
muß durch die raumluftiechnlsche Anlage 
ein lJberdruck von 50 Pa sIchergestellt 
werden, welcher das Elndnngen gesund­
heitsschädlicher Stoffe verhindert. 

In brandschutz1echnlscher Hinsicht genügt 
ebenfalls eine Deckenstärke von 40 cm 
Stahlbeton. Die Betondeckung braucht 
nicht erhöht zu werden. Die äußeren Gas­
türen (GT) müssen feuerbeständig (F 90), 
die Inneren Gastüren mindestens feuer­
hemm8lnd (F 30) S81n. Da die Gastüren 
nicht selbstschließend Sind, können unter 
Umständen lusätzlicil8 Feuerschutzab­
schlüsse (z. B. bei Ausbildung des Schutz­
raumes als lIefgarage) ertorderlich wer­
den. 

In raumlufttechnIscher HinSicht unterschei­
det man Grundschutzräume mittlerer Grö­
ße mit einem Fassungsvermögen von 51 
biS 150 Schutzplätze und solche mit ei­
nem Fassungsvermögen von 151 biS 
299 Schutzplätze. Sowohl für den Normal­
WI8 für den Schutzluftfall ISt für Schutzräu­
me biS ZU einem Fassungsvermögen von 
150 SChutzplätzen ein Luftvolumenstrom 
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von 3.0 m3 pro Stunde und Schutzplatz Staubfiiter der Filterklasse EU3 und über 
und bei Schutzräumen mit einem Fas- Raumfi~er R3 bzw. R6 mit L6-Venlilatoren 
sungsvermögen von mehr als 150 Schutz- in das Schutzrauminnere gefördert. Bel 
plätzen ein Luftvolumenstrom von 4.5 m3 Vorliegen erhöhter Brandgefahrdung muß 
pro Stunde und Schutzplatz ertorderllch. zusätzlich ein strahlengeschützter Sand­
Bis zu einem Fassungsvermögen von vorfilter eingebaut werden. Im Normalluftfall 
150 Schutzplätzen erhalten Grundschutz- ertolgt In allen Fällen 81ne Förderung der 
räume mittlerer Größe grundsätzlich einen Außenluft über Staubfilter, welche nicht 
Sandhauptfilter in Kombination mit L6-Ven- strahlensicher eingebaut werden müssen. 
tilatoren. B8I einem Fassungsvermögen Daß dl8seS Schutzbauprogramm außerst 
von mehr als 150 Schutzplätzen Ist ZWI- attraktiV ist, zeigt Sich an der hohen lnan­
schen gennger und erhöhter Brandgefahr - spruchnahme der hlertür vorgeseherl8n 
dung zu unterscheiden. Bel gennger staatlichen Mittel. Der Bau von Schutzräu­
Brandgefährdung Wird die Außenluft im men Wird durch diesen neuen Sc;hutzbau-
SchutzJuftfali über strahlengeschütZte typ sicher POSltw beenflußt. 

STELLENAUSSCHREIBUNO 

B8I der KatastrophensChutzschule Hessen In Gelsenhelm-Johannisberg/ 
Rheingau ist ab sofort die Stelle 81nes 

Ausbilders 
Hauptgebiet: Bergung,dienst 

zu besetzen. 

Der AufgaJbenberelch umfaßt: 
Mitwirkung bei Planung, Vorbereitung und Durchführung von Lehrgan­
gen und Ausbildungsveranstaltungen für den Katastrophenschutz, Ins· 
besondere für den Fachdienst Bergungsdienst 
die Erarbeltung/Aktualisierung von Ausbildungsunterlagen und die Mlt­
wir1lung bei Katastrophenschutzübungen, auch an Wochenenden. 

Der Bewerber sollte folgende Voraussetzungen ertüllen: 
Mittlere Reife oder mlnd. qualifiZierter Hauptschulabschluß 
Abgeschlossene Berufsausbildung - magl mit Melster- odervergllllch­
barer Prüfung - 'n einem praktisch-technischen Beruf oder vergleich­
bare Fähigkeiten und Ertahrungen 
Ertahrung In Ausbildungstätigkeit 
Fahrerlaubnis der Klasse 3, möglichst auch der Klasse 2 
Atemschutz1augl~hkelt nach G 26 

Bevorzugt werden Bewerber, die bereits Ertahrung als Untertührer oder 
Führer ,n einer Katastrophenschutz-OrganlSatoo, Insbes, ,m Bergungs 
dienst besitzen. • 

Das Beschäftigungsverhältnis richtet Sich nach den Bestimmungen des 
Bundes-Angestellten-Tanfvertrages (BAT). Die EingruppIerung ertolgt nach 
den .Richtlinien über die EingruppIerung des Ausbildungspersonals an den 
Katastrophenschutzschulen der Länder" In Vergütungsgruppe V c mit der 
Möglichkeit des Bewährungsaufstiegs nach V b. 

Bewerbungen mit handgeschnebenem Lebeinslauf, lichtbild, beglaUbigten 
Zeugnlsabschnften über Ausbildung und bisherige Taligk8iten sowie Nach­
weise über besondere Fachkenntnisse werden biS zum 25. Juli 1987 erbe­
ten an die 

Katastrophenschutzschule Hessen 
Johannisberg - Hansenbergallee 

Postfach 22, 8222 Gelsenheim 

Persönliche Vorstellullg nur nach Aufford< rung. 

Gelsenhelm liegt am Rhein Im landschaftlich reizvollen Rheingau (25 km 
westI. von WiesbadenlMainz, 3 km ostwärts von Rudeshe,m), ca. 12 000 
Bnwohner, alle Schulen am Ort, lediglich Realschule In Rüdesheiln Der 
Stadtteil Johannisberg liegt etwa 3 km vom Ortskern am Hang des RheIn­
gaues 



Helmut Waas 

ABC-Zug München-Land verstärkt 

• 

"Gerätewagen-Umweltschutz": 
Schnelle Hilfe bei Gefahrgut-Unfällen 
In rund 1 000 Arbeitsstunden wurde aus einem alten Feuerwehrwagen ein modemes Fahrzeug 

Mit der rasch fortschreitenden technischen 
Entwicklung verändern Sich auch die Ge­
fahren, die dem Menschen drohen. Trotz 
strenger Auflagen, sowohl bei Produktion 
wie bei Transport, lassen Sich Zwischenfäl­
le nicht ausschließen, bei denen gefährliChe 
Stoffe frei werden. 

Urn diesen Gefahren zu begegnen, stellte 
der Landkreis München einen .Gerätewa-

. gen Umweltschutz" (GW-U) in Dienst. 
Landrat or. Gillessen übergab das Fahr­
zeug, das vor allem bei Unfällen mit chemi­
schen Stoffen zum Einsatz kommt, an den 
Zugführer des 1. ABC-Zuges München­
Land, Borlk. 

Bereits seit 1978 besaß der 1. ABC-Zug 
München-Land einen für Gefahrgut-Einsät­
ze umgebauten Unimog. 

Nachdem die Ausrüstung Im Laufe der Zeit 
aber erweitert wurde und im Jahre 1985 
eine größere Chemieschutz-Ergänzungs­
ausstattung hinzukam, stellte sich'die Fra­
ge nach der Unterbringung dieser Ausstat­
tung. 

Zu diesem Zeitpunkt musterte die Berufs­
feuerwehr München ehemalige Rüstwagen 
aus: Eines dieser Fahrzeuge, ein RW 3 
Staffel Magirus-Deutz 200 0 16 A, konnte 
das Landratsamt München im April 1985 
erwerben. Der Unimog wurde zum selben 
Zeitpunkt verlkauft. Vom Juni 1985 bis Fe­
bruar 1986 setzten die freiwilligen Helfer 
des ABC-Zuges das neue Fahrzeug In 
mehr als 1 000 Arbeitsstunden instand 
bzw. bauten es für Ihre Zwecke um. 

Die Besatzung des GW-U besteht aus 
sechs Mann. Die technische Ausstattung 
des GW-U ermöglicht das Auffinden und 
Bestimmen von bekannten und - einge­
schränkt - von unbekannten Stoffen In 

gasförmiger, flüssiger oder fester Form so­
wie deren Beseitigung, soweit es sich um 
flüssige oder feste Materialien handelt. 

So sind mehrere Gasspürgeräte samt Prüf­
röhrchenkoffer (inzwischen 46 verschiede­
ne Sorten) vOrlhanden, ebenso zwei oräger 

Rechts: Landrat 
Dr. GlIIessen übergibt 
den GW-U an den 
ABC-Zug München­
Land. Von rechts: 
Dr. Blüml (Landrats­
amt), Landrat Dr. Gil­
lessen, Zugführer 
Bork, Gruppenführer 
Kirmes, die Herren 
Haigl und Bach (beide 
landratsami) sowie 
Herr Kaiser (THW). 

Unten: Der neue Ge­
rätewagen vor der 
Münchner Unterkunft. 
(Fotos: Helmut Wass) 

Gasspürlkoffer und dfei Combiwam-Geräte 
zur Überwachung von explosionsgefährde­
ten Bereichen. 

Zur Schadensbeseitigung besitzt das Fahr­
zeug vier verschiedene explosionsge­
schützte Säurepumpen samt zugehörigen 
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Schläuchen und Armaturen. Die Ausstat­
tung umfaßt zudem speztelles Werkzeug 
aus nicht funkenreißendem Matenal sowie 
verschKldene Auffangbehälter mit einem 
Fassungsvermögen zwischen 30 und 
5 000 lItem. Außerdem Sind ÖI- und Säu­
reblndemlttel verladen. 

Zum Schutz der eingesetzten KrMe sind 
sechs Preßluftatmer mit VolIsIchtmasken, 
davon vier mit Maskensprechgarnltur für 
Handspreehfunkgeräte, auf dem Fahrzeug 
verladen. Weiter stehen noch vier gasdich­
te Chemieschutzanzüge und zwei Chlor­
gasschutzanzüge zur Verfügung. 

Zur Stromerzeugung und Ausleuchtung an 
den Einsatzstellen beSitzt das Fahrzeug 
mehrere tragbare Stromerzeuger und ei­
nen auf sechs Meter aUSZIehbaren licht­
mast mit Halogenscheinwerfern. 

Der "Gerätewagen Umwenschutz· ist Im 
Katastrophenschutzzentrum Haar beim 
1 ABC-Zug München-Land stationiert. Er 
wird ,m LandkrElis München bei Gefahrgut -
Unfällen In Zusammenarbeit mit den Frei­
Willigen Feuerwehren verwandt. 

Bel den bishengen Einsätzen des GW-U 
hat sich sowohl die Konzeption als auch die 
Ausstattung bewährt, 

Beladellsta des Gerätewagen Umweltschutz 
des Landkreises München. Stationiert beim 
1. ABC-Zug München Land 

1. Atem- und KlJrperschufz 

6 PreIlIuftatmer DA 5811600 

12 Reserveftaschen zu DA 5811600 

6 Atemschutzmasken. davon 4 mrt Funk-
Sprechgamitur 

12 Atemluftschraubfi~9f FE 55 

2 Chlorgas - Schutzanzuge "VAUTEX" 
4 Gasschutzanzuge ~BETEX~ 

6 Paar GurnrTllstJ8fel 
6 GummIschurzen 

6 Cheme-Schutzbrilen • 
6 Paar Saureschutz-Handschuhe ~ Form 
6 Paar 5aureschutz-Handschuhe kurze Form 

Einmalhandschuhe 
Einmal-Uberschuhe 

2. Me/Jgerilto 

3 Comblwam-Gorato (Orage~ 
7 Gasspürgeräte 

Prufröhrchen (46 versch. Arten) zu Gasspur­
gerat 

Probenontnahmegeräl. Probenbehä~Of, ph­
Wort Papier ete. 

3. Ger~te zum Umfuflen, siiurebest8rdg 

1 Handumfullpumpe aus Edelstahl 
2 Faßpumpen mt versch. Saugrohren (Polyproy­

Ien. Edelstahl) 
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1 Umfüllpumpe, 700 Vmn Leistung, Zugelassen 
fur A I-Flüsstgke<ten 

Schlauche aus säurefestem Matenal 

Schläuche aus Edelslah (z. B. fur Benzol 90-
"'9nel) 
SalZ Tankwagen - Ubergangsstuck aus Edel­
stahl 

DB-Kesselwagenubergangsstuck aus Edel-_ 
stahl 

Übergänge von Schraubkupplung auf C-Kupp­
lung (notwendig, da alle Armaturen mit 
Schraubkuppiung ausgeslatlet SAnd) 

4 Abdichtmaterial 

1 Satz pneumatische Leckdichtkissen Densobin­
clan 
Aluminium-Binden 

Keile und Propfen aus Holz und Kunststoff 
Hanl 

Lehmmehl 

Säurefeste Dichtmasse 

Rohrstopten und Gasksppen von 3/.-2" 

Gullyabdeekungeo 

Schlauch~ und Bondedrahl aus Edetslahl 

5. BlIloom<ftei 

Säurebinder . 

ÖlbtndOf 
OIL-Sorbent Tücher 

6. Slromerzeugung und WOtferleitung 

1 Stromerzeuger 2 kva 
1 Stromerzeuger 5 kva (ein weiterer Stromerzeu­

ger 5 kva ca. Mitte 1987) 

2 Ka~rommeln EX - geschützt. 380 V, a 
50m 

2 Kabeltrommeln 220 V a 50 m 

1 Stromverteier EX - geschulZt 

3 Siromvert"ler 220 V 
Polwendestecker 380 V, 16 A 

Poiwendeslecker 380 V, 32 A 

Ubergangsstuck. EX - geschützt auf 380 V, 
16A 

1 Ubergangsstuck, EX - geschützt aul 220 V 
Wechselstrom 

dlv. Übergangsstueko 380 V (16 A auf 32 A. 32 A 
aufl6 A eie.) 

7. Beleuchtung 

1 Lichtmast, auf 6 m Höhe ausfahrbar, mit 
2 x 1 000 Watt Haiogenslrahter 

2 Halogenscheinwerfer a 1 000 Wall 

6 Hand_werfer EX - geschulZt 

1 mobiles SlatlV 6 m ml Schetnwerferbrücke f. 
2Sc11e<nwerfer 

8. AufnahrnebehlJfter, FolIen oIe. 

1 Faltbehalter 5 000 I. geschlossene Form, wBlt­
gehend saurebeslandig 

Behälter 30 I, Spezlalkantster 

Behalter 60 I, rr>! Schraubdeckeioder Spann­
ringdeckel (Tonnenform) 

PVC Plane, 6 x 50 m auf Rolle 

Auffangplane mit Randösen 
PVC-Sacke 

PVC-Planen 

2 BeM~Of, oben offen a 120 I, Kunststoff 
2 Behälter, oben offen a 240 I, Kunststoff 

9. Abspenmatenat 

dlV Gefahrenschllder (ExpiOSlOOsgelahr ete.) 

l\bsperTbander 

Verkehrsle<lkegef 

Sichenungsleuchlen 

Absperrband- Stangen 

10. WasserflJhrende Armaturen, Feuerwehr-
armaturen 

1 Standrohr 1 xe 

1 C-Strahlrohr 

2 C-Schlauche a 15 m 

1 C-Auslaufrohr 

1 C-Kugeihahn 

1 Ubergangssluck BiC 

1 Ubergangssluck CID 

1 Ülerflur-Hydranlenschlussef 

1 Unterllur-Hydrantenschlusse! 
2 Schachlhaken 

2 SchlauchkuppllMlQSSChlussef A-B-C 

11. Erste Hilfe, Sanitatsgerat 

1 Verbandkaslen nae~ Feuerwehr - DIN 

1 Krankenirage 
1 Wolldecke 

1 Bergetuch 

1 Augenspulflasche rrut 1 Kanister 5 J dest. 
Wasser 

12. Sonsllg6S Ger/Jt oder Ausstattung 

6 Wamweslen 
2 Winkerkellen 

1 Pulveriösch9f 6 kg 
1 Hafonlöscher 6 kg 

1 löschdecke 

Eimer aus Edelstahl und Kunststoff 

T nchl9f aus Edelslahl und Kunstsloff 
2 Saureschöpler 

Re.nlQungsoorsten 
6 Aluminium-Schaufeln 

6 SJ)<lZschauleln 
6 Elsenrechen 

6 Dunghaken 

6 Spalen 

6 Dunggabern 

6 Besen 
6 WaSS9fSCh_ 

Schuttmulde aus Edelstahl 

Odetschöpf9f ml Sloef 2 m 

SalZ ntchl funkenredlendes W9fkzeug 
Satz normales W9fkzeug 

Bugeisäge 

Elektro-Klammerer (TacKer) 
4 Axte 

1 Nagefkiste 

2 Brechstangen 

1 Vorschlaghammer 

1 LKW-Schleppstan9O 

13. Funk 

1 FuG 8 b Im 4 m-Band 

2 FuG 10 a im 2 rn-Band 



Wolfgang Wagner, Chefapotheker im Dominikus-Krankenhaus Düsseldorf 

Mehr Sicherheit 
in der Arzneimittel­
versorgung 
der Rettungsdienste 

Neuregelung durch den Gesetzgeber ist erforderlich 

Nachfolgende Ausführungen waren Vorla­
ge für ein Referat zum Thema "Medikamen­
te im Rettungsdienst", das Wolfgang Wag­
ner anläßlich einer Fortbildungsveranstal­
tung gehalten ·hat. Da die Ausführungen 
von allgemeinem Interesse sind, werden sie 
nachfolgend im Wortlaut veröffentlicht. 
In den vergangenen 20 Jahren wurde der 
RettungSdienst in der Bundesrepublik 
Deutschland nach modemsten Gesichts­
punkten ausgebaut. Dabei wurde die medi­
zinische Erst- und Notfallversorgung weit­
gehend in den praeklinischen Bereich ver­
lagert. Entsprechend wurden die Rettungs­
und Notarztwagen, Notarzteinsatzfahrzeu­
ge sowie die Rettungshubschrauber und 
Ambulanzflugzeuge zur optimalen ärztli­
chen Notfallversorgung auch mit Arzneimit -
tein ausgestattet. 

In allen medizinischen und pharmazeuti­
schen Versorgungsbereichen wird immer 
wieder das Thema Arzneimittelsichemeit 
erörtert und zum besonderen Maßstab bei 
der Arzneimittelversorgung gemacht. Allein 
im Bereich des Rettungswesens fand die­
ser Aspekt bislang keine Beachtung. Es ist 
aber nun dringend an der Zeit, die Versor­
gung der Rettungsdienste und gleichzeitig 
auch der Sanitätsorganisationen aus 
Gründen der Arzneimittelsichemeit und des 
Apothekenrechtes kritisch auf fdgende 
Punkte zu untersuchen: 

• Wer nimmt die Auswahl der Notfallmedi­
kamente vor? 

• Wer ist für die Beschaffung der Arznei­
mittel zuständig und verantwortlich? 

• Wer sorgt für die ordnungsgemäße und 

sachgerechte Lagerung in Rettungswa­
chen, Unterkünften und Depots sowie 
auf den Einsatzfahrzeugen? 

• Werden regelmäßig die bereitgehalte­
nen Arzneimittel auf ihre Verwendungs­
fähigkeit hin Überprüft? 

• Wer ist für diese Prüfung zuständig? 

• Wer ist für die Beschaffung der Betäu­
bungsmittel zuständig? 

• Wer ist für die ordnungsgemäße Doku­
mentation der Betäubungsmittel verant­
wortlich? 

• Wer überprüft periodisch den ord­
nungsgemäßen Verbleibsnachweis und 
Bestand der Betäubungsmittel? 

Die Sicherheit in der Arzneimittelversor­
gung ist derzeit der schwächste Punkt des 
in der Bundesrepublik Deutschland aner­
kannt hervorragenden Rettungswesens. 
Daher muß die Arzneimittelversorgung der 
RettungSdienste und darüber hinaus der 
Sanitäts-Organisationen verbessert wer­
den, damit der Arzt im Notfalleinsatz jeder­
zeit über optimale Medikamente verfügen 
kann, 

Auswahl der Notfallarzneimittel 

Die klinische Intensiv- und Notfallmedizin 
verfügt heute über eine Palette von Arznei­
mitteln, die auch zum Einsatz als Notfallme­
dikamente bei Unglücks- und Katastro­
phenfällen sowie bei plötzliChen lebensbe­
drohlichen Erkrankungen geeignet sind, 
Sie werden im Rettungsdienst, Notarztein­
satz und Katastrophenfall eingesetzt. 

Aber die optimalen Bedingungen im klini­
schen Bereich können nicht ohne weiteres 
auf den Rettungs- und Katastrophenein­
satz übertragen werden. Dort muß die Me­
dikation unter viel schwierigeren Bedingun­
gen erfolgen. Daher müssen dort höhere 
Anforderungen an die praktikable Handha­
bung und Stabilität der Notfallmedikamen­
te gestellt werden. Die verantwortlichen 
Ärzte für den Rettu~gsdienst, die Notfall­
und Katastrophenmedizin sollten daher ge­
meinsam mit Apothekem die erforderlichen 
Präparate sowohl nach medizinisch-phar­
makologischen als auch nach galenischen 
und wirtschaftlichen GeSiChtspunkten aus­
wählen, Diese Arzneimittel sind in einer 
,Arzneimittelliste für ' den Notfalleinsatz" 
verbindlich festzulegen. Bei der Auswahl 
können die Erfahrungen und Untersuchun­
gen der Bundeswehr in Hinblick auf die 
Stabilität der galenischen Zubereitungen 
von großer Hilfe sein. 

Arzneimittelbevorratung und 
-Lagerung 

In den Rettungswachen und Depots der 
Sanitätsorganisationen sollten Arzneimittel 
unter besonderen Lagerbedingungen vor­
rätig gehalten werden. Die Lagerung der 
Notfallmedikamente muß separat, in nicht 
allgemein zugänglichen Räumen erfolgen. 
Dafür muß ein kühler, trockener und ab­
schließbarer Raum gewäh~ werden, der 
auch über einen Kühlschrank zur Lagerung 
von temperaturempfindlichen Präparaten 
verfügen soll, Alle Arzneimittel sind dort un­
ter Verschluß aufzubewahren. Besondere 
Sichemeitsvorkehrungen wie z. B. ein Tre­
sor gelte für die Lagerung von Betäubungs­
mitteln. 

Die Entnahme von Arzneimitteln ist nur dem 
dafür verantwortlichen Personal sowie Ärz­
ten und Apothekem im Dienst ertaubt. Der 
Arzneimittelvorrat sollte einen Mindestbe­
darf von vier Wochen abdecken. Alle Arz­
neimittel sollten grundsätzlich mit einem 
Verfalldatum deutlich gekennzeichnet sein, 
das von der lieferapotheke bestimmt und 
vor der Einlagerung angebracht wird. 
Grundsätzlich werden alle Arzneimittel 
nach dem Prinzip "first in-first out" oder "alt 
vor neu" eingelagert. Dabei wird über alle 
Zu- und Abgänge ständig ein Nachweis 
geführt. 

Notfallmedikamente sind auf den Einsatz­
fahrzeugen des Rettungsdienstes nur in für 
den Einsatz angemessenen Mengen vorrä­
tig zu halten. Auf den Fahrzeugen sind die 
Medikamente großen Temperatureinflüs­
sen ausgesetzt, daher ist e n rascher Um­
SChlag wünschenswert. In der Praxis kann 
z. B. ein regelmäßiger Austausch der Medi­
kamente mit einer Klinik vorteilhaft sein. 
Weitemin sollten auch aus Sicherheitsgrün­
den durch eine Begrenzung der Arzneimit-
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telvorräte auf den Einsatzfahrzeugen Dieb­
stahl und Mißbrauch vorgebeugt werden. 

Die Arzneimittelausstattungen für EInsatz­
fahrzeuge des Katastrophenschutzes soll­
ten generell in der Unterkunft aufbewahrt 
werden und erst Im Einsatzfall verlastet­
werden. 

Überprüfung der Arzneimittel 

Die Arzneimittelbestände in Rettungswa­
chen, Depots der Sanitätsorganlsalionen 
und auf den Einsatzfahrzeugen müssen 
ebenso wie in den Krankenhäusern zwei­
mal pro Jahr in etwa sechsmonatlgen Ab­
ständen von einem Apotheker gemeinsam 
mit dem Verantwortlichen der Organisalion 
des Rettungsdienstes oder Sanitätswe­
sens auf Verwendungsfähigkeit hin über­
prüft werden. Spätestens bei diesen Über­
prüfungen Sind verfallene und verdorbene 
Arzneimittel auszusortieren und einer ord­
nungsgemäßen Vemichtung zuzuführen. 
Es empfiehlt sich, einen Verfalldaten-Kalen­
der zu führen. 

Nachweis der Betäubungsmittel 

Alle Arzneimittel, die der BetäubungsmIttel­
Verschreibungsverordnung unterliegen, 
müssen in einem Betäubungsmittelbuch 
oder in einer Betäubungsmittelkartei nach 
amtlichem Muster dokumentiert werden. 
Der Verbrauch und Bestand an Betäu­
bungsmitteln sind monatlich einmal von 
dem verantwortlichen Arzt des Rettungs­
bzw. Notarztdienstes oder der SanItätsor­
ganisation bzw. seinem Vertreter zu über­
prüfen und in der Dokumentation nament-
1ich abzuzeichnen. Dieser Arzt ist gleichzei­
tig für die Beschaffung und das Ausstellen 
der erforderlichen Betäubungsmittel-Re­
zepte zuständig. 

Darüber hinaus obliegt der zuständigen 
Medizinalbehörde die Kontrolle des Betäu­
bungsmitte"erkehrs und die diesbezügli­
che Überprüfung der Rettungsdienste und 
Samtätsorgamsationen. 

Arzneimittelbeschaffung 

Die Versorgung der Rettungsdienste und 
Samtätsorganlsationen mit Arzneimitteln 
geschieht derzeitig noch uneinheithch. Mei­
stens werden dazu gewachsene Verbin­
dungen zu öffentlichen Apotheken, Kran­
kenhausapotheken und Kliniken genutzt. 
Das betrifft jedoch nicht die Ausstattung 
der Sanitäts-Einheiten des Katastrophen­
schutzes, die von den zuständigen Behör­
den versorgt werden. 

Nach dem Apothekenrecht ist zur Zelt nur 
die Beschaffung von Arzneimitteln über öf-
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fentliche Apotheken mit praxisüblichen 
Packungen zu Preisen der amtlichen Prels­
spannen-Verordnung = Arzneitaxe für den 
Rettungsdienst oder die Sanitätsorganisa­
lionen rechtlich möglich. In besonderen 
Fällen ISt eine Versorgung über eine Kran­
kenhausapotheke machbar, wenn der 
Träger des Rettungsdienstes und der Trä­
ger des Krankenhauses identisch sind. In 
diesem Fall ist ein Versorgungsvertrag ge­
mäß § 14 des Apothekengesetzes zu 
schließen, der von der zuständigen Medizi­
nalbehörde zu genehmigen ist. 

Augenblicklich ist allgemein die Versorgung 
von Rettungsdiensten und Samtätsorganl­
salionen durch Krankenhausapotheken 
noch nicht durch das Apothekengesetz er­
faßt. 

Die oben erwähnte besondere Mögliohkeit 
der Arzneimittelversorgung aufgrund von 
gemeinsamer Trägerschaft von Kranken­
haus und Rettungsdienst beruht auf einer 
großzügigen Interpretation des § 14 des 
Apothekengesetzes, der am 1. 1. 1983 in 
Kraft getreten 1St. Mit dessen Neufassung 
wollte der Gesetzgeber eine bessere und 
apothekennahe. Versorgung der Kranken­
häuser mit Arzneimitteln sowie eine Opti­
mierung der ArzneimittelsIcherheit errei­
chen. Denn der für die Versorgung verant­
wortliche Apotheker muß It. Gesetz nicht 
nur die Belieferung der Klinik mit Medika­
menten Sicherstellen, sondern er muß sich 
auch gleichzeitig um den ordnungsgemä­
ßen Zustand der Präparate auf den Statio­
nen etc. kümmern und In allen Arzneifragen 
die Ärzte und Schwestem beraten. 

Diese Grundsätze müssen In Zukunft auch 
die Basis für die Arzneimlttwersorgung der 
RettungSdienste und der Sanitätsorganisa­
lionen bilden. Wenn man die Praxis be­
trachtet, so Sind der RettungSdienst und 
die Sanitätsorganisationen ohne weiteres 
mit den Teileinheiten oder Stationen des 
Krankenhauses vergleichbar. Daraus ergibt 
Sich folgerichtig die zwingende Forderung, 
daß Sanltäts- und Rettungsdienste unter 
den gleichen strengen Kritenen mit Arznei­
mitteln versorgt werden, die im Kranken­
hausbereich gelten. 

Dazu müßte dann mit behördlicher Geneh­
migung ein Versorgungsvertrag jeweils ge­
schlossen werden, der u. a. folgende Kern­
punkte enthalten sollte: 

• Ärzte und Apotheker erstellen gemein­
sam eine verbindliche liste der erforder­
lichen Notfallpräparate. Die Auswahl er­
folgt nach medizinisch-pharmakologi­
schen, galenischen und Wirtschaftlichen 
Aspekten. 

• Die versorgende Apotheke überprüft re­
gelmäßig in halbjährlichen Abständen 
die Arzneimittel in der Rettungswache, 
Unterkunft oder im Depot sowie auf den 
Einsatzfahrzeugen auf Beschaffenheit 
und Verwendungsfähigkeit. 

• Die Apotheke übernimmt die ordnungs­
gemäße Vemichtung und Entsorgung 
nicht mehr verwendungsfähiger Medi­
kamente. 

• Der Apotheker oder sein Stellvertreter 
sind zur Mitwirkung In der Ausbildung, 
Fortbildung und Beratung des Ret­
tungsdlenstpersonals bzw. der Helfer­
schaft der Sanitätsorganisation In allen 
Arzneimittelfragen der Notfallversor­
gung gemeinsam mit den Ärzten ver­
pflichtet. 

• Die Versorgung mit Arzneimitteln und 
ggl. mit mediZinischem Sachbedarf, 
Einmalartikeln und Verbandmatenal er­
folgt zu den gleichen wirtschaftlichen 
Bedingungen, die für die Krankenhaus­
versorgung gelten. 

Die rechtliche Gleichstellung in der Arznei ­
mitte"ersorgung mit den Krankenhäusem 
würde dann auch die Versorgung mit Be­
täubungsmitteln in praktikabler Welse 
möglich machen. 

Die Versorgung der Rettungdienste und 
der Sanitätsorganisationen kann ohne Pro­
bleme durch die Krankenhausapotheken 
und Krankenhausveisorgenden Öffentli­
chen Apotheken sichergestellt werden. In 
ausreichender Zahl und flächendeckend Im 
Bundesgebiet können sie diese Aufgabe 
problemlos wahmehmen, denn die Kran­
kenhausapotheker sind mit den Fragen der 
Intensiv- und NotfallmedIZIn bestens ver­
traut, und die Notfallmedikamente Sind In 
ausreichender Menge dort vorrätig und 
stets verfügbar. Weiterhin würde die 
Gleichstellung mit den Krankenhäusem 
eine Belieferung zu kliniküblichen Bedin­
gungen möglich machen. Das bedeutet 
eine wirtschaftlich kostengünstige Be­
schaffungsmöglichkeit für die OrganisatiO­
nen und Träger des Rettungsdienstes, die 
Kostenträger und letztlich d~ Allgemein­
heit. 

Fazit 

Der Gesetzgeber ist aufgerufen, baldmög­
Ilchs\ im Rahmen einer Novellierung des 
Gesetzes über das Apothekenwesen die 
Bestimmungen des § 14 unter dem Aspekt 
der Arzneimittelsicherheit auf die Versor­
gung der Rettungsdienste und Sanitätsor­
ganisationen mit Arzneimitteln auszudeh­
nen oder analoge Vorschriften zu erlassen. 
Dadurch wird eine praxisgerechte, ord­
nungsgemäße, sichere und wirtschaftlich 
günstige Arzneimittelversorgung für Notfäl­
le ermöglicht. 

Alle im Bereich der Gesetzgebung, im Ge­
sundheitswesen und ,n der Administration 
Verantwortlichen Sind zu raschem Handeln 
aufgerufen, damit Im Bereich des Ret­
tungs- und Sanitätswesens die Notfallver­
sorgung der Patienten durch mehr Arznei­
mittelsicherheit noch verbessert wird. 



Die Fahrbaren Zivilschutz-Ausstellungen des BVS 

"Impulse zur Vetbesserung 
des Selbstschutzgedankens" 

Einblick in d ie Arbeit vor Ort am Beispiel des Einsatzes der 
FZA Niedersachsen in Hameln 

Die Rattenfängerstadt i-lameln am frühen 
Morgen gegen 8.30 Uhr: Lieferanten steu­
ern Ihre Kraftwagen durch die Fußgänger­
zone, Markisen an den Fenstern der Ge­
schäfte werden heruntergelassen, die er­
sten Stadtbummler betrachten die Schau­
fensterauslagen. Auf dem Pferdemarkt, im 
Zentrum der Fußgängerzone, werden Zelt­
planen zurückgeschlagen, Eingänge wer­
den sichtbar. Im Zeltlnnern geht Licht an, 
Musik aus einem Video-Turm ist zu hören. 
Was Ist das? Passanten kommen näher 
und betrachten das orangefarbene Rund­
zelt, schließlich treten sie ein und entdek­
ken die Ausstellung des Bundesverbandes 
für den Selbstschutz (BVS), _Zivilschutz -
mit dem Bürger, für den Bürger". Die Mitar­
beiter der Fahrbaren Zivilschutz-Ausstel­
lung (FZA) des BVS haben ihre Zelte in 
Hameln aufgeschlagen. 

Wie sieht der Einsatz der bundesweit ins­
gesamt vier Fahrbaren Zivilschutz-Ausstel­
lungen aus? Welches Publikum kommt mit 
welchen Fragen zu den BVS-Mltarbeltem? 
Wi€ reagieren Bürger und die jeweilige 
Stadt auf die Ausstellung Im zehn Meter 
Durchmesser großen Rundzelt des BVS? 
- Fragen, denen das _Zivilschutz-Maga­
Zin" nachging. Am Beispiel der FZA In Nle­
dersachsen beobachtete das "ZiVIlschutz­
Magazin" einen Einsatz des öffentlichkeits­
wirksamen Mittels des BVS in Hameln, ei­
ner rund 60 000 Einwohner zählenden 
Stadt südlich von Hannover. 

"Impulse zur Verbesserung 
des Selbstschutzgedankens" 

Zustande gekommen war der Termin des 
FZA-Einsatzes in Hameln über den Leiter 
der Abteilung für Zivilschutz der Stadt, 
Horst Töneböhn, der Kontakt aufgenom­
men hatte zum zuständigen BVS-Dienst­
stellenleiter in Hildesheim, Harry Jankows­
ki. Man einigte sich in Absprache mit der 
BVS-Landesstelle Niedersachsen auf einen 
genauen Termin. Schließlich erhielt der Lei­
ter der FZA In Niedersachsen, Joachlm 
Schöffler, den Zeitpunkt für den FZA-Ein­
satz In Hameln benannt. Er hatte nun alle 
Hände voll zu tun, um die letzten _Feinhei­
ten" vor Ort abzuklären, wie z. B. die Fra­
gen nach dem zuständigen Bediensteten 
der Stadt zur Erteilung einer Ausnahmege­
nehmigung, den Termin mit Bauamtsver­
tretern für die Zeltabnahme, die Anmietung 
eines Transportfahrzeugs . 

In der ZWischenzeit bereitete man SICh bei 
der Stadtverwa~ung Hameln und bei der 
BVS-Landesstelle ebenfalls auf den FZA­
Einsatz vor. Ein Pressegespräch sollte rund 
zwei Wochen vor der geplanten Ausstel­
lungseröffnung in Hameln stattfnden. Der 
Oberstadtdirektor, Or. Eduard von Reden­
Lütcken, sowie weitere Vertreter der Stadt­
verwaltung standen gemeinsam mit Uwe 
Straehler-Pohl, zuständig für die Öffentlich­
keitsarbeit in der BVS-Landesstelle Nieder-

Hamelns 1. BOrger­
meister, GOnter 
Scheffler (rechts), er­
öffnete die BVS-Aus­
stellung. 

Horst Töneböhn, Leiter der Abteilung für Zivil­
schutz der Stadt Hameln. 

Das Team der FZA Niedersachsen mit Uwe 
Straehler-Pohl (links), BVS-Fachgebietsleiter Öf­
fentlichkeitsarbeit an der Landesstelle Nieder­
sachsen, und Hany Jankowski (Mitte), BVS­
Dienststellenleiter in HUdesheim: (von rechts) 
Jochem Pater, Joachim Schöffler und Jürgen 
Rienecker. 

"Hier kann ich mich informieren", dachte sich 
Falk Brennecke und ging zum BVS. 

sachsen, der Presse Rede und Antwort. 

In den Lokalzeitungen In der Stadt Hameln 
wurden die Bürger auf die bevorstehende 
Ausstellung aufmerksam gemacht: _Impul­
se zur Verbesserung des Selbstschutzge­
dankens· sollte die BVS-Ausstellung _Zivil-

• schutz - mit dem Bürger - für den Bür­
ger" nach den Worten des Hamelner Ober­
stadtdirektors Dr. Eduard von Reden­
Lütcken geben. 

"Enge und gute Zusammen­
arbeit mit dem BVS" 

Gut zwei Wochen nach dem Pressege­
spräch: Lang ist die Liste der Gäste, die von 
der Stadt Hameln zur Ausstellungseröff­
nung des BVS eingeladen wurden: ange­
fangen von Kommunalpolitikern, Vertretem 
der Verwa~ung, der Hilfsorganlsalionen, 
Selbstschutzberater, biS hin zu Repräsen-
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"Ein Schutzraum ist wichtig" - Wilhelm Pawlis. 

tanten der in Hameln ansässigen Firmen, 
Betnebe und Institutionen. 

Günter Scheffler, Hamelns 1. Bürgermei­
ster, ließ es sich nicht nehmen, die BVS­
Ausstellung selbst zu eröffnen. Er verwies 
In seiner Ansprache auf die .langJähnge 
und ebenso enge und gute Zusammenar­
be�t" der Stadt Hameln mit dem Bundes-

Am Ende des Aufenthaltes in Hameln: Die BV$­
Ausstellung wird eingepackt, 

verband für den Selbstschutz. Scheffler ap­
pelierte an die Bürger, vorzubeugen und 
vorzusorgen, weil Im Falle einer Katastro­
phe staatliche Organisationen nicht überall 
und gleichzeitig sein können .• Dazu bietet 
d ie Stadt Hameln entsprechende Lehrgän­
ge an," so führ Scheffler fort, der damit auf 
die Selbstschutz-Grundlehrgänge hinWies, 
die der BVS Im Auftrage der Gemeinden 
durchführt 

Unterstützung 
durch den Oberstadtdirektor 

Nicht alle Städte arbeiten so vorbildlich WIe 

Hameln, wenn es um die bürgemahe För­
derung des Selbstschutzes geht. Nach 
§ 16 Abs. 1 des Gesetzes über die Erwei­
terung des Katastrophenschutzes (KatSG) 
sind die Gemeinden verpflichtet, den 
Selbstschutz aufzubauen, zu fördern und 
zu leiten. Zu diesem Zwecke können sich 
die Gemeinden des Bundesverbandes für 
den Selbstschutz bedienen. 

Das .persönliche Interesse" von Horst Töne­
böhn, Leiter der Abteilung für Zl\IIlschutz 
der Stadt Hameln, Spielt mit Sicherhert 
auch eine Rolle für die Aufgeschlossenheit 
gegenüber den Themen Zlvil- und Selbst­
schutz In Hameln .• Wir bieten z. B. mit dem 
BVS regelmäßig Selbstschutz-Grundlehr-
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gänge an, haben im Stadtgebiet sehr oft 
BVS-Informatlonsstände, können In unse­
rem Haus auf einen ausgebauten Behör­
den-Selbstschutz verweisen und finden, 
was besonders Wichtig ist, große Unter­
stützung In Selbstschutzbelangen durch 
unseren OberstadtdIrektor. • 

Der Aufbau braucht rund zwei 
Tage 

Joachlm SChöffler, Leiter der FZA In Nle­
dersachsen, reist zwei Tage vor Ausstel­
lungseröffnung mit seinen belden Mitarbei­
tem, Jürgen Rienecker und Jochem Peter, 
an. Drei Hilfskräfte von der BVS-DienststiJ!­
Ie Hlldesheim, In deren ZuständigkeItsbe­
reIch Hameln Il99t, stehen ebenfalls zur 
Verfugung. So kann mit dem Aufbau des 
Zeltes und der Ausstellung auf dem Pferde­
markt begonnen werden. Aus einem nahe­
gelegenen Hydranten Wird Wasser für die 
Säcke entnommen, die für die sichere 
Standfestigkeit des Zeltes sorgen. In drei 
Stunden müssen die ersten Arbeiten über 
die Bühne gegangen sein, denn dann Wird 
das Zelt von einem Vertreter des Bauamtes 
abgenommen. Anschließend geht es wei­
ter mit dem Aufbau der Ausstellung. 

Schöffler: .Alleine für den Aufbau des Zeltes 
benötigen wir \IIer biS fünf Stunden, die 
Ausstellung bauen Wir In acht biS zwölf 
Stunden auf." Knochenarbeit für die Män­
ner. Wenn alles .steht", müssen die elektn­
sche Anlage verkabelt, überprüft, die Dia­
Projektoren eingebaut werden ... Die Zelt 
läuft, der Termin für die Ausstellungseröff­
nung steht fest. 

1 500 Besucher informierten 
sich 

Mit dem Aufbau des Rundzeltes und der 
Ausstellung Ist es nicht getan, denn nun 
beginnt die Betreuungsarbeit für die drei 
BVS-Mltarbelter. Schon zur Ausstellungs­
eröffnung Sind zahlreiche If\teressenten ge­
kommen, und auch an den weiteren \ll9r 
Tagen Wird es nicht anders sein. Am Ende 
des Einsatzes benchtet Joachlm Schöffler. 
.Rund 1 500 Elesucher informierten Sich 
bei uns über das Thema ZI\III-, Katastro­
phen- und Selbstschutz." 

Einer von Ihnen ist Falk Brennecke (17) aus 
Kirchbrak. Der Auszubildende erklärt den 
Grund für seinen Ausstellungsbesuch ge­
genüber dem .lillllschutz-Magazin": .Ich 
habe zu meinem Freund gesagt, Sieh mal, 
da Ist der BVS, da gehen wir mal rein. Hier 
kann Ich mich Informieren über das, was 
Ich beispielsweise tun kann, wenn die Sire­
nen gehen. Ich weiß doch sonst gar nicht, 
was Sache 1St. In der Schule haben Wir uns 
schon einmal mit dem Thema beschäftigt. 
Ein heikles Thema, klar, aber denOOch sehr 
WIchtig." 

In Kisten verpackt werden die Ausstellungsele-
mente vertaden. (Fotos: Oorothee Boeken) 

Viele Fragen, so weiß Joachlm Schöffler, 
werden von den Ausstellungsbesuchern an 
die BVS-Mltarbelter gestellt. .Melst wollen 
die Leute wissen, was Wir denn hier aus­
stellen, was Wir denn hier ausstellen, was 
das überhaupt 1St. Andere stellen auch kn­
tische Fragen z. B. nach der Notwendigkeit 
des ZI\Illschutzes." 

Motivation zur Teilnahme 
am Selbstschutz·Grundlehrgang 

Viele Besucher zeigen sich aufgeschlos­
sen, lassen sich motivieren, an einem 
Selbstschutz-Grundlehrgang des BVS teil­
zunehmen. Jürgen Rienecker: .Rund 
30 Anmeldungen haben Wir bekommen." 

Einer \/IOn denen, die auf jeden Fall einen 
Selbstschutz-Grundlehrgang besuchen 
wollen, ISt Hans-Peter Rose (41) aus Ha­
meln .• Ich meine, jeder sollte nach einer 
geWIssen Zelt diesen Grundlehrgang wie­
derholon. Ich selbst bin unsicher gewor­
den, weil Ich \II9Ies verlemt habe. Ich wüßte 
nicht mehr, WIe Ich richtig he~en könnte. 
Jetzt nehme ich mir die Zelt, um mich ko­
stenlos und gründlich beim BVS ausbilden 
zu lassen" - so Hans-Peter Rose gegen­
über dem "Zivilschutz-Magazin". 

WIlheim Pawlis (74) wohnt In der Nähe ei­
nes Kernkraftwerkes. Er besuchte Hameln 
und sah das Zelt des BVS .• Nach Tscher­
nobyl haben wir uns überlegt, daß es be­
sonders für die Kinder und Enkelkinder 
wichtig wäre, einen Schutzraum zu haben. 
Mit einigen Nachbam haben Wir uns schon 
zusammengetan, um diesen Plan zu ver­
Wirklichen. Als Ich das Zelt hier sah, dachte 
ICh, hier beim BVS finde Ich bestimmt 



den richtigen Ansprechpartner." Joachim 
Schöffler verwies auf die Schutzbaufibel 
des BVS und auf die Bauberater, die Wil­
helm Pawlis bei seiner zuständigen BVS­
Dienststelle genannt bekommt. 

Lange Arbeitstage für die FZA 

Das Gros der Besucher der FZA kommt 
zwischen zehn und zwölf Uhr am Vormittag 
und zwischen 14 und 16 Uhr am Nachmit -
tag. Es sind auch sehr viele Frauen, die in 
das orangefarbene BVS-Zelt kommen, um 
sich die Ausstellung anzusehen. Auch gan­
ze Schulklassen werden von den sachkun­
digen BVS-Mitarbeitem durch die Ausstel­
lung geführt. "Eben war der Schulleiter 
einer Schule für Lernbehinderte hier. Er 
sagte ganz spentan, daß er für alle Klas­
sen Selbstschutz-Grundlehrgänge habea 
möchte" - so Schöffler. 

Die Pausen können von den Männern der 
FZA nicht immer exakt eingehalten werden. 
"Da muß man schon flexibel sein." Auch am 
Abend werden die Ze~eingänge nicht im­
mer pünktlich verschlossen. "Wir können ja 
nicht mitten im Gespräch abbrechen oder 
Interessenten aus dem ZEllt jagen." So wer­
den die Arbeitstage für die Leute von der 
FZA mitunter recht lang. 

Liegt der Einsa\?ort in Nähe zum Wohnort, 
SO können die BVS-Mitarbeiter am Abend 
noch zu ihren Familien fahren. "Ansonsten 
Sind wir ständig unterwegs", meint Schöff­
ler. Von der FZA in Niedersachsen werden 
nicht nur Niedersachsen, sondern auch die 
Bundesländer Schleswig-Holstein, Ham­
burg und Bremen betreut, also der gesam­
te norddeutsche Raum. 

Ein gut eingespieltes Team 

Ein Blick in den Terminkalender der FZA­
Mitarbeiter der Landesstelle Niedersach­
sen vermittelt einen Eindruck von der regen 
Öffentlichkeitsarbeit des BVS vor Ort : Mep­
pen, Einbeck, Bremen, Aurich, Heide, Bü­
sum, Cuxhaven, Bcrkum, Hamburg, Bre­
men, Nienburg, Hannover, Wilhelmshaven, 
Stade, Buxtehude und Göttingen - das 
sind die Einsatzorte der FZA bis Ende des 
Jahres. Mindestens für eine Woche, 
manchmal auch länger, wird das Rundzelt 
mit der Ausstellung eingesetzt. 

Von "guten Erfahrungen" und "vielen Besu­
chern" sprechen die Mitarbeiter der FZA in 
Niedersachsen seit Anschaffung des zehn 
Meter Durchmesser großen Rundzeltes vor 
knapp einem Jahr. An den "guten Erfahrun­
gen" sind aber letztendlich auch die Mitar­
beiter der FZA selbst beteiligt. Denn nur ein 
gut eingespieltes Team, das sich auch über 
die eigentliche Arbeitszeit hinaus unter­
einander versteht, kann den Reisestrapa­
zen und dem Arbeitsaufwand gewachsen 
sein. boe 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Beim Bundesverband für den Selbstschutz, bundesunmittelbare Körperschaft 
des öffentlichen Rechts (Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern), 
Sind nachstehend aufgeführte Stellen zu besetzen: 

Fachbearbeiter/-in der BVS-Dienststelle Wesel 
Verg. -Gr V b - ab sofort 

Fachbearbeiter/-in der BVS-Dienststelle Fulda 
Verg. -Gr V b - ab sofort 

Die Bewerber sollen über umfangreiche Kenntnisse auf dem Sektor des Zivil­
schutzes - insbesondere des Selbstschutzes - verfügen. 

Bis zum Abschluß der Fachausbildung erfolgt die EIngruppierung eine Vergu­
tungsgruppe niednger 

Geboten werden die m öffenthchen Dienst üblichen Sozialleistungen. 

Bewerbungen mit voRständlgen Unterlagen (Personalbogen mit Lichtbild, Le­
benslauf, Ausblldungs- und Befilhlgungsnachweisen) .ind biS zum 24 . 7. 1987 
zu richten an den 

Bundesverband für den Selbstschutz 
Bundeshauptstelle 

Eupener Straße 74, 5000 Köln 41 

Personalbogen Wird aUf schnfthche Anford,>rung übt'rsandt. Bel hauptamth­
chen Beschäftigten des BVS genügt formlose Bewerbung auf dem Dienst­
weg. 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Beim Bundesverband für den Selbstschutz, bundesunmittelbare Körperschaft 
des öffentlichen Rechts, Landesstelle Bayern in Münch"n, ist eine Planstelle der 
Besoldungsgruppe A 10 BBesO (gehobener Dienst) 

- Verwaltungsoberinspektor/-in -

ab sofort zu besetzen. 

Aufgabengebiet: 
Sachbearbeiter/In im Sachgebiet _Verwa~ung" 

Personalangelegenheiten 

Angelegenheiten des Inneren Dienstes 

Organisationsangelegenheiten 

Helferangelegenheiten des BVS 

Mitarbeit auf den Gebieten des Haushalts- und Liegenschaftswesens 

Bewerbungen mit vollständigen Unterlagen (Personabogen mit lichtbild, le­
benslauf Ausbildung"nachw9lsen) Sind bis zum 30. Juni 1987 zu nchten an 
den 

Bundesverband für den Selbstschutz 
BundeshauptsteIle 

Eupener Straße 74, 5000 Köln 41 

Personalbogen Wird auf schnftllche Anforderung übersandt. 
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Bundesverband für den Selbstschutz 
Zwischen Nord- und Ostsee 

Lübeck. Im März veranstaltete die 
BVS-Dlenststelle Lübeck für Behörden­
Selbstschutzleiter le ein Informationsse· 
mlnar In Ratzeburg, Eutln und Lübeck. 
Ziel der Veranstaltungen war es. die Be­
deutung des Selbstschutzes In Behör­
den und anderen öffenUichen Elnnch­
tungen aufzuzeigen. Besonders wurde 
dabei auf das Ausbildungsangebot und 
dl9 fachhche Beratung des BVS beim 
Aufbau etn19S Behördenselbstschutzes 
hingewesen. 

Gastreferent war Amtsrat Hermann We­
stermann, Behörden-Selbstschutzleiter 
Im Innenmlnlstenum des Landes Schles· 
wlg-Holsteln. Von Ihm erhielten die Teil­
nehmer Vlele wertvolle Hinweise, wie 
besonders In der Aufbauphase eines 
Behördenselbstschutzes verfahren wer­
den kann. um Beschäftigte zur Mitarbeit 
zu motMeren und WIe eine entspre­
chende Ausstattung zu beschaffen 1St. 

Abgerundet wurden die drei Tagungen 
jeweils durch praktische Vorführungen 
aus dem BVS-Ausbildungsprogramm. 

Blickpunkt Nordrhein­
Westfalen 

Hamm. Am traditionellen Verbraucher­
markt ,n Werne, der unter dem Namen 
• S,mon·Juda·Markt" auch über die 
Ortsgrenlen hinaus bekannt ISt. beteilig­
te sich der BVS mit einem InformatlonlS' 
stand. Computerberatung und dem 
FIlmwagen. 

Zahlreiche Besucher zeigen sich an einer 
Computerberatung interessiert. (Foto: Lind) 

Bel den zahlreichen Besuchem stießen 
die BVS-Aktlvltäten auf große Reso­
nanz. So meldeten sich zahlreiche Bür­
ger zur T etlnahrne an einem Selbst­
schutz·Grundlehrgang an. 

Wuppertal. Auf 30jähnge Tätigkeit Im 
BVS kann Helnnch Loth. ehrenamthcher 
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Fachbearbeiter Schutzbau der Dienst­
stelle Wuppertal, zurückbhcken. In einer 
Feierstunde gratuherten dem Jubilar 
Sachgebietsleiter Marx als Vertreter der 
BVS-Landesstelle sowie Frau Nückel als 
stv. Landeshelfervertreterin. Marx über­
reichte eine Ehrenurkunde und einen 
Ehrenteller 

DIenststellenleiter Hachen beglück· 
wünschte den Jubilar und hob die Ver­
dienste Loths um den Schutzraumbau 
hervor 

Loth war ab 1957 zunächst Im Bereich 
Aufklärung und Ausbildung der Bevölke­
rung Im Selbstschutz tätig, bevor er Sich 
1972 zum Schutzbauberater ausbilden 
heß. Seit 1978 Ist Loth Fachbearbeiter 
Schutzbau der Dienststelle Wuppertal. 

Olpe. 25 Jahre Im öffentlichen Dienst ISt 
Hans Mansion, Letter etner FAASt der 
BVS-Dlenststelle Olpe. In einer kletnen 
Feierstunde überreichte Landessteilen­
leiter Peter Eykmann dem Jubilar, der 
auch Mitglied des örtlichen Personalrats 
ISt, die Ehrenurkunde. Eykmann hob da­
bei die besondere Verbundenheit Man­
Slons zum Siegerland hervor und dankte 
Ihm für sein Engagement bei der tägli­
chen BVS-Arbelt. 

Ehrung in Otpe Iv. links): BVS-Hetfervertreter 
Manfred Junker, DienststeUenleller Horst 
Phllipp. Hans Mansion, Ernst Pnaum, Landes-
steUenleiter Pater Eykmann. (Foto: SpUker) 

DIenststellenleiter Horst Philipp verband 
mit seinem GlückwunscH auch den 
Dank aller Kolleginnen und Kollegen. 

Schloß Körtlinghausen. Hemnann 
KIesper, Letter der BVS-Schule Körthng­
hausen, ISt 25 Jahre Im öffentlichen 
Dienst tätig. In einer kleinen Feierstunde 
im Kretse der Mitarbeiter der Schule 
überreichte BVS-Landesstellenletter Pe­
ter Eykmann die Ehrenurkunde. Er 
dankte KIesper dabei für sein besonde-

Aus der Hand von Landesstellenleiter Pater 
Eykmann (rechts) nimmt Schulleiter Hennann 
KIesper die Ehrenurkunde entgegen. 

(Foto: Goll) 

fes Engagement im Bereich der Aus­
und Fortbildung der BVS-Mltarbelter 
und der überzeugenden Darstellung des 
BVS in der Öffentlichkeit. 

Nach ml9h~ähnger ehrenamthcher Mitar­
be�t Im BVS übemahm KIesper 1963 die 
Aufgaben eines hauptamtliChen Ausbil­
dungstelters bei der damaligen BLSV­
Dienststelle Gladbeck. Nach Setner Aus­
bildung zum Fachlehrer wurde er 1968 
als Lehrer an die BVS-Schule Körtling­
hausen versetzt. Hier war KIesper zehn 
Jahre tätig. 

1978 übemahm er die Leitung der BVS­
Dienststelle Münster. In diese Zelt fl9l 
auch seine aktive Personalratsarbeit, die 
er als VorSitzender des Bezirkspersonal­
rates und als Mitglied Im Hauptperso­
nalrat des Verbandes ausführte . 

1963 wurde Kiesper die Leitung der 
BVS-Schule Körtllnghausen übertragen. 

Schloß Körtlinghausen. Mit großem 
Interesse betelhgten sich Führungskräfte 
der DLRG aus dem gesamten Bundes­
gebiet an einer Informationstagung an 
der BVS-Schule Körthnghausen. Die 
Veranstaltung, die von Fachgebletslette-. 
nn Bngltte Weißenhagen geleitet wurde. 
stand ganz Im Zeichen von Zivllschutz­
fragen. Dabei fanden bei den Teilneh­
mem, unter denen Sich auch der 
DLRG-Präsldlalbeauftragte fur BVS-An­
gelegenheiten, Dleter Fröhhng, befand, 
besonders die praktischen Voriührun- • 
gen großen Anklang. 

Die DLRG-Führungskräfte zeigten Sich 
überrascht über die zahlreichen Mög­
IIchketten der praktischen Umsetzung 
der BVS-Ausblldungslnhalte bei der 
DLRG-Arbelt So ISt die Bekämpfung 
von Bränden sowie das Bergen aus un­
mittelbarer Gefahr z. B. ein Interessanter 
Aspiekt für die Fortbildung der Bootsfüh­
rer. Der wettaus größte Tell der DLRG­
Einsätze, so die Erfahrung der Tellneh-



mer, sei nämlich nicht auf dem WasSf?r, 
sondem auf Straßen und Im Uferberelch 
von Gewässem . 

Schließlich ergaben sich bei der Tagung 
zahlreiche Gemeinsamkeiten In Bezug 
auf die Öffentlichkeitsarbeit von BVS . 
und DLRG. Die Möglichkeiten der Lu­
sammenarbeit auf DIenststellenebene in 
diesem Rahmen wurde von BVS­
D,enststellenl",ter Edgar Jansen, 
zugleich ehrenamtlicher Referent für 
Öffentlichkeitsarbeit bei der DLRG 
Aachen, dargestellt. 

Nachruf 

Die BVS-Dlenststelle Recklinghausen 
trauert um ihren ehrenamtlichen Mitar­
beiter 

Eduard Schnittker 

der Im Alter von 56 Jahren verstarb. 

Schnlttker war seit 1962 als Ausbil­
dungshelfer tätig. Durch seine beschei­
dene, hilfsbereite Art und seinen gera­
den Charakter war er bei allen beliebt. 

Die Mitarbeiter der Dienststelle Reck­
linghausen verlieren einen guten Freund 
und Kollegen. 

Hessenspiegel 

Altenstadt/Gelnhausen. Die BVS­
Dienststelle Friedberg zeigte vom 6. bis 
13. März 1987 in der Schalterhalle der 
Volksbank Altenstadt die Ausstellung 
"Schutz und Wehr". 

BVS·Oienststelienleiter Wagner (links) eröffnet 
die Ausstellung in Aftenstadt. 

In seiner Eröffnungsrede betonte Bür­
germeister Göllner, jeder Bürger könne 
im Falle größerer Schadensereignisse 
dazu beitragen, die Folgen zu verklei­
nem, wenn er in der Selbst- und Nach­
barschaftshilfe ausgebildet sei. 

Im Namen der Volksbank begrüßte Di­
rektor Haack die Gäste. Er betOnte, bei 
der Bank sei die Notwendigkeit von 
Vorsorgemaßnahmen durchaus erkannt 
worden. Gerade diese Ausstellung wür­
de dem Bürger eindrucksvoll vor Augen 
führen, wie wichtig der Selbstschutz für 
jeden seI. 

Vom 17. biS 30. März 1987 war die 
Ausstellung Im Foyer des Rathauses 
Gelnhausen zu sehen. Hier betonte in 
seiner Eröffnungsalisprache Ortsvorste­
her Wilh Kurz, es sei WIchtig, daß jeder 
Bürger sich darüber Informiere, wie er 
Sich bel Katastrophen zu verhalten habe 
und wie sie vermieden werden könnten. 
Nur gut informierte Bürger, die Vorsorge 
getroffen hätten, könnten dazu beitra­
gen, Schäden abzuwenden. 

Aktuelles aus Rheinland-Pfalz 

Kaiserslautern. In Abständen finden 
bei der C,v,lian Support Group, 6950th 
CSG, in Kaiserslautern-Vogelweh, Infor­
mabonstagungen für hohe Offiziere der 
übergeordneten Bataillone der CSG aus 
dem ganzen Bundesgebiet statt. 

Bei den Mitarbeitern der CSG handelt 
es Sich um ZIvilbedienstete bei den US­
Streitkräften. 

Die 6950th CSG, die in Kaiserslautern 
eine eigene Schule betreibt, inforrniert 
dabei über Themen und Ablauf der an­
gebotenen Lehrgänge, um einen Ein­
blick in die Aus- und FortbIldurig ihrer 
Mitarbeiter zu geben. 

Zu diesen Informationstagungen ist 
auch der Leiter der BVS-Dienststelle 
Kaiserslautern, Hilmar Matheis, eingela­
den, um über die Aufgaben und das 
Ausbildungsangebot aes BVS zu refe­
neren. 

Die BVS-Dlenststelle ISt an den Lehr­
gängen der CSG mit FFlchlehrgängen 
Sanitätsdienst, Brandschutz, Bergung 
und ABC-Schutz sowie Fortbildungs­
veranstaltungen beteiligt. 

Wie es Sich bei den im Oienstberelch 
der BVS-Dlenststelle Kaiserslautern sta­
tionierten Einheiten der CSG sowie bei 
den Info-Tagungen gezeigt hat, besteht 
ein großes Interesse an der Ausbildung 
durch den BVS. 

Mainz. Wie alljährlich, so nahm auch in 
diesem Jahr die BVS-Landesstelle 
Rheinland·Pfalz mit einem Stand an der 
Rhelnland-Pfalz-Ausstellung Im Volks­
park iq Malnz teil. 

Eröffnet wurde die Ausstellung von Mini­
sterpräsident Dr. Bernhard Vogel. Bei 
ein~m anschließenden Rundgang be­
suchte er auch den BVS-Stand und 
stellte dabei die Notwendigkeit des 
Selbstschutzes heraus. Er wünschte 
den Standbetreuern erfolgreiche Arbert 
und dankte für das engagierte Eintreten 
der BVS-Mltarbelter für den Selbst­
schutz, denn die Tätigkeit sei nicht im­
mer leicht. 

Staatsminister im Auswärtigen Amt 
Or. Schäfer (FDP) betonte bei seinem 
Standbesuch, er bejahe den aktiven 
Selbstschutz, denn dieser diene ja der 
Hilfe und dem Schutz der Menschen. 

Im Laufe der Woche gab es Gelegen­
heit, mit weiteren Politikem zu spre­
chen. So u a. mit den Bundestagsab­
geordneten Johannes Gerster (CDU) 
und Eckhart Pick (SPD). 

Zur Halbzeit der Ausstellung gab der re­
gionale Rundfünk, der als Nachbar 1;Ja­
stierte, dem BVS die Möglichkeit, sein 
Anliegen vorzutragen. In einer halbstün­
digen Talk-Show trug Landesstellenlerter 
Hans-Dieter Awiszus die Belange des 
Selbstschutzes vor und erläuterte die 
Aufgaben des BVS. 

Hoher Besuch sm 
BVS·Stand (v. links): 
Staatssekretär Helmut 
SchAfer, Ministerprä­
sident Dr. Bemhard 
Vogel. BVS-Oienst­
steUenleiter Horst 
Hübner. (Foto: Hering) 
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Koblenz. Auf 30 Jahre ehrenamtliche 
Mitarbeit Im BVS kann Walter Aßmuth, 
Tnerscheld, zurückblicken. Er begann 
1956 bei der damaligen BLSV -Ortsstelle 
Hamm. Nach seinem Umzug nach Köln 
stellte er sich der BVS-Dlenststelle Köln 
als ehrenamtlicher Mitarbeiter zur Vertü­
gung. 

Eine besondere Ehrung für 30jährige Mitarbeit 
Im BVS (v. links): Walter Aßmuth, landesstei­
lanleiter Hans Dieler Awlszus. 

Als Aßmuth 1984 nach seiner Pensio­
nierung in den landkreis Ahrweiler zog, 
bot er der Dienststelle Koblenz Seine 
Mitarbeit an und wurde dort vor allem 
bei Fachlehrgängen für Behördenbe­
dienstete eingesetzt. 

Eine Urkunde und einen Ehrenteller 
überreichte Landesstellenleiler Hans . 
Dleter AWlszus. In seiner Laudalio be­
tonte er, Aßmuth gehöre zu den He~em 
der ersten Stunde und habe die schwie­
rige Aufbauphase miterlebt SOWie ver­
antwprtl,ch mitgetragen. Nur wer selber 
In einem Ehrenamt stehe, könne ermes­
sen, was 30 Jalhre ehrenamtliche Tätig­
keit bedeuten, meinte AWlszus. 

Saarland·Rundschau 

Saarbrücken/Dudweiler. Oberamtsrat 
I. R. Ludwlg Kliebensteln wurde nach 
fast drEll Jahrzehnten ehrenamtlicher 
Mitarbeit Im BVS verabschiedet. Zu­
nächst würdigte BVS-Dlenststellenlelter 
Franz Kuhn dl{J Verdienste KIl{JbenstElins 
und zeigte seine Vielfältigen Tätigkeiten 
zum Wohle der Bürger auf. Kuhn über­
reichte dem Scheidenden ein persönli­
ches Dankschreiben des BVS-Direktors 
Helmut Schuch sowie der Landesstelle 
Saarland. Im Namen aller hauptamtli­
chen Bediensteten der Dienststelle 
Saarbrücken übergab er K1iebensteln 
ein Geschenk. 

Bezirksbürgerrr'leister Hermann Schon 
zeigte die Entwicklung des BLSV In den 
50er Jahren auf und bezeichnete die 
damalige BLSV -Ortsstelle Dudweiler als 
Flaggschiff des Saarlandes In Sachen 
Selbstschutz. Kliebensteln habe er als 
guten Mitarbeiter und als Immer zu neu­
en AktIVitäten bereiten ehrenamtlichen 
Idealisten schätzen gelemt. Er über-
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rElichte Ihm für sein langlähnges Enga­
gement den Dudweiler Jubiläumsteller. 

LöschbezIrksführer Ehrhard P,tz ,n Be­
gleitung von Löschzugführer Michael 
Wllhelm bedankte Sich fur die gute Zu­
sammenarbeit In all den Jahren und 
übergab ein Geschenk der Freiwilligen 
Feuerwehr. 

Im NarrJen der ehrenamtlichen BVS-Hel­
fer In Dudweiler dankte Hans Demuth 
dem Scheidenden für seine unermüdli­
che Arbeit im Dienst am Nächsten. 

Sichtlich bewegt bedankte Sich der 
nunmehr mit 73 Jahren aus der akliven 
Arbeit Scheidende für die ehrenden und 
herzlichen Worte. Er betonte. daß ihn 
dl{J Arbeit zum Wohle der AllgerrJelnh91t 
Immer gefesselt habe. KliebenstElin 
wünschte dem BVS wEliterhln ertolgrei­
ches Wirken, damit der Selbstschutzge­
danke von der Bevölkerung richtig ver­
standen werde. 

Saarlouis. Nach der LElistungsschau In 
Schmelz, dem Ostermarkt In HülzwEliler 
und der Gewerbeausstellung In Ensdort 
beteiligte Sich die BVS-Dlenststelle 
Saarbrücken erstmalig an der Gewerbe­
schau der Ortsinteressengemeinschaft 
Saarlouis-Fraulautem. 

Im Rahmen von über 40 Ausstellem er­
hielt der BVS die Möglichkeit zur Selbst­
darstellung soWIe zur Information und 
Beratung. 

Gezeigt wurden u. a. auch eine persön­
liche Selbstschutz-Ausstattung und Ge­
räte zur Brandbekämpfung. Für all dieje­
nigen, die glaubten fit zu sein in Fragen 
des Selbstschutzes, stand ein .Frage­
Antwort-Spiel" zum Test zur Vertügung. 

Südwest aktuell 

Göschweiler. Ein Selbstschutz-Grund­
lehrgang, den die BVS-Dienststelle FrEll­
burg bei den Landfrauen In Göschweller 
durchführte, fand reges Interesse. So 
konnte Im Apnl auch der Selbstschutz­
Erganzungslehrgang ABC-Schutz statt­
finden. 

Das Thema .Radioaktlve Gefahren" 
habe durch Tschemobyl eine ganz an­
dere Bedeutung und Situation für die 
Menschen geschaffen, gerade In der 
landwirtschaft. Deshalb sei es für leden 
Wichtig, sich über das Thema und was 
der einzelne für seinen Schutz tun kön­
ne, Informieren zu lassen, meinte die 
Landfrauen-Vorsitzende, Schuler. 

SaarbrOckenIDudwei­
Ier: Aus der Hand von 
BV5-Dienstste"enlei­
ter Franz Kuh" (links) 
nimmt Ludwig Klle­
benatein die Ehrung 
entgegen. 

Saarlouis: Oberbür­
germeister Richard 
Hospen (rechts) In­
formktrt sich am BVS­
Stand Ober den 
Selbstschutz. 



Stuttgart. Bei der ersten deutschen 
Spacelab· Mission D 1. die am 30. Okto­
ber 1985 mrt dem Raumtransporter Cal­
lenger Ins Weltall startete. war unter den 
acht Wissenschafts-Astronauten der DI­
rektor des Instituts für Raumfahrtsyste­
me in Stuttgart. Professor Dr. Ernst 
Messerschmid aus Reutlingen. Messer­
schmld hatte sich 1962 zusammen mit 
dem Leiter der BVS-Dlenststelle Reurtlin­
gen. Rolf Holder, zur ehrenamtlichen 
Mitarbeit beim damaligen BLSV ver­
pflichtet und die Ausbildung zum Fach­
lehrer absolviert. 

Professor Dr. Ernst Messerschmid (rechts) im 
Gespräch mit BYS-Landesstellenleiler Wotf­
gang Ra8ch. 

Zur Erinnerung an seine aktive BVS-Zeit 
hat nun Professor Messerschmid den 
Leiter der Landesstelle Bäden-Württem­
berg, Wolfgang Raach, und Rolf Holder 
zu einem Besuch in sein Institut eingela­
den. Messerschmid berichtete über die 
zahlreichen wissenschaftlichen Arbeiten 
und über seine peisönlichen Erlebnisse 
während der Spacelab-Mission, die ein 
großer Erfolg war. 

Die gesammelten Erkenntnisse gehen 
von der Züchtung von Malskeimlingen 
bis zur Untersuchung der Gleichge­
wichtsempfindungen nach der Rückkehr 
zur Erde. Die wissenschaftliche Ausbeu­
te für die 402 Millionen teure D 1-Mis-

sion wäre so groß, daß sich das Aben­
teuer für Wissenschaft und Industne ge­
lohnt habe, meinte Messerschmid. Der 
Besuch fand den Abschluß in der Expe­
rimentierhalle für elektrische Antnebe, 
die in der Zukunft den Schub für neue 
nutzbringende Abenteuer Ins All liefern 
sollen. 

Sindelfingen. Ein gutes Beispiel für die 
Zusammenarbeit mit dem BVS haben 
die StadtvelWaltung von Sindelfingen 
und eine Reihe von Verbrauchermärkten 
gegeben. Sie veranstalteten gemeinsam 
eine Informationswoche unter dem Mot­
to "Vorrat für alle Fälle". 

Die Sindelfinger Verkaufshäuser warben 
mit Plakaten und Angebetslisten für den 
Kauf von Notvorräten, die entsprechend 
den Empfehlungen des BVS zusam­
mengestellt worden waren. 

Mitarlbeter des BVS beten in den Ge­
schäften Broschüren und Handzettel an 
und erläuterten den Kunden, welche 
Bedeutung ein Vorrat an Grundnah­
rungsmitteln und Getränken haben 
kann. 

Das Interesse und positive Echo auf 
diese Aktion übertraf alle ElWartungen. 
Schon in den ersten vier Tagen hatten 
sich über 5 000 Interessenten bei ihren 
Einkäufen mit Informationsmaterial ver­
sorgt. Auch die Geschäfte schnitten mit 
ihren Sonderangeboten gut ab. 

Der Notvorrats-Aktion ist eine weitere 
Initiative der StadtvelWaltung Sindelfin­
gen gefolgt. In ihrem Auftrag führte der 
BVS vier Selbstschutz-Grundlehrgänge 
und im Anschluß daran Ergänzungslehr­
gänge durch, zu denen die Mitarbeiter 
in den Stadt- bzw. GemelndevelWaltun­
gen sowie die Selbstschutzberater ein­
geladen worden waren. 

Werbung für einen Notvorrat an Grundnahrungsmitteln. In Sindelfingen ein voller Erfolg. 

Bayern heute 

München. Vor kurzem begingen der 
Leiter des SaChgebietes VelWaitung der 
BVS-Landesstelle Bayern, VelWaltungs­
amtsrat Ench Brockmann, und der Lei­
ter der Fahrbaren Zivilschutzausstellung 
Bayern, Joachlm Helne, Ihr 25jähriges 
Dlenstlubiläum. 

In einer Personalversammlung über­
reichte LandessteIlenleiter Kopsleker die 
Urkunden an die Jubilare. Dabei zeigte 
er den beruflichen Werdegang der bei­
den Mitarbeiter auf und wünschte ihnen 
für die weiteren Jahre alles Gute. 

Fürth. Die Landfrauen des Kreisverban­
des Nümberg-Fürth besuchten auf In­
itiative der Stadt Fürth und der BVS­
Dienststelle Nürnberg eine Tagung, um 
Sich über die Aufgaben und Ziele des 
Selbstschutzes zu Informieren. 

Alfred Fischer, Rechtsreferent der Stadt 
Fürth, konnte 120 Damen begnüBen. Fi­
scher und Ingolf Janek, Leiter des Am­
tes für Zivilschutz der Stadt und ehren­
amtlicher Mitarbeiter der BVS-Dienst­
stelle Nürnberg, stellten sich nach ihren 
Referaten einer Aussprache. Zahlreiche 
Teilnehmerinnen brachten dabei zum 
Ausdruck, sie seien mit völlig falschen 
Vorstellungen und auch mit Vorurteilen 
zur Tagung gekommen. Sie hätten aber 
nun die Überzeugung gewonnen, daß 
Vorsorgemaßnahmen unerläßlich seien, 
besonders in der Landwirtschaft. 

Die Frauen sprachen sich weiterhin da­
für aus, Innerhalb des Kreisverbandes 
Nümberg-Fürth darauf hinzuwIrken, daß 
verstärkt vom umrangreichen Informa­
tions- und Ausbildungsangebot des 
BVS Gebrauch gemacht wird. 

Nachruf 

Die Mitarbeiter der BVS-Dienststelle 
Würzburg trauern um ihren ehrenamtli­
chen Kollegen 

Hans Kassner 

der am 6. Apnl 1987 verstarb. 

Kassner war 1964 dem damaligen 
BLSV beigetreten und zunächst als Auf­
klärungs- und Ausbildungshetfer tätig. 
Alb 1968 stand er der BVS-Dienststelle 
Schweinfurt und nach der Umstrukturie­
rung des Verbandes der Dienststelle 
Würzburg zur Verfügung. 

Kassner führte viele Lehrgänge In den 
Schulen des Landkreises Schweinfurt 
durch und war ein gern gesehener Re­
ferent. Er war im wahrsten Sinne des 
Wortes der Dienststelle stets ein "Hel­
fer". 

Wir werden sein Andenken in Ehren 
halten. 
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Technisches Hilfswerk 

I Hamburg 

Eispfropfen 
staute die Eibe 

~I 

Hamburg. Die Bevölkerung der südöst-
11ch von Hamburg gelegenen Gebiete 
entging Mitte Januar knapp einer Hoch 
wasserkatastrophe. Aufgestaute EIS­
massen hatten die Norder- und Süder­
eibe verschlossen und damit das Abflie­
ßen des Oberwassers verhindert - der 
Wasserstand stieg auf 5,70 m über Nor· 
mal-Null. 

In dieser Situation erhielt das THW - In 
Hamburg für den Erstelnsatz In der 
Deichverteidigung mit zuständig - am 
15. Januar um 3.00 Uhr fnüh vom Kata 
strophenstab den Auftrag, vor Ort die 
Beobachtung der EIS-, Wasser-und 
DeIchlage zu übernehmen und mögliche 
DeIchbeschädigungen festzustellen. 

Die vom THW-Bezlrksverband Harn­
burg-Bergedorf gebildete Technische 
EInsatzleitung Deichverteidigung (TEL­
DV) überwachte In der Folgezeit auf 
30 km Deichlänge die Sich ständig ver­
schärfende Gefahrenlage. Der regionale 
Katastrophens.tab Bergedorf, In den das 
THW einen Fachberater entsandt hatte, 
bereitete währenddessen die Evakuie­
rung der Bevölkerung des betroffenen 
Gebietes vor. 

Gespannt wurden die Bemühungen von 
Pionieren der Bundeswehr verfolgt, 
durch eine Sprengung den Eispfropfen 
zu .zerstören. Während sich die Spren­
gung aus organisatorischen Gnünden 
noch verzögerte, war es mehreren 
Schleppern und Eisbrechern geungen, 
eine Rinne In die Eisrnassen zu brechen 
- die Eibe begann wieder zu fl,eßen. 
Sofort trat eine merkliche Entspannung 
der Lage ein. 

Am späten Nachmittag wurden von der 
TEL-DV die ersten DeIchbeschädIgun­
gen festgestellt; sie führten zum Einsatz 
von zwei Bergungsgruppen des THW­
BeZIrksverbandes Hamburg-Bergedorf. 
Es waren Durchfeuchtungen auf der 
Deichinnenseite aufgetreten, die mit 
rund 1 000 Sandsäcken abgedeckt wer­
den konnten. 

Erst am nächsten Tag brachte es der 
Inzwischen noch weiter gesunkene 
Wasserspiegel zutage: Bis zu vier Meter 
hatten sich die Eisschollen in den 
Deichkern hlnelngebohrt. Hierdurch war 
teilweise ein Dnttel der Deichstärke be­
SChädigt worden. 
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Es habe, so die Hamburger Innenbehör­
de, für die Bevölkerung a"f Hamburger 
Gebiet zu keinem Zeitpunkt eine Gefahr 
bestanden. die einen Katastrophenalamn 
oder gar eine EvakUierung gerechtfertigt 
hätten. Dennoch waren alle notwendi­
gen Schritte für einen eventuellen Trans­
port und eine behelfsmäßige Unterbrin­
gung der Bevölkerung getroffen wor-
den. S. P 

Wettkampf der Instand-
setzungszüge . 

Hamburg. Alle sieben Hamburger 
THW-Instandsetzungszüge ermittelten 
bei einem Leistungsvergleich den Lan­
dessIeger und damit den Vertreter von 
Hamburg beim Bundeswettkampf 1987 
in Hannover. 

Auf dem Parkplatz des Volksparksta­
dions waren sieben Wettkampfbahnen 
aufgebaut worden. Nach der .,Allgemei­
nen Lage" war In einem Wohnblock 
eine erhebliche Anzahl von Personen 
durch eine Gasexplosion obdachlos ge­
worden. Für ein eilig zu errichtendes 
Notaufnahmelager mußte die Elektro/ 
Gruppe Strom und die Gas-Wasser/ 
Gruppe Wasser bereitstellen sowie 
durch die Abwasser-ÖVGruppe ein be­
helfsmäßiger Wasserfilter errichtet wer­
den. 

l 
I 

Eine der Wettkampfaufgaben: Arbeilen an 
einer Freileitung. 

Eine Projektgruppe aus ehrenamtlichen 
Führungskräften und dem Hauptsach­
gebietsleiter Ausbildung hatte die an­
spruchsvolle Aufgabe erarbeitet. 

Nach vier Stunden und 30 Minuten 
stand das ErgebniS fest. 1. Sieger Be­
Zlrksverband Harnburg-Nord. 2. Sieger 
Bezirksverband Hamburg-Wandsbek, 
3. Sieger BezIrksverband Hamburg-Har­
burg. Die Sieger wurden durch THW-D,­

. rektor Henkel mit Ehrenpreisen ausge­
zeichnet. 

Eine Wettkampfgruppe bei der Metallbearbei· 
tung. (Fotos: Krüger) 

Weiterhin erhielt der langjähnge BeZirks­
beauftragte Günter Klock für seine Ver­
dienste um das THW aus der Hand des 
Direktors das THW-Ehrenzelchen In 
Gold. Ebenfalls ausgezeichnet wurde 
Landessprecher Winfried Plate. Landes­
bereichsführer Peter Voß überreichte 
ihm das Feuerwehr -Ehrenkreuz In Silber 
für seine Förderung der guten Zusam­
menarbeit ZWischen Feuerwehr und 
THW. A. K. 

I Niedersachsen 

THW-Fernmeldegruppe 
bewährte sich 

~ I 
Hameln. Für den Fall eines Unfalls ,m 
Kernkraftwerk Grohnde 00 Hameln hält 
der landkreiS EInsatzkräfte und techni­
sches Gerät für die Errichtung einer 
Notfallstation zur Dekontaminierung be­
reit. Im Rahmen der gesetzlichen Pflicht 
zur Durchführung von Katastrophen­
schutzübungen Sind auch Schadensla­
gen übungsmäßig durchzuspielen, die 
extrem unwahrscheinlich Sind. 



So sah die Übungsanlage vor, daß sich 
am Vorabend der Übung Im KKW 
Grohnde ein Unfall ereignete, der ein 
Freisetzen von radioaktiven Stoffen bin­
nen zwölf Stunden befürchten heß. Die 
Wamung und Evakuierung der Bevölke~ 
rung in dem gefährdeten Gebiet erfolgte 
planmäßig und reibungslos. Für die De­
kontaminierung der im gefährdeten Ge­
biet und im Kernkraftwerk verbliebenen 
Einsatzkräfte galt es - so der Zweck 

Ein THW-Helfer beim Verdrahten der Leitungen 
am Blitzschutzkasten. (Foto: Siebke) 

der Übung - eine Notfallstation zu er­
richten. Die Tumhalle der Berufsschule 
,n Hameln war durch die Möglichkeit 
der Dreiteilung mit jeweils den erforderli­
chen Duschräumen und Nebenanlagen 
für diesen Zweck bestens geeignet. Um 
8.24 Uhr erhielten die ABC- und DRK­
Einheiten des Landkreises den Einsatz­
befehl, die Notfallstation einzurichten. 

Die Femmeldegruppe des THW-OV Ha­
meln erhielt die Aufgabe, innerhalb der 
Notfallstation feldmäßig diE> Verkabelung 
von 20 Fernsprechstellen durchzuführen 
und den Vermittlungsbetrieb wahrzu­
nehmen. Die Sprechstellen wurden teil­
weise mit Sprechfunk überlagert. Um 
10.00 Uhr waren die einzelnen Statio­
nen 'sprechbereit und der Vermittlungs­
wagen mit der 30er Feldvermittlung be­
setz1. Der Vermittlungsbetrieb verlief 
während der Übung bis In die Nachmit -
tagsstunden reibungslos. 

Die Fernmeldegruppe des THW-OV Ha­
meln wurde 1974 ins Leben gerufen. 
Die Helfer rekrutieren sich fast aus­
schließlich aus der Jugendgruppe. Mit 
dem Funkwagen der TEL Hameln ver­
fügt die Gruppe über einen Feldkabel­
Bauwagen und einen Kofferwagen mit 
den Vermittlungseinrichtungen. Zahlrei­
ches Gerät für Draht und Funk, automa­
tische und Handvermittlungseinrichtung, 
Überleiteinrichtung vom 2m- ins 4m­
Band des Sprechfunks, Feldfernkabel 
usw. stehen zur Verfügung. Die Ausbil­
dung wird intensiv betrieben und der 
Leistungsstand wird von den anderen 
Hilfsorganisationen und dem Landkreis 
voll anerkannt. Daß die Gruppe bei 
Übung und im Einsatz ein unverzk;htba­
res Element ist, hat sie bereits mehrfach 
bewiesen. W. S. 

Hessen 

THW Hessen tagte in 
Johannisberg 

~ I 

Johannisberg. An der Katastrophen· 
schutzschule des Landes Hessen In Jo­
hannisberg trafen sich 100 Führungs­
kräfte des THW Hessen zu einer Ta­
gung. Zu Beginn der Veranstaltung be­
grüßte THW·Landesbeauftragter Hans­
Albert Lossen die Ehrengäste MinIsteri­
aldirigent Heinrich Pflock und Ministeri­
alrat Willy Käppel vom Hessischen In­
nenministerium, den Präsidenten des 
Bundesamtes für Zivilschutz, Hans­
Georg Dusch, und THW-Direktor Gerd 
Jürgen Henkel. Sie waren gekommen, 
um sich den Fragen der Vertreter der 
56 hessischen THW -Ortsverbände zu 
stellen und sich über das Geschehen an 
der Basis zu informieren. 

Das Thema Ausstattung des THW, 

Aufmerksame Zuhörer (v. rechts): 
THW-Direktor Gerd JiJrgen Henkel, BZS-Präsi­
dent Hans-Georg Dusch, THW-Landesbeauf­
tragter Hans-Albert Lossen. 

wozu sowohl die Einsatzausstattung als 
auch die persönliche Ausstattung der 
Helfer zählt, wurde eingehend erörtert. 
Präsident Dusch und Direktor Henkel in­
formierten über den neuesten Sach­
stand. Zum Thema Einsatz des THW im 
erweiterten Katastrophenschutz nahmen 
die Vertreter des Hessischen Innenmini­
steriums Stellung. landesbeauftragter 
Lossen sprach über die aufgestellte 
Schnelleinsatzeinheit des THW (SEEBAl 
für technische Hilfe bei Katastrophen im 
Ausland. 

Weitere Schwerpunkte waren die Aus­
und Fortbildung der rund 4 500 ehren­
amtlichen THW-Helfer in Hessen, wozu 
der Lehrgruppenleiter für den Bergungs­
dienst an der Schule, Gerhard Breitkopf, 
einen interessanten Beitrag lieferte. 

Die Einsatzplanung, Verwaltungsangele­
genheiten sowie die Presse- und Offent­
lichkeitsarbeit wurden anschließend er­
örtert. Der stv. THW-Ortsbeauftragte für 
Frankfurt, Manfred Stelzer, berichtete 
über' den spektakulären THW-Einsatz im 
Dezember 1986 nach einer Gasexplo­
sion. 

100 Führungskräfte des THW Hessen tagen an 
der Katastrophenschulzschule Johannisberg. 

(Foto: Hartrnann) 

Über das Thema Helfervereinigung wur­
de in Anwesenheit von THW-Bundes­
und Landessprecher Peter Merck und 
dem Vorsitzenden der THW-Helferverei­
nigung Hessen, Hans Hermann Resch­
ke, ausführlich gesprochen. Die Vertre­
ter der Helfervereinigungen und die 
Ortsbeauftragten sprachen sich an­
schließend für einen Beitritt zur Bundes­
helfervereinigung aus. 

Die Tagung, die auch die Möglichkeit 
zum kollegialen Erfahrungsaustausch 
bot, wurde am Samstagnachmittag be­
endet. H. G. H. 

Richtfest und Grundstein­
legung im Technischen 
Zentrum Lampertheim 

Lampertheim. Am 5. Februar 1987 
fand im Technischen Zentrum Lampert­
heim das Richtfest für den Feuerwehr­
abschnitt sowie die Grundsteinlegung 
für einen weiteren Abschnitt statt. 

Das Zentrum soll nach seiner Fertigstel­
lung die Freiwillige Feuerwehr der Stadt 
Lampertheim, den DRK-Ortsverband 
Lampertheim, den DRK-Kreisverband 
Bergstraße und den THW-OV Lampert­
heim beherlbergen. Einmalig bei diesem 
Projekt ist, daß die Stadt Lampertheim 
den THW-Trakt vorfinanziert und nach 
Fertigstellung an den Bund verkauft. 

Die Planung, Ausschreibung und Bau­
überwachung liegt in den Händen des 
Stadtbauamtes Lamperthem. H. K. 

THW-OV Bad Hersfeld 
im Einsatz bei Eisregen 

Bad Hersfeld. Am Rosenmontag 
brachte anhaltender Eisregen den Nah­
und Femverkehr in weiten Teilen Nord­
hessens streckenweise zum Erliegen. 
Vielt Bäume stürzten unter der Last 
zentnerschwerer Eisschichten auf die 
Fahrbahn und machten sie unpassier­
bar. Als am Nachmittag die Autobahn­
meistereien Alsfeld und Bad Hersfeld 
mit der sich zuspitzenden Situation 
'nicht mehr allein fertig wurden, alarmier­
te die Feuerwehrleitstelle über Telefon 
und Alarmempfänger das THW. 

• 
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Ortsbeauftragter Karl Riehm wurde ge­
gen 15.30 Uhr um Amtshilfe gebeten, 
und gegen 15.45 Uhr konnten bereits 
zwei Fahrzeuge mit je fünf Mann Besat­
zung zum Rlmberg auf die A 5 ausrük­
ken. Dort waren auf dem etwa 15 km 
langen Abschnitt bis Alsfeld auf belden 
Fahrbahnen umgestürzte Bäume zu 
entfemen und weitere Bäume zu fällen, 
die sich schon bedrohlich geneigt hat­
ten. Hierzu mußte der Verkehr, dem 
meist nur dl9 linke Fahrbahn zur Vertü­
gung stand, kurzfnstlg angehalten wer­
den. Die Polizei half hierbei und Infor­
mierte die Helfer des THW über weitere 
Verkehrshindemlsse. 

Nachdem die Alarmgruppe durch zu­
sätzliche Helfer ergänzt worden war, 
konnte gegen 16.30 Uhr ein weiteres 
Fahrzeug zur Autobahn A 4 zwischen 
den Anschlußstellen Bad Hersfeld und 
Kirchheim ausrücken, um auch dort die 
Fahrbahnen freihalten zu helfen. Mit 81-
nem VIerten Fahrzeug wurde spater die 
Ablösung und die Verpflegung der Hel­
fer bls spat In die Nacht hinein organi­
siert. 

Gegen 0.30 Uhr konnten die Einsatz­
fahrzeuge In die Unterkunft zurückkeh­
ren, wo ein Team und die Einsatzleitung 
dann weiterhin in Alarmbereitschaft blie­
ben. 

Während das eingesetzte Gerät über­
prüft wurde, gab es enneut Alarm: um 
2.00 Uhr war auf der A 4 ein Baum auf 
ein Taxi gestürzt, wobei ein Fahrgast 
leicht verletzt wurde. 

Der Alarmeinsatz war um 4.30 Uhr be­
endet. die weiter bestehende Alarmbe­
r8ltschaft wurde nicht mehr in Anspruch 
genommen. W. H. 

I BadenWürttemberg ;J I 
Neuer THW-Ortsbeauftragter 
In Heldelberg 

Heidelberg. In einer Feierstunde wurde 
der Ortsbeauftragte des THW-OV Hel­
deiberg, Femmeldeamtsrat Dlpl.-Ing. 

HerzUch gratuliert Bürgermeister Hans-Wott· 
gang Riedel Oipt-Ing. Herwart Sütter1in zu der 
hohen Auszeichnung . 
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Aus der Hand vom Landesbeauftragten Dip!.­
Ing. Oirk G6bel nimmt Ortsbeauftragter Dipl.­
log. Wotfgang Ulrich seine Bestallungsurkunde 
entgegen. (Foto: Krasin) 

Herwart Sütterlin von Landesbeauftrag­
ten DlpI.-lng. DIr!< Gäbel verabschiedet 
und Dipl.-Ing. Wolfgang Ulnch als Nach­
folger In sein Amt eingeführt. 

Für sein langJähnges, ehrenamtliches 
Engagement beim THW und beim Deut­
schen Amateur-Radlo-Club (DARG) 
wurde Sütterlln von Bürgermeister 
Hans-Wolfgang Rledel mit dem Bundes­
verdienstkreuz ausgezeichnet. 

I Bayern 

Forchheimer DLRG und THW 
gemeinsam unter dem Eis 

Forchheim. Bel leicht bedeck1em Him­
mel und vier Grad über Null trafen Sich 
die Rettungstaucher der DLRG und des 
THW am Baggersee , Wintershall' zu Ih­
rem alljährlichen Eistauchgang. 

Zunächst hieß es, drei Löcher von je 

anderthalb Metem Durchmesser mit der 
Motorsäge In das ca. 30 cm dicke Eis 
zu sägen; 81n Einstregsloch, ein 
Ubungsloch und einen Notausstieg, je­

weils Im Abstand von 15 Metem. 
Gleichzeltrg machte sich dl9 erste der 
belden Tauchermannschaften, beste­
hend aus zwei Tauchem, zwei Lelnen­
führem und einem Reservetaucher, ein­
satzbereit. Die be,den Taucher Sind un­
tereinander mit einer sorgenannten Ba­
dylelne und jeweils über eine Führungs­
leine mit ihrem Leinenführer verbunden. 
Hierüber können RIchtungsanweisungen 
und Notsignale übermittelt werden, 
gleichzeitig Wird damit ein Wiederfinden 
der EinstiegsteIle sichergestellt. 

Die Taucher hatten Sich mehrere Aufga­
ben gestellt. Als erste machten SICh 
Taucheinsatzleiter Gerhard Rossa und 
Roland Kalb auf den ,eisigen" Weg. Der 
30mlnütrge Tauchgang begann mit 81ner 
Wassergewöhnung und einem OrientIe­
rungstauchen ZWischen den Öffnungen; 
bei nur zwei Metem Sichtweite keine 
letchte Aufgabe. Das Wechselatmen, bet 
dem belde Taucher abwechselnd nur 
an einem Gerät atmen, bereitet einem 
Rettungstaucher normalerweise k8lne 
Schwlengkelten. Bei solch eiSigen Was­
sertemperaturen kostet es aber auch 
den Geübten einige Überwindung, das 
Mundstück, gefüllt mit eiskaltem Was­
ser, immer wieder neu in den Mund zu 
nehmen. Anschließend Abtauchen bis 
auf den Grund und zum Schluß galt es 
für die Taucher, SICh selbst mit Hine des 
Tauchenmessers 81ne Notatemöffnung 
von unten durch das EIS zu schaffen. 
Der Rückweg zum Einstregsloch war 
dann entlang cler Führungsletne schnell 
gefunden. 

Auch der zweite Tauchtrupp meisterte 
die gestellten Aufgaben. Set 81nem Eis­
tauchgang kommt es nicht darauf an, 
möglichst schnell fertig zu sein, sondem 
tatsächlich die angesetzte Zelt Im Was­
ser zu verbringen. 

M.W. 

Auch tür die Geübten 
kostet es Oberwin­
dung, im elskalten 
Wasser zu tauchen. 

(Foto: Wimmer) 



Warndienst 
Warndienst-Dienst­

vorschrift 1000 (WD-DV 1000) 
Fortsetzung aus der vongen Ausgabe 

2. Rahmenübungen 
Rahmenübungen dienen der 
praktischen Schulung von 
Führungskräften in ihrer tat­
sächlichen Funktion. 

3. Verfahrensübungen 
Mit den Verfahrensübungen 
werden an den FunktIonsplät­
zen bestimmte Arbeitsabläufe 
und Arbeitsverfahren geübt, 
überprüft und ausgewertet. 
Umfeld und Schnittstellen wer­
den - soweit erforderlich -
simuliert. 

4. Vol/übungen 
Bei Vollübungen sind alle 
Dienststellen des WamdIen­
stes - mindestens jedoch die 
eines Warngebietes - betei­
ligt. Die beteiligten Dienststel­
len und Einrichtungen des 
Warndienstes üben in voller 
Besetzung. Stellen, mit denen 

··der Warndienst zusammenar­
beitet, sollen möglichst mitwir­
ken; ggf. sind sie darzustellen. 

5. Sonderübungen 
Sonderübungen können z. B. 
- zur Überprüfung von Ein­

satzplanmaßnahmen, 
zur Demonstration be­
stimmter Abläufe und Ver­
fahren, 
zur Erprobung von Mate­
nal, Geräten und Anlagen, 
zur Schulung im Selbst­
schutz, 
zur Überprüfung der Ein­
satzbereitschaft 

durchgeführt werden. 

7700 Vorbereitung von Obungen 

7701 Obungsziel 
Unter Berücksichtigung des Aus­
bildungsstandes der Übenden ist 
der Übungsschwerpunkt und der 
Beteiligungsrahmen festzulegen. 
Daraus ergibt sich das Ubungs­
ziel. Dieses ist bestimmend für die 
Übungsart. 

7702 Obungsleitung 
Für jede Übung wird ein Leitender 
bestimmt, der die Übung verant­
wortlich vorbereitet. Er wird im 
Bedarfsfall durch weiteres Perso­
nal unterstützt. Setzt sich die Lei­
tung aus mehreren Personen zu­
sammen, ist dies der Leitungs­
dienst. 

7703 Arbeitsplan gen. Der "Gedachte Verlauf" stellt 
zeitlich geordnet angenommene 
Ereignisse, Einlagen und elWarte­
te Maßnahmen dar. Einlagen Sind 
nach Zeit, Ort und Begleitumstän­
de beschriebene Vortälle, mit de­
nen die Übung Im Sinne des "Ge­
dachten Verlaufs" in Gang ge­
bracht, weiterentwickelt und be­
elnflußt Wird . "Gedachter Verlauf" 
und Einlagen sind in tabellarischer 
Form zu erstellen und dürfen nur 
dem Leitenden bzw. dem Lel­
tungsdienst (s. Ziffer 7801) be­
kannt sein (Anlage Cm/2). 

Die Vorbereitung jeder Übung er­
folgt nach einem Arbeitsplan, In 
welchem die einzelnen Arbelts­
schritte/Aufgaben und deren Fer­
tigstellungszeitpunkt aufzunehmen 
sind (Anlage C/ II/ l). Die Vorberei­
tung der Übung ist so rechtzeitig 
abzuschließen, daß eine Einwei­
sung der Übungsteilnehmer erfol­
gen kann. 

7704 Lage 
Der Übung ISt eine angenomme­
ne Lage zugrundezulegen (Aus­
gangslage). Zweck der Lage ISt 
es, die Übenden in eine Aus­
gangssituation zu versetzen. So-

. weit eine Weiterentwicklung der 
Lage stattfindet. Wird sie vom Lei­
tenden bzw. Leitungsdienst be­
kanntgegeben. 

7706 Anweisungen 
Für den Leitungsdienst Ist eine 
Anweisung zu erstellen, in der 
seine Stärlke, Einteilung und Auf­
gaben geregelt Sind (Anla-

Die Lageschilderung kann durch "Be­
merlkungen zur Lage" ergänzt werden. 
Diese enthalten konkrete Einzelangaben, 
die bei der Übung als Übungsannah­
men zu berücksichtigen sind. 

ge CIl I/3) . Für die Übenden sind 
Übungsanweisungen zu erstellen. 
Sie enthalten im wesentlichen An­
gaben über 

Organisation und Durchfüh­
rung der Übung, 
den Einsatz/die Einteilung der 
Übungsteilnehmer sowie 7705 Gedachter Verlauf 

Ud. 
Nr. 

2 

3 

4 

5 

6 
7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

Der geplante Ablauf der Übung ist 
im "Gedachten Verlauf" festzule-

den Umfang beteiligter Stellen 
(Anlage C/ II/ 4). 

Arbeitsplan zur Vorbereitung einer Übung 

Aufgabe! ArbeItsschritte 

Festlegen des Ubungszwecks 
- l)bungszlele 
- Ubungsart 
- Beteiligungsrahmen 
- Ubungsraum 
Festlegen des Übungsablaufs 
in Grundzügen 
- Name der Übung 
- Übungsphasen 
- Termin und Dauer 

Auswahl und Einweisen des Personas 
zur Vorbereitung 

Bereitstellen von Material und Ausstattung für die Vorbereitung 

Erarbetten der Lage 
Erarbetten des gedachten VerlauTs 
Abstimmen der Lage und des gedachten Vertaufs aufeinander 
und ggf. mit anderen Stellen außerhaJb des WD 
Herstellen der Übungsuntertagen für den Leitenden bzw. den 
Leitungsdienst und die übenden Krähe 
Erarbetten der Übungsanweisung mit VelWaitungsbeslimmungen 
und der Weisung für den Leitenden bzw. den Leitungsdl8nst 
Verteilen der Übungsanweisung, d.er Weisung für den Leitenden 
bzw. den Leitungsdienst und der Ubungsuntertagen gemaß Ver­
teiler 

Erarbeiten von Rl?9elungen zur 
Auswertung der Ubung 
Festlegen des Betreuungsprogramms für Beobachter und Gäste 
sowie VOrbereiten der Mitteilung fur Mechen 

Einweisen des Leitenden bzw. 
des Leitungsdienstes 

Anlage C/II/ 1 

Erledigung 
durch biS 
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I 

I 

Anlage C/II/2 
Gedachter Verlauf 

Uhrzeit Einspielende Stelle Meldung/Ereignis/Sachlage 

Anlage C/II/3 

lHe<ausgebende S'ellel (Ort. Da'um) 

Anweisung tür den Leitungsdienst 

1. Personaleinteilung 
- Funktion/ Aufgabenbezeichnung 
- Namen 
- Funktionsplatz und Erreichbarkeit während der Übung 

2. Beschretbung der Aufgaben ,n Kurzform 
- Überwachungsdienst 
- ElnlageniEinspieldlenst 
- Schiedsrichterdienst 
- Darstellungsdienst 
einschließlich Hlnwe,se auf ZusammenarbertlZuarbelt Inner­
halb des Leitungsdienstes, 
BefugniSse gegenüber detn übenden Kräften, 
Hinweise auf Handhabung der Unterlagen für die Durchfüh­
rung der Dietnste (z. B. zum Einspielen von Nachrichten/Mel­
dungetn - wer, was, Wie, wann, wo) 

3 Ausstattung 
- Räumlichkeiten 
- Femmeldeverbindungen, Melder 
- Karten, Pläne, Vordrucke 
- ggl. Kfz-Wesen 

4. Versorgung 
- Ullterbnngung 
- Verpflegung 
- Betreuung 

5. Einweisung 
- Teilnehmer 
- Durchführender 
- Datum/Uhrzeit 
- Ort • 

6. Auswertung 
- Erfassen von Beobachtungen und Erkenntnissen 
- Ausfüllen der Auswertebögen 
- Abfassen der Benchte 
- BesprechungsteIlnahme 
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Empfangende Stelle Erwartete Maßnahmen/Bemerkungen 

Anlage C/II/4 

jHe<ausgebende S'ellel (Ort. Da'uml 

Übungsanweisung 

für die Übung ..................................... . 

1. Name der Übung, Zeitraum, Übungsort 

2. Übungszweckl-ziele 

3. Übungsraum 
(Bezeichnung des geographischen Übungsgebietes) 

4. Leitender/Leitungsdienst 
(Benennung des Leitenden bzw. der Mitglieder des Lel­
tungsdienstes, Angaben zum Ort und zur Errelchbarkeit) 

5. Übende 
(Angabe der beteiligten Stellen, ihre Gliederung und Stärke 
und zeitliche Beteiligung) 

6. Zeitlicher Ablauf der Übung 
(Beginn und Ende, Unterbrechungen) 

7. Übungsunterlagen 
(Lage und Bemerkungen zur Lage, besondere Bestimmun­
gen und Hinweise, Kartetn, Pläne und Verzeichnisse) 

8. Besondere Regelungen 
(für Fm-Verbindungen, Wetterversorgung, Luftlagetnforma­
tion, ABC-Wesen) 

9. Versorgung 
(Verpflegung, Unterbringung, Betreuung, Sanitätsdienst) 

10. Verwaltung 
(Abgeltungen, Erstattungen, Entschädigungen) 

11. Öffentlichkettsarbelt 
(Betreuung und Führung der Beobachter und Gäste, Unter­
bnngung der Medien) 

12. Auswertung 
(Knterien für Erfahrungsbericht und Übungsbesprechung) 

wird fortgesetzt 



Deutsches Rotes Kreuz 

Weltrotkreuztag 1987 

"Ein überwältigender 
Schulterschluß" 
Rund 5 000 DRK-Heifennnen und Helfer aus allen Landesverbänden trafen 
sich In Dortmund - Femseh-Uve-Sendung rund ums Rote Kreuz sahen fast 
15 Millionen Femsehzuschauer 

Ende gut - alles gut. Mit einem "über­
wältigenden Schulterschluß" - so der 
Dortmunder DRK-Kreisvorsitzende Willi 
Hänel - verabschiedeten sich über 
5 000 Helferinnen und Helfer des Deut­
schen Roten Kreuzes vom Weltrot -
kreuztag 1987. Sie hatten sich am 
9. Mai vor der Dortmunder Westfalen­
halle zum "Mar1<t der Möglichkeiten" eIn­
gefunden, waren fachkundige Beobach­
ter der Generalprobe zur großen ZDF-

Gala und gehörten schließlich zu den 
fast 15 Millionen Fernsehzuschauem, 
die am 10. Mai die Uve-Sendung rund 
ums Rote Kreuz an den Bildschirmen 
mltverfolgten. Um 22.05 Uhr an Jenem 
Mai-Sonntag, als die Scheinwerfer erlo­
schen, hörten aufmerksame Zuhörer es 
mehrfach kräftig krachen in der Westfa­
lenhalle: Es waren die unzähligen Stei­
ne, die so manchem vorn Herzen fie­
len .. • 

DRK-Präsident Prinz 
Wittgenstein eröffnete 
den HeHertag in Dort­
mund. 

Rechts: Großer An­
drang herrschte bei 
den Informationsstän­
den des Roten Kreu­
zes. 

Vorbildliche Organisation 

Begonnen hatte das RIesenspektakel 
um das Rote Kreuz am Samstag vor 
dem Muttertag mit der feierlichen An­
kunft der Stemfahrtflotte in Dortmund. 

Franz Schlotmann, stv. DRK-Kreisge­
schäftsführer, nahm das Motto des 
Weltrotkreuztages "Helfen ohne Gren­
zen" wörtlich, stellte eine Organisation 
auf die Beine, die Ihresgleichen suchte 
und veranlaßte selbst Petrus, mit den 
Grenzen Seil zu springen: der Himmel 
über Dortmund war grenzenlos blau. 

Diesen Umständen war es dann auch 
zu verdanken, daß die Eröffnungszere­
monie zum Helfertag an sich schon eine 
beeindruckende Demonstration der Ge­
schlossenheit wurde. DRK-Präsident 
Prinz Wittgenstein erinnerte daran, daß 
ehrenamtliche Mitarbeit im Roten Kreuz 
seinen besonderen Stellenwert hat. 
Schnelle, unbürokratische Hilfe könne 
vor Ort nur geleistet werden, wenn mo­
tiVierte und gut ausgebildete Helfer zur 
Stelle selen. Die Zusammenarbeit freiwil­
liger Helfer und hauptamtliCher Mitarbei­
ter Im Team sei fur das Rote Kreuz 
"längst selbstverständlich". Der DRK­
PräSident: "Wenn es das Rote Kreuz als 

Zeichen für Hilfe und Hoffnung nicht 
schon 124 Jahre gäbe, es müßte sofort 
neu gegründet werden." 

Helfen kein leeres Wort 

Für den stv. Dortmunder Oberbürger­
meister Lorenz Ladage war .das Ge­
heimnis des Roten Kreuzes, helfen zu 
können und Freude daran zu haben". 
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Die Fahrer der Stern­
fahrt-Flotte hinter den 
Losboxen. 

Reges Interesse rand 
die Gro80bung der 
Schnelleinsatrgruppe 
des DRK-Kreisverban­
des Dortmund. 

"..-,,.... ..... ---......... .,, DRK-PrAsldent Prinz 
Wittgenstein mit Mo­
torradsanitätern. 

.:
;:::;;_ Experten unter sich: 

Auch Vertreter ande­
rer Hilfsorganisatio­
nen waren nach Dort­
mund gekommen. 

Ladage betonte die Internationalität der 
Idee Henry Dunants, verwies auf die an­
wesenden Gäste aus Dortmunds fran­
zösischer Partnerstadt Am,ens und un­
terstrich, daß für das Role Kreuz Hilfe 
über alle Staatsgrenzen hinweg .keln 
leeres Wort" seI. 

DRK -KreisvorsItzender Willl Hänel 
sprach nicht nur vom .Schulterschluß" 
an diesem Tag, sondern warnte auch 
davor, nicht in Überheblichkeit zu verfal­
len. Besonders grüßte Hänel die ande­
ren HilfsorganisatIonen und gab der 
Hoffnung Ausdruck, daß 81nes Tages 
vielleicht einmal die Grenzen zwschen 
den unterschiedlichen Organisationen 
uberwunden werden könnten. 

Um 10.42 Uhr, nachdem die zwölf 
Stemfahrt-Fahrer begrüß!. bedankt und 
besch81nkt worden waren, eröffnete 
Prinz Wittgensteln, gar fesch anzu­
schauen in seiner erstmals getragenen 
Dienstkleidung, den Rotkreuz-Familien­
tag. 

DRK-Helfer aus allen Landes­
verbänden 

Kurz nach 13.00 Uhr formierten sich be­
reits Grüppchen vor dem Haupteingang 
der Westfalenhalle, um einen guten 
Platz bei der ZDF-Generalprobe zu er­
gattern. Was sich bis dahin (und schon 
seit den ersten Proben am 7. Mai) in 
der Halle getan hat, wäre eine Ge­
schichte für sich gewesen. 

Unsere Geschichte aber geht weiter mit 
einem Scheinwerfer auf Rolf Herzbach. 
Im DRK-Generalsekretariat für Öffent­
lichkeitsarbeit zuständig, der vor 
4 500 Rotkreuzlem aus allen landesver -
bänden das "Wanmlng up" übernahm. 
Nach dem Aufwänmen kam das Einhei­
zen durch eine gelungene Mischung 
aus Information und Show. während 
draußen der Familientag weiterging . .' . 

Gelungener Galaabend 

26 Stunden später: die Damen im .klel­
nen Schwarzen". die Herren Im (meist) 
dunklen Anzug. Wolfgang Schmldt läßt 
im Wirtschaftshof der Westfalenhalle 
noch einmal seine Milchkuh für den 
Emstfall blubbern und schaut mit einem 
Auge zum Tor. Von dort kommen sie 
dann hintereinander hereingefahren: der 
Vorsitzende des ZDF-Fernsehrates, 
Jockei Fuchs, BundestagspräsIdent 
Dr. Phllipp Jenninger, der nordrheIn­
westfälIsche MinisterpräSident Johannes 
Rau und Arbeits- und Sozialminister 
Dr. Norbert Blüm. Enfwlcklungshilfemini­
ster .Jonny" Klein mischt Sich unauffällig 
unter die übngen 2 500 Gala-Zuschau­
er, die den nonmalen Haupteingang be­
nutzen. Dann betätigt sich Prinz Witt-



genstein als .Aufwärmet", stellt die pro­
minenten Ehrengäste vor, wünscht 
einen schönen Abend und setzt sich 
neben Frau Rau. 

Während der ZDF·Gala in der Westfalenhalle 
Interviewte lIona Christen auch Rotkreuz­
Schwestern. 

Die Uve-Sendung beginnt, wird um 
zehn Minuten überzogen, und während 
der Abspann mit den Namen der Betei­
ligten über den Bildschirm flimmert, 
sieht man es den strahlenden Gesich­
tern des blumenverteIlenden DRK-Präsi­
diums an, daß Rotes Kreuz und ZDF 
mit diesem krönenden Abschluß des 
Weltrotkreuztages 1987 mehr als zufrie­
den sind. 

Fragen an die Wasserwacht. ~Iona Christen 
hatte sich sehr gut mit der Matene vertraut 
gemacht. 

(Fotos: Z immermann 7, Hamborg 1, Bauer 1) 

Jubiläumsjahr 1988 

15 Millionen Menschen, das sind 
37 Prozent aller Fernsehzuschauer, lie­
ßen sich die Gala nicht entgehen, so 
liest man anderntags in den Zeitungen. 
Und Rolf Herzbach ergänzt: .Wir haben 
sicher den Geschmack der zehn- bis 
fünfundvlerzlglährigen gut getroffen." 

Unbestätigten Gerüchten zufolge soll 
der Weltrotkreuztag 1988, der zugleich 
das 125. Jahr seit der Gründung des 
Roten Kreuzes markiert, auch nicht ge­
rade Im stillen Kämmerlein gefeiert wer­
den. . . Carl-Walter Bauer 

Der Wiederaufbau 
in Kolumbien schreitet voran 

In Kolumbien setzt das dortige Rote 
Kreuz sein Wieeeraufbauprogramm fort. 
Parallellaufend dazu betreibt es die ge­
sellschaftliche Einglieeerung lener Men­
schen, die vom verheerenden Vulkan­
ausbruch des Nevado dei RUiz im No­
vember 1985 betroffen waren. 

~25 Häuser wurden im März d. J. In Le­
nda und Cambao (Provinz T ollma) an 
Familien übergeben, die durch die Na­
turkatastrophe Hab und Gut verloren 
hatten. Die Häuser, die vom Deutschen 
Roten Kreuz mitfinanziert wurden, ent­
standen in zwei Bauabschnitten. Zu­
nächst wurden zwei Schlaf- und ein Ba­
dezimmer aus vorgefertigten Bauteilen 
errichtet, in der zweiten Bauphase wur­
den in herkömmlicher Bauweise ein wei­
teres Schlaf- und WohnZimmer hinzuge­
fügt. Natürlich fehlt auch ein Garten 
nicht, aus dem der tägliche Familienbe­
darf an Gemüse geeecHt Wird. 

Jeees Haus kostet rund 10000 DM. 
Wegen der hohen Arbeitslosenquote 
und der damit verbundenen begrenzten 
Möglichkeiten hat das Kolumblanische 
Rote Kreuz den vom Vulkanausbruch 
betroffenen Menschen die Häuser ko­
stenfrei zur Verfügung gestellt. Die Be­
günstigten brachten beim Bau einen an-

gemessenen Anteil an Eigenleistung ein. 

Die einst relativ wohlhabende Region ist 
jetzt - sowohl in wirtschaftlicher als 
auch in gesellschaftlicher Hinsicht -
dem Armenhaus Kolumbiens zuzurech­
nen. 

Durch Unterstützung der Uga der Ge­
sellschaften vom Roten Kreuz und Ro­
ten Halbmond hat das Rote Kreuz In 
Kolumbien ein Programm "der kleinen 
Schritte" auf die Beine gestellt. Famillen­
betnebe erhielten finanzielle Hilfen, um 
sich aus der katastrophenbedingten 
Lethargie abzusetzen und um ein nor­
males Alltagsleben fortsetzen zu kön­
nen. 

Das Programm beinhaltet die Aus- und 
Weiterbildung be den verschieeensten 
Berufszweigen: zum Bäcker, Krämer, 
Zimmermann, Fahrrad-Mechaniker, 
Schlachter oder Straßenverkäufer. 

Der Projektleiter, ein 28jähriger Volks­
wirt, bestätigt, daß jeeer Begünstigte 
hinter diesem Vorhaben stehe. Das Ko­
lumbianische Rote Kreuz hat bereits 
mehr als 250000 DM In diese Aktion in­
vestiert, weitere 130 000 DM solkln in 
den nächsten Monaten zusätzlich einge­
bracht werden. 

Garcla-GilVHorst F. Hamborg 

Gegen den Hunger 
in Mozambik 

Von den fünf Ländem, die in Afnka von 
neuen Hungersnöten b9Croht Sind, ist 
Mozambik besonders betroffen. Auf­
grund des langanhaltenden Rebellen­
krieges sind über vier Millionen Men­
schen aus ihren Dörfern vertrieben, ein 
Großteil von ihnen lebt in unzugängli­
chen ländlichen Gebieten. Eine Hilfe für 
sie kann nur auf dem Luftweg geleistet 
werden. 

Angesichts der Wirren wird Immer weni­
ger Nahrung angebaut, südliche Provin­
zen sind zusätzlich von Dürre betroffen. 
Aufgrund des dringenden Beearfs hat 
das Deutsche Rote Kreuz in Zusam­
menarbeit mit dem Auswärtigen Amt 
und dem Bundesminister für Wirtschaftli­
che Zusammenarbeit 100 Tonnen Ge-

brauchtkleidung, 18 500 Decken sowie 
4 70 Tonnen Lebensmittel bereitgestellt. 
Soweit verfügbar werden Lebensmittel 
auf den lokalen Märkten beschafft. Der 
Wert der HIlfslieferung beträgt über 
1,9 Millionen Mark. 

Mit einer grundlegenden Verbesserung 
der Situation in Mozambik ist in abseh­
barer Zelt nicht zu rechnen. Das Land 
bleibt auf die Hilfe der Internationalen 
Gemeinschaft angewiesen. 

Auswärtiges Amt und der Bundesmini­
ster für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
haben ,n Aussicht geslellt, die Hilfsmaß­
nahmen des Roten Kreuzes Im Laufe 
dieses Jahres weiterhin zu unterstützen. 

Horst F. Hamborg 
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Politisches 
Asyl-
eine 
Herausforderung 
für das 
Rote Kreuz 

Im obersten Geschoß eines slebenstök­
kigen Gebäudes abseits der Genfer 
Hauptstraßen hegt das Büro "Hilfe zur 
Weiterreise" des Genfer Roten Kreuzes. 
Die Bezeichnung hat allerdings nichts 
mit einem Flughafen-Service zu tun, wie 
man vielleicht annehmen könnte . 

• Das Buro wurde vom Genfer Roten 
Kreuz elngenchtet, um Flüchtlinge oder 
Asylbewerber zu unterstützen, deren 
Begehren von den schweizer Bundes­
behörden zurückgewesen wurden", so 
Jean-FranYOls Labarthe, der Leiter die­
ses Büros. "In welcher Fonm Wir Hilfe 
leisten, hängt von den Umständen eines 
jeden Falles ab. Das bedeutet, daß Wir 
uns häufig sehr kurzfristig entscheiden 
müssen." Durch einen engen Kontakt 
mit den Behörden und anderen Wohl­
fahrtsorganlsationen kann das Büro "Hil­
fe zur Weiterreise" Ihm zur Kenntnis ge­
brachte Fälle In humanitärem GeiSt unCI 
IndMduell belhandeln. "Wir gehen den 
Behörden helfend zur Hand, dennoch 
slnCI Wir von Ihnen völhg unäbhängig", 
betont Labarthe ausdrücklich. 

"Die enge Zusammenarbeit mit den Be­
hörden ISt ausgesprochen wlchlig für 
das Schicksal derer, die uns anspre­
chen Einfach war das nicht Immer, 
manchmal gab es heftige Reibereien, 
wenn die Behörden andere Standpunk -
te als wir vertraten. Aber das gehört 
dazu, ein gegenseitiges Verständnis auf­
zubauen und eine gemeinsame ArbeIts­
grundlage zu finden." 

Wie ,n anderen europäischen Landem 
verzeichnet auch die SchweiZ einen 
wachsenden Zustrom von Flüchthngen. 

Nach Angaben des UNHCR (Der Hohe 
Flüchthngskommlssar der Vereinten Na 
tlonen) erhöhte Sich die Zahl Asylsu­
chender In Europa von 107 000 (1984) 
auf 165 000 Im Jahr 1985. Im ersten 
Halbjahr 1986 waren es rd. 70000. 
Diese nicht erst seit kurzem bekannte 
Situation hat VIele DiskUSSionen ausge­
löst. An der Art und W9lse, Wie Asylbe 
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gehren behandelt und wie Asylbewerber 
abgewiesen wurden, hat es nicht unbe­
trächthche Kntlk gegeben. Das Büro 
.Hilfe zur Weiterreise· bemüht Sich 
ebenfalls um Elnrelsemöghchkelten In 
DnWänder, wenn ein abgewiesener 
Asylbewerber, ohne Schaden zu neh­
men, nicht In se<n Heimatland zurückr9l­
sen kann . • Neben Kontakten auf Kan­
tons- und Bundesebene arbeiten Wir 
auch eng mit unseren Schwestergesell­
schaften zusammen. Sie Informieren 
uns über die Möglichkeiten des Asyls ,n 
ihren Landern und betreuen Bewerber, 
die In der Schweiz abgewiesen wurden. 
Zusätzlich stehen Wir in Verbindung mit 
schw9lZer und ausländischen Botschaf­
ten In der Schw9lz sowie mit anderen 
IntematlOl1a1en Organisationen", erklart 
Labarthe. 

Wie Sieht die Zukunft aus? "Die letzte 
Weltrotkreuz-Konferenz hat offengelegt, 
daß nationale Rotkreuzgesellschaften In 
Vielfacher Weise Flüchtlingen helfen. Nur 
wenige unterstützen jedoch Asylbewer­
ber, wenn sie freiwillig oder gezwunge-

nenmaßen ausreisen. Das Rote Kreuz 
kann eine aktIVere Rolle spielen und 
neuI9 Ideen einbringen. Warum zum Be,' 
spl9l sollte ein Asylbewerber mit ent­
sprechendem Hintergrund nicht In Ent­
WIcklungsprogrammen nationaler Rot­
kreuzgesellschaften arbeiten können. 
Deren Regierung könnte Ihn und seine 
Familie für ein oder zwei Jahre aufneh­
men. Wir müssen die Möglichkeiten un­
serer Bewegung sorgfaltig In Betracht 
Ziehen." 

.Der Dialog nationaler Gesellschaften zu 
diesem Thema muß verstärkt werden", 
sagt Labarthe. "Ich bin überzeugt, daß 
unsere Bewegung eine wesentliche Rol­
le bei der Hine für J9ne Menschen SPie­
len kann, die aufgrund Ihrer Religion, 
Rasse oder politischer Onentlerung ver­
folgt und Ins Bol getrieben wurden. Die 
Liga der Gesellschaften vom Roten 
Kreuz und Roten Halbmond sollte die 
betroffenen nationalen Gesellschaften 
zusammenrufen und versuchen, Lö­
sungsmöglichkelten herbeizuführen." 

E. Dannlei Kinnear/Horst F. Hamborg 

Comelio Sommaruga 
12. Präsident des IKRK 

L _ _____ _ 

Mit Dr Comeho Sctrnrnaruga ISt se<t 
dem 7 Mal der 12. Prasident des Inter­
nationalen Komitees vom Roten Kreuz 
(IKRK) In seinem Amt. Er tntt die Nach­
folge von Alexandre Hay an, der seit 
dem 1. Juh 1976 Präsident des IKRK 
war 
Hay führte während seiner Amtszeit 
über 150 Missionen durch, in deren 
Verlauf er mit zahlreichen Staats - und 
Regierungschefs zusammenkam, eben­
so wie mit Leitern nationaler Gesell­
schaften des Roten Kreuzes und des 
Roten Halbmonds. Im vergangenen 

• Jahr verliehen die UnIVersität Genf und 
die Hochschule St. Gallen für WIrt­
schafts· und SozlalWlSS9lnschaften 
Alexandre Hay den Titel eines Doktors 
honons causa. 

Der neue IKRK-Präsldent Corneho Som­
maruga wurde 1932 als Sohn Schwei­
zer Eltern und Bürger des Kantons Tes­
sin (Lugano) in Rom geboren, Er ISt ver­
heiratet und Vater von sechs Kindern. 
Seine Studien absolVierte er In Zunch, 
Pans und Rom 

Nach der Promotoo zum Doktor der 
Junsprudenz begann Sctrnmaruga 1957 
seine berufliche Tätigkeit Im Bankenbe­
reich In Zünch. 1960 trat er In den Bun­
desdienst und arbeitete beim Schweize­
nschen Außenmlnlstenum. Er bekleidete 
verschiedene diplomatische Posten In 
Den Haag, BonnlKöln, Rom und Genf. 
Zuletzt war er Botschaftsrat und stell­
vertretender Chef der SchwelZenschen 
DelegatIOn bei verschiedenen UN-Orga­
nlsationen. 

Von 1973 bis 1975 war Sommaruga 
stellvertretender Generalsekretär der 
EFTA In Genf und wurde 1976 Dlrek­
tlonsmltghed des Bundesamtes für Au­
ßenWirtSChaft In Bern. Er war dort zu­
nächst bevollmäChtigter Minister und 
Botschafter und seit 1980 Delegierter 
des Bundesrates für Handelsverträge. 
Von 1984 biS 1986 war er Staatssekre­
tär für AußenWirtschaft. Cornelio Som­
maruga ISt Ehrendoktor der Staatswls­
senschaften der UniverSität Freiburg 
(SChW9lZ). C. W. Bauer 



Arbeiter-Samariter-Bund 

Computergesteuerte Elnsatzführung 

Neue Einsa1zzenbale 
für weltweite Rückholung 

Modemste technische Elnnchtung - Seit November 1986 einsatzbereit 

Wenn Urlauber oder Geschäftsreisende 
Im Ausland erkranken oder verunglük­
ken, können vielfältige Schwierigkeiten 
auftreten. Sprachprobleme erschweren 
unter Umständen die Behandlung, ein 
Krankenhausaufenthalt weitab von Hei­
mat, Familie und Freunden ist auch 
nicht unbeclngt wünschenswert. 

In solchen Fällen hilft der Rückholdienst­
SerVIce des ASB. Seit kurzem ist die 
bereits bestehende Einsatzzentrale auch 
für intemationale KatastrophenhilfseIn­
sätze auf den neuesten Stand der 
Techntk gebracht worden. 

Zusätzlich zu den bereits bestehenden 
Aufgaben als Einsatzzentrale des Inter­
nationalen Arbeiterhilfswerkes (IAH) und 
der Panlät Intemational (PI) koordinieren 
und steuem die ASB-Mitarbeiter die 
weltweite Rückholung von ASB-Mitglie­
dem. Die Einsatzzentrale in Köln ist seit 
Beschluß der Bundeskonferenz im No­
vember 1986 einsatzbereit. 

Sie ist ausgestattet mit: 

BOS-Funkgeräten In 4-m- und 2-m­
Band. 

Flugfunk (um die Erreichbarkeit mit 
den sich Im Einsatz befindlichen Am­
bulanzflugzeugen sicherzustellen). 

Anschluß an das Internationale Flug­
sicherungs-Fernschreibnetz (AFTN) 
- darüber können alle Flugzeuge in 
jedem Flugraum der Welt erreicht 
werden. Zum Fernschreibnetz gehört 
auch Telefax (es besteht die Mög­
lichkeit der Bildübertragung über T e­
lefax). 

Computergesteuerte Einsatzführung. 

Modernste technische Einrichtungen er­
möglichen auf diese Weise schnelle und 
gezielte Hilfeleistungen. KM 

-

Der Arbeitsplatz am Einsaaleittisch. 

-

Blick In die Einsatz· 
zentrale tor Rückho­
lung und internationa­
le Katastrophenein­
sätze. 

Mit der Dokumentationsanlage werden alle 
ein- und ausgehenden Funkgespräche aufge­
zeichnet. 
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Jährtiche Hauptpriifung 
für Rettungshunde 

Wenn nach Katastrophen In T riJmmem 
nach Verschütteten gesucht wird. reicht 
menschliche Hilfe oftmals nicht aus. In 
solchen Fällen werden Rettungshunde 
eingesetzt - mit großem Erfolg. 

Der ASB Darmstadt Ist daher zu recht 
stolz auf seine Rettungshundestaffel. die 
zur Zelt aus zehn Führern mit Ihren 
Hunden besteht. Stolz Ist man O1Sbe­
sondere auch deshalb. weil Im südhes­
sischen Raum lediglich in Wiesbaden 
und Pfungstadt zwei dieser Einheiten 
des Katastrophenschutzes bestehen. 

Junge Hunde ,m Alter ven anderthalb 
biS zwet Jahren können zum Rettungs­
hund ausgebildet werden. 018 Ausbil­
dung dauert mindestens zwei Jahre. 
und das bedeutet für die Hundeführer 
jedes Wochenende intenSive Arbeit mit 
dem Hund. Hinzu kommt eine )ehrliChe 
Hauptprufung nach bundeselnh8ltllchen 
ASB-Rlchtllmen. an der Jeder Hundefüh­
rer mit seinem Hund teilnehmen muß. 
WIll er weiterhin Im Rettungshundeteam 
mitarbeiten. 

Diesmal standen 13 Hunde zur PriJfung 
an. Ihre Aufgabe: Auf einem Fabnkge­
lände müssen dr81 versteckte "Verletzte· 
gefunden werden. Erschwert wurde die 
Suche durch kleine Schwelbrände und 
durch den Lärm mehrerer laufender Mo-

tore. Die Hunde schafften die Prüfung in 
Je einem Durchgang In ca. zehn Minu­
ten. 

Entscheidende PriJfungsknterien Sind: 
selbständiges Arbeiten des Hundes. das 
heißt durch Bellen oder Scharren den 
verschütteten Menschen .anzelgen". 
Des weiteren muß ein Rettungshund 
feuer- und geräuschunempfindlIch sein 
sowie Ausdauer zeigen. 

Im Emstfall kann ein Hund zur intenSI­
ven Suche 20 Minuten lang eingesetzt 
werden. dann braucht er eine Ruhepau­
se. Auch sind viel lob und Zuw8lndung 
durch seinen Führer oder S81ne Führenn 
erforderlich, denn eine wesentliche Vor­
aussetzung für ein erfolgreiches Arbei­
ten ist die ständige Motivation des Hun­
des. Die Hunde müssen ohne Druck ar­
belten können. Druck würde ihren Spür­
Sinn schmälern. 

Zum Abschluß der Prüfung hatte Sich 
WIeder einmal gez8lgt, daß Sich dl8 jah­
relange. Intensive Arbeit der Hundefüh­
rer und Ihrer Vierbeiner gelohnt hat. 

Der technische Leiter des ASB Darm­
stadt, Rolf Wittmann, überreichte die 
Ul1<unden und bedankte Sich bei allen 
Beteiligten für Ihre Mühe und Ihren Ein-
satz. Rolf Suchland 

Ein Rettungshund auf der Suche nach einem versteckten "Vertetzten". (Foto: W. Müller) 
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ASB­
Mitarbeit 
• In 
Kommis­
sionen 

Der Bundesverband des ASB arbeitet in 
folgenden Grernoo, Arbeitskr8lsen und 
Institutionen rnlt. 

• Bundesmlnlstenum für Verkehr (Stän­
dige Konferenz Rettungswesen) 

• Bundesrninlstenum des Innern (Fra­
gen des elWeiterten Katastrophen­
schutzes, ZIVIle Verteidigung, Fern­
meldewesen, Erste-Hi,fe-Ausbildung) 

• Bundesrnlnlstenum für Jugend, Fa­
milie und Gesundheit 

• Bundesarnt für ZlVllschutz (elW8Iter­
ter Katastrophenschutz, Stäl1<e- und 
Ausrüstungsnachweise, KatS-Ausbil­
dung, VelWattungsvorschnften) 

• Bundesamt für den Zivildienst und 
Bundesbeauftragter für den ZIVil­
dienst 

• Erste-Hilfe-Ausschuß der gewerbli­
chen Berufsgenossenschaften 

• Deutsches Institut für Normung e. V. 
(DIN) (Fachausschuß für Kranken­
hauswesen, ad-hoc-Ausschuß für 
Behindertentransportwagen) 

• Internationales Arbeiter-Hllfswel1< 
(IAH) 

• Deutscher Pantätlscher Wohlfahrts-
verband (DPWV) 

• Pantätlsches Blldungswel1< 
• Pantät International (PI) 
• Deutsche Gesellschaft für Geren­

~ologie 

• Deutsche Vel1<ehrswacht 
• Bundesarbeitsgern8lnschaft für Spiel 

und Bewegung als Altenhilfe 

• Selktion Rettungswesen der Deut­
schen Interdisziplinären Vereinigung 
für Intenslvmedizln 

• Verein zur Förderung der Normung 
im Bereich Rettungsdienst und Kran­
kenhaus e. V_ (VNRK) 

• Deutsche Gesellschaft für Katastro­
phenmediZIn 



Johanniter-Unfall-Hilfe 

JUH­
Leistungsbericht 
1986 

Diese jährliche Berichterstattung soll ei­
nen Überblick über die personelle Ent­
wicklung sowie über die Ausbildungs-, 
Einsatz- und sozialen Leistungen der 
Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. (JUH) ge­
ben, die von den ehrenamtlichen Helfe­
rinnen und He~em mit Unterstützung 
der hauptamtlichen Mitarbeiter und Zivil­
dienstleistenden erbracht wurden. 

Die Gesamtergebnisse der letzten fünf 
Jahre sind graphisch dargestellt und ge­
ben Aufschluß über die Entwicklungs­
tendenzen in den einzelnen Bereichen. 

Mitglieder (Diagramm 1) 

Die Entwicklung der Mitgliedsstärke 
weist seit sechs Jahren eine sehr positi­
ve Tendenz aus. Die Gesamtzahl ist ge­
genüber 1985 wieder um 22 % auf über 
288 000 angestiegen. Besonders her­
vorzuheben ist der Zuwachs von rd. 
51 000 Fördernden Mitgliedern (im Vor­
jahr 47 000). So konnte trotz Stomie­
rungen durch Austritte mit einem höhe­
ren Beitragsaufkommen die unverzicht­
bare finanzielle Grundlage verbessert 
werden, um die gemeinnütZigen Aufga­
ben bewältigen zu können. 

Die aktive ehrenamtliche Helferschaft ist -, 
btwictIIIIII-~ 0 __ 
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kontinuierlich auf über 16 000 ange­
wachsen. Größere Zugänge sind in Nie­
dersachseniBremen und Schleswlg-Hol­
stein zu verzeichnen. 

Die zahl der Jugendlichen Ist Insgesamt 
nur unwesentlich gestiegen. Der Intensi­
vierung der Jugendgruppenlelter-Ausbil­
dung kommt besondere Bedeutung zu, 
um aus den SOWiesO schon geburts­
schwachen Jahrgängen neue Jugend­
gruppen zu bilden und damit den Nach­
wuchs für die Helferschaft zu slchem. 
Die hauptamtlichen Mitarbeiter haben 
zwar um 15 % zugenommen, dabei hat 
sich aber der Anteil der T eilzeltbeschäf­
ligten und Aushilfen überproportional er­
höht. 

Über 400 Zivildienstleistende sind 1986 
hinzugekommen (insgesamt 1 571). Hier 
schlägt sich der verstärkte Einsatz in 
den Mobilen SoZialen Diensten nieder. 

Ausbildung (Diagramm 2) 

In der Erste-Hilfe-Ausbildung für Laien 
und Betriebshelfer konnte nach Wegfall 
der Ausbildung an Schulen das Ergeb­
nis des I(orjahres nicht ganz erreicht 
werden. Auch die Ausbildung In $ofort­
maßnahmen am Unfallort ist um 5 % zu­
rückgegangen. Insgesamt wurden 1986 
über 150 000 Laien ausgebildet. 

Als Pilotprojekt wurde erstmalig vom 
Landesverband Bayem eine Ausbildung 
in Erster Hilfe am Kind angeboten. Die 
Resonanz war so stark, daß die Ausbil­
dung auf das gesamte Bundesgebiet 
ausgedehnt und 1986 bereits ca. 
180 Lehrgänge besucht wurden. 

In der Herz-Lungen-Wiederbelegung 
und der Erste-Hilfe-Ausbildung für Fort­
geschrittene konnte wieder ein Zuwachs 
erzielt werden. Die Ausbildung in Häus/i-_. 
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cher Krankenpflege ließ sich trotz offen­
sichtlichen Bedarfs nur um 6 % steigem. 

Die Ausbildung der Ausbilder ist um 
10%, die Fortbildung der Ausbilder um 
16 % gegenüber 1985 zurückgegangen. 
Die Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. verfügt 
insgesamt über 1 843 Ausbilder mit gül­
tiger Lehrberechtigung (1985: 1 752). 

Der SChwerpunkt der Bundesschule lag 
weiter in der Ausbildung von Rettungs­
sanitätern. 528 Teilnehmer (542 im Vor­
jahr) absolvierten die I. Stufe der Ausbil­
dung und 239 (185) bestanden die Ret­
tungssanltäterprüfung. Insgesamt ste­
hen 1 895 (1 911) Rettungssanitäter zur 
Verfügung. Die Zahl der männlichen 
nahm um 34 zu, die der weiblichen um 
50 ab, obwohl der Zugang in diesem 
Bereich für weibliche Teilnehmer erleich­
tert wurde. 

Schwesternhelferinnen­
Programm (Diagramm 3) 

In der Schwestemhelferinnen-Ausbil­
dung konnten die Leistungen vom Vor­
jahr nicht ganz erreicht werden. Bei 
dem großen Bestand an ausgebildeten 
Schwestem-Helferinnen ist der Schwer­
punkt In der Fortbildung zu sehen, sie 
konnte durch eine Steigerung um 18 % 
angehoben werden. Insgesamt besuch­
ten 6867 Teilnehmer (im Vorjahr 6 389) 
die Kurse. 

Rettungsdienst (Diagramm 4) 

Der Notfall- und Krankentransport konn­
te trotz der zunehmenden gewerblichen 
Konkurrenz, die sich besonders in Nie­
dersachsen auswirkte, noch einmal um 
3 % ausgeweitet werden, da auch im 
letzten Jahr einzelne Kommunen den 
Rettungsdienst teilweise an die privaten 
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HIlfsorganisatIonen abgaben. Rund 
330 000 Einsätze wurden gelahren. 

Die Blut- und Organtransporte sind 
nach jahrelangem Anstieg erstmalig zu­
rückgegangen. 

Im Luttrettungsdtenst hat neben den un­
verändert durchgeführten PrimäreInsät­
zen der Sekundärtransport weiter zuge­
nommen. Die Zahl der Einsätze stieg 
von 2 685 (1985) auf 3 577. Die Steige­
rungsrate lag In den letzten zwei Jahren 
jeweils bei einem Dnttel. 

Die Zahl der Wachen und Fahrbereit­
schatten ,m Rettungsdienst erhöhte Sich 
von 253 auf 304. 

Soziale Dienste (Diagramm 5) 

Im Behindertenfahrdienst stabiliSiert sich 
der Becarf bei rund 1.1 Millionen beför­
derten Personen, obwohl die Zahl der 
Fahrbereltschaften um 33 auf 194 an­
gewachsen 1St. 

Im Mahlzeitendienst (Essen auf Rädem) 
konnten wieder über 500 000 Portionen 
ausgegeben werden. 

Der Unfallfolgedienst, der gemensam 
mit dem Malteser-Hilfsdienst ehrenamt­
lich durchgeführt wird, wurde in über 
1 ()() Fällen In Anspruch genommen. 

In elf z. T. gemeinsam mit dem DiakonI­
schen Werk betnebenen SozialstatIonen 
und in 33 Einrichtungen des Mobilen 
Sozialen Hilfsdienstes konnten die 
Grund- und Behandlungspflege sowie 
Besuche und Haushaltshilfen um 56 % 
auf rd. 150 000 Leistungen gesteigert 
werden. Die Stundenzahl erhöhte Sich 
um 79 % auf rd. 180 000 und 7 360 
Personen - mehr als doppelt so viel 
wie Im Vorjahr - wurden betreut. 

In Hausnotrufsystemen ISt weiter inve­
stiert worden. 14 Zentralen Sind einge­
richtet, aber die Zahl der Anschlüsse 
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bringt noch keine volle Auslastung. Es 
Wird aber von einem größeren Becarf In 
der Zukunft auszugehen sein. 

Katastrophenschutz 

Im Inland-Katastrophenschutz werden 
233 Einheiten (1985: 226) mit 6 627 
(6 470) Helfern vorgehalten. Davon 
waren 3 414 nach § 8,2 des Katastro­
phenschutz-Gesetzes für zehn Jahre 
verpflichtet. Die Zahl der Kfz für den Ka­
tastrophenschutz Stieg gleichfalls um 
17 % auf 690. Das Helferpotential und 
das verfügbare Material sind jedoch weit 
größer als die limitierten anerkannten 
Katastrophenschutz-Einheiten und kön­
nen bei Becarf zur Verfügung gestellt 
werden. 

Bei dem im Auftrag des Diakonischen 
Werkes durchgeführten Katastrophen­
schutz-Einsatz Im Ausland standen die 
medizinische Hilfe und Versorgungs­
maßnahmen für die Bevölkerung von 
KalamataiGnechenland nach dem Erd­
beben Im Mittelpunkt. Unterstützt durch 
den Weltkirchenrat In Genf waren insge­
samt drei Ärzte und elf Helfer über zwei 
Monate im Einsatz. 

In Afrika wurde technische Hilfe In ei­
nem Flüchtlingslager in Tansania gelei­
stet sowie Ausbildung in Erster Hilfe In 
Ruanda und Ausbildung zu Kranken­
pflegehelfern Im Sudan betneben. 

Ferner wurden Projekte für den Wieder­
aufbau nach dem Erdbeben in Mexlco 
erkundet. 

Leistungserlöse (Diagramm 6) 

Die Gesamterträge sind gegenüber dem 
Vo~ahr wieder um 13,6% angestiegen 
und erreichen knapp 1 ()() Mlo. DM. 

Die Erlöse aus Eigenleistungen konnten 
auch verbessert werden, wobei der Ret­
tungsdienst über die Hälfte der Einnah­
men aus den satzungsgemäßen Haupt­
aufgaben erzielte. 

Die Zuschüsse Sind proportional zu den ... - . 
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Eigenleistungen um 10% angewachsen. 
Die vom Bund, den Ländem und Kom­
munen sowie vom Diakonischen Werk 
und der Evangelischen Kirche zur Verfü­
gung gestellten Mittel sind zweckgebun­
den für das Sanltäts- und Gesundheits­
wesen, Insbesondere für die Ausbildung 
In Erster Hilfe und von Schwesternhelfe­
rinnen sowie für den Katastrophen­
schutz im In- und Ausland. 

Das Spendenaufkommen ist erstmalig 
rückläufig (;<' 16 %). Dafür ISt ein um 
50 % höherer Eingang von Mitgliedsbei­
trägen zu verzeichnen, de von den För­
dernden Mitgliedern für unsere gemein­
nützigen Aufgaben erbracht werden. 

Zusammenfassung 

Die personelle Zusammensetzung mit 
einem VerhältniS von 17 aktiven Helfern 
zu einem hauptamtlichen Mitarbeiter 
(ohne ZIvildienstleistende) macht den 
vorwiegend ehrenamtlichen Charakter 
der JUH deutlich, wenn auch nicht zu 
verkennen ISt, daß Immer mehr Zivil­
dienstleistende Aufgaben übemehmen. 
Auf zehn Helfer kommt bereits ein Zivil­
dienstleistender. 

In der Breitenausbildung ist bereits eine 
Stagnation eingetreten, und nur in Teil­
bereichen werden sich neue Ausbil­
dungsgebiete wie In Erster Hilfe am 
Kind als auch für die SoZialen Dienste 
ergeben. 

Der Rettungs- und Behindertenfahr­
dienst bietet aufgrund der Professionali­
sierung und der Immer stärker werden­
den gewerblichen Konkurrenz keine zu­
sätzlichen Betätigungsfelder für die akti­
ve Helferschaft und auch der Katastro­
phenschutz ist In seinem Umfang vor­
erst festgeschrieben. 

Paul-Georg Kleffel 
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Malteser-Hilfsdienst 

Papstbesuch: 
Malteser waren überall 
in Aktion 

, 

Vom 7. bis 4. Mai 7987 waren über 
3 300 Sanitäter, SChwestemhelfennnen, 
Fahrer, Funker und Köche mit rund 
300 Fahrzeugen an den neun Stationen 
der PapstvisIte in der Bundesrepublik Im 
Emsatz. 

Damit trugen die Malteser die Haupt/ast 
der Sanltäts- und Betreuungsdienste. 

0/9 nachfolgenden Berichte wurden von 
Verantwortlichen der Diözesen verlaßt, 
die der Heilige Vater besuchte, und be­
legen das breite Einsatzspektrum. 

• 

• 

Köln 

Der Einsatz der Malteser aus der Erz­
diözese Köln während der Papstmesse 
am 1. Mal Im Müngersdorfer Stadion 
verlief Im Großen und Ganzen recht 
ruhig. 

Lediglich 29 Hilfeleistungen, davon 
sechs rettungsdienstliche Transporte, 
wurden vermerkt, obwohl über 
70000 Teilnehmer aus Köln und dem 
Umland angereist waren. 

••••••••••••••••••••••• ••••••••••••••••••••••• •••••• ••••• ••••••••••••• 
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Deutschland 

\ ~ Sturit;gatt. 
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Do 3Q.4.: 18.00 Uhr Ankunft aul dem Flughaien Köln/Bonn. <DFr 1.5.: 10.15 Uhr, Koln, Mimgersdorler 
Stadion, HI. Messe mil Seligsprechung von Edi1tl Stein. (l) Flug nach Munster. 18.30 Uhr:Wortgottes· 

: dienst aul dem Schloßplatz. (l) Flug nach Kev~aer. Sa. 2.5.: 9.40 Uhr. MarienIeier im Hulsparl<stadion. • 
: <DFlug nach BoUrop. Begegnung mit Vertretern aus Arbeitswelt und Wissenschaft (1)Flug nach : 
: Essen. 14.20 Uhr: Versammlung auf dem Burgplatz. <D Aug nach Gelsenkirc!1en. 17.30 Uhr: Heilige : 
: Messe im Parkstadion. Flug nach Münc!1en. (J) 10.45 Uhr: Heilige Messe mit der Seligsprechung von : 
: Rupert Mayer. <DFlug nac!1 Augsburg. 18.30 Uhr: Heilige Messe in der Sportanlage SUd. Mo. 3.5.: : 
: <DFlug nach Speyer. 15.50 Uhr: Heilige Messe vor dem Dom. ®> Flug nach Stuttgart. Abflug nac!1 Rom. : 
• • • • ••••••••••••••••••••••• • •••••••••••••••••••••• •• •••• • •• • ••••••••••••••• 

Einsatzleiter Hans Georg Marohl, stell­
vertretender Diözesanleiter, und 
Prol. Dr Klaschlk, Diözesanarzt, brach­
ten diesen Einsatz auf die Formel: "Ein 
schöner Einsatz - alles hat gut ge­
klappt." 

Seit Seit 5.00 Uhr früh waren 469 Mal­
teser-Heifennnen und -Helfer sowie 
14 Ärzte auf den Beinen, nicht nur um 
einen Großeinsatz zu tätigen, sondern 
auch um gemeinsam mit dem Papst die 
Meßleier zu begehen. 

Den Malteser-Helferlnnen und -Helfern 
oblag die gesamte sanitätsdienstlIche 
Versorgung Im Stadion, die Betreuung 
der üb,er 80 Rollstuhlfahrer sowie die 
Verpflegung der eigenen EInsatzkräfte. 
Eine besondere Lage entstand durch 
die Anwesenheit prominenter Pohtlker: 
der unmittelbare Altarbereich war poli­
z91hch kontrollierter SIcherheitsbereich, 
in den nur vorher überprüfte Helferinnen 
und Helfer hinein durften. 

Münster 

Die zweite Papstreise in die Bundesre­
publik führte den Heihgen Vater sowohl 
in die Stadt Münster (Grab des Kardinal 
von Galen) sowie in den Marienwall­
fahrtsort Kevelaer. Der Malteser-Hilfs­
dienst wurde beauftragt, seine Hilfe zur 
Verfügung zu stellen. Hieraus ergab SICh 
am 1. Mai ein Großelnsatz In Münster, 
bei dem ca. 1 000 Malteser, davon . 
ca. 250 Heifennnen und Helfer aus den 
Diözesen Paderborn und Osnabrück so­
wie dem OffizIalatsbezIrk Oldenburg und 
300 freiwillige Feuerwehrhelfer aus der 
Stadt Münster, zum Einsatz kamen. 

Der Sanitätsdienst war diesmal nur ein 
Dienst unter Vielen, mußten doch insbe­
sondere durch den Ordnungsdienst ver­
schiedene Besonderheiten berücksich­
tigt werden. Aufgrund der Doppelveran­
staltung sowohl auf dem Hindenburg­
als auch auf dem Domplatz wurden 
zwei Technische Einsatzleitungen gebil­
det. Die Rettungsstationen auf belden 
Plätzen waren jeweils mit zwei Arzten, 
einem Sanitätszelt und Kraftfahrzeugen 
ausgestattet. Aulgrund der günstigen 
kühlen Witterung wurden nur 60 Hilfelei­
stungen gezählt es waren elf Kranken­
transporte durchzuführen. 

Essen - Bottrop -
Gelsenkirchen 

Angesichts des dicht gedrängten Be­
suchsprogrammes des Heiligen Vaters 
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Oie Helferschatt wartet auf ihren Einsatz in Münster. 

im Ruhrgebiet, wurde eine fast glelch­
z8ltlge Präsenz des MHD erforderlich: 
11.00 Uhr Bottrop, 13.00 Uhr Essen 
und 17.00 Uhr Gelsenk"chen und dies 
noch mit sehr langen Vorprogrammen. 
In den Vorbereitungsgesprächen waren 
Wir bald zu dem Ergebnis gekommen, 
daß annähernd 1 000 Helfer und 
1 00 Fahrzeuge zum Einsatz kommen 
müßten. Außerdem waren materielle Er­
gänzungen vorzunehmen: So wurden 
zahlr8lche Moolkamente, Infusionen, 
Verbandstoffe und sonstiges Gerat be­
schafft. Zahlreiche Gespräche mit den 
Im Umfeld der Großveranstaltungen lie­
genden Krankenhäuser waren notwen­
dig, um für den Notfall eine exakte, lük­
kenlose Rettungskette zu enm6glichen. 

Was bSldeutet nun für den Malteser­
Hilfsdienst dieser Sanltäts- und Betreu­
ungsdienst? Gefordert war bestimmt 
nicht nur der Helfer mit der Sanitätsta­
sche. Gemäß Vorgabe übemahmen WIr: 
Ber8ltstellung 81nes Notarztwagens für 
den Heiligen Vater, Vorhaltung von 
sechs Notarztwagen für die Veranstal­
tungsbesucher, Vorhaltung eines ärz111-
chen und notärztllchen Dienstes, Vor­
haltung des MHD-elgenen Hubschrau­
bers in Bottrop und Gelsenkirchen, 
Kranken- und Rettungstransport, für 
den über 25 Krankenkraftwagen einge­
setzt wurden, Betreuung von Behinder­
ten, Klndersammelstelle, Kindergarten 
und Elnnchtung eines sozlal-mSldizlnl­
schen Zentrums. 

Am Donnerstag, 30. Apnl 1987 begann 
die heißeste Phase der Vorber8ltung: 
Die Femmelder verkabelten das gesam­
te Stadion in Gelsenk"chen. Stnppen 
wurden kilometerlang durch die Lande 
gezogen. 

Freitag, 1. Mai: Um 8.00 Uhr trafen sich 
Zentrale EInsatzleitung, Femmelder und 
Bereichsleiter zu letzten organisatori­
schen VorbereItungsarbeiten. Um 
14.00 Uhr war die Zentrale Einsatzlei­
tung elngenchtet, Femmeldevenmlttlun-
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gen angeschlossen und das sozlalmool­
zlnische Zentrum einsatzbereit. 

Samstag, 2. Mal, ab 6.00 Uhr: 30 Fahr­
zeuge und Insgesamt 150 EInsatzkräfte 
postieren sich Im Bereich des Essener 
Burgplatzes und des Gruga-Stadions. 
100 Heifennnen und Helfer mit 
zelnn Fahrzeugen treffen Im Zechenge­
lände Prosper Hanlel In Bottrop ein. 
Wenig später erreichen alle übngen Ein­
hSlten, ca. 600 EInsatzkräfte mit über 
60 Fahrzeugen, den Bereitstellungsraum 
für den Hauptveranstaltungsort Parksta­
dion Gelsenk"chen. Der Versorgungs­
zug verteilte bereits seit den frühen 
Morgenstunden Frühstück an alle Ein­
heiten. Insgesamt waren 1 300 Perso­
nen zu verpflegen, darunter auch Feuer­
wehr, POlizei, Bundesgrenzschutz, Or­
ganisatlonsleltung und Meßdiener. 

Besonders gefordert war die Techni­
sche Einsatzleitung Fahrdienst, da nicht 
nur die angemeldeten Rollstuhlfahrer zu 
befördem waren, sondem auch außer­
gewöhnlich Gelnbehinderte vom Park­
platz zu den Veranstaltungsplätzen ge­
bracht werden mußten. 

Die Technische Elnsatzleltung Versor­
gung verpflegte nicht nur 1 600 Helfenn­
nen und Helfer, sondem besetzte eben­
falls acht Essensausgabestellen. Da die 
erwartete Anzahl von ca. 200 000 Teil­
nehmern nicht erreicht wurde, konnte 
auf den zweiten Kochgang verzichtet 
werden - eine kleine Erleichterung für 
das Kochteam, das seit morgens um 
3.00 Uhr auf den Beinen war. 

Gegen 23.00 Uhr wurde dieser GroßeIn­
satz b8iendet. Zum Ausruhen war Je­
doch wenig Zelt, zumindest für die 
70 Heifennnen und Helfer, die am 
Samstagmorgen um 7.00 Uhr zur Ver­
abschlooung des Papstes auf den Hin­
denburgplatz gekommen waren. 

Am 2. Mal waren die Malteser In Keve­
laer beim Sanitätsdienst gefordert. Bel 
strömendem Regen versahen 275 Sani­
tätskräfte Ihren Einsatz, bei dem 42 Hil­
feleistungen und drei Krankentransporte 
zu bewältigen waren. 

Um 11.15 Uhr erreichte der Heilige Va­
ter die Zechenanlage Prosper Hanlel In 
Bottrop. Auch der einsetzende Regen 
konnte den reibungslosen organlsaton­
schen Ablauf nicht gefährden. Buntge­
mischt war das Publikum Im Ber8lch 
des Essener Burgplatzes. Leute mit 6n­
kaufstüten warteten genauso WI8 die 
Rolistuhnahrer auf das Eintreffen und die 
Ansprache des H8IlIgen Vaters, bevor er 
den Dom betrat. In der päpstlichen Mit­
tagsruhe hieß es für einen Tell der In 
Essen eingesetzten Einheiten, schnell • 
nach Gelsenk"chen zum BereItstel­
lungsraum überzusiooeln, um dort wei­
tere Aufgaben wahrzunelnmen. Der Rest 
lj,bernahm derweil eine Brandwache und 
übersiooelte dann zum Ubernachtungs­
ort des Heiligen Vaters nach Essen­
Werden. 

Bei der Veranstaltung Im Gelsenk"che­
ner Parkstadion waren 900 Heifennnen 
und Helfer, darunter Ärzte, Pflegekräfte 
und Funker eingesetzt. Der Malteser­
HInsdienst hatte an diesem Tag allein­
verantwortlIch den gesamten Sanltäts-, 
Rettungs- und NotarztdIenst in der 
Hand. 

Als der Heilige Vater gegen 21.30 Uhr 
das Parkstadion verließ, um nach Essen 
zurückzufliegen, hatte die Einsatzleitung 
bereits eine erste Bilanz gezogen. Den 
zahlreichen Pressevertretem und Vertre­
tem des Rundfunks konnten folgende 
Zahlen genannt werden: EInsatzort Bot­
trap: zwei Krankentransporte und 
sechs Hilfeleistungen, Einsatzort Essen: 
vier Krankentransporte, darunter ein 
Notfall, Gelsenk"chen: insgesamt Sie­

ben Krankentransporte, davon zwei Not­
falltransporte, 20 Versorgungen Im so­
zlBl-moolZlnischen Zentrum unld 37 son­
stige Hilfeleistungen. Sechs Kinder wur­
den uns als vertorengegangen gemeldet 
bzw. uns zugeführt. Noch um 23.45 Uhr 
brachten Wir zwei Kinder In umliegende 
Städte nach Hause, Vier Personen 
brachten Wir zum Bus bzw. zur Bahn, 
zwei zusätzliche Krankentransporte fie­
len an \Jnd zehn weitere Personen wur­
den dem sozlal-moolzmlschen Zentrum 
zugeführt. Ca. 20 Hilfeleistungen kl8lne­
rer Art kamen hInzu. 

Als gegen 22.30 Uhr die eingesetzten 
Kräfte am BereItstellungsraum eintrafen, 
wartete als Stärku'lg eine heiße Gu­
laschsuppe. AJle waren glücklich und 
zufriooen über diesen reibungslosen 
und größten Einsatz seit langem. 

Gegen 6.00 Uhr verließen Joooch noch­
mals 20 Fahrzeuge die Essener Malte­
ser-Zentrale unld begaben sich zum 
Priester-Seminar nach Essen-Werden 
bzw. zum Rughafen Essen-Mülhelm, 
um den Papst zu verabschlooen. Als er 
gegen 8.15 Uhr mit seinen sechs Hub­
schraubem nach Düsseldorf flog, rief 
der örtliche Einsatzleiter: .Das war's' 
EInsatzendei" 



München 

Das Erzbischöfliche Ordinariat beauf­
tragte neben dem Malteser-Hilfsdienst 
auch den Arbeiter-Samariter-Bund, das 
Bayerische Rote Kreuz und die Johanni­
ter-Unfall-Hilfe, den Sanitäts- und Be­
treuungsdienst beim Papstbesuch am 
3. Mai durchzuführen. 

Für den feierlichen Gottesdienst mit der 
Seligsprechung von Pater Rupert Mayer 
SJ im Olympiastadion wurde eine ge­
meinsame Einsatzlertung aller Hilfsorga­
nisationen gebildet, an deren Spitze der 
Stadtbeauftragte des MHD, Wolfgang 
Wagner, stand. Schwerpunkte für die 
Malteser waren der Sanitätsdienst für 
den Altarbereich, die Betreuung von ca. 
300 Rolistuhifahrem sowie die Verpfle­
gung der eingesetzten Helferinnen und 
Helfer aller Hilfsorganisationen und der 
Ordnungskräfte. Von den 293 einge­
setzten Helferinnen und Helfem stellte 
der MHD 93. 

Für viele bedeutete der Dienst in der 
Nähe des Heiligen Vaters eine große 
Bereicherung - auch für ihr persönli­
ches Leben. Besonders während der 
Gebetszeit des Papstes in der Bürger­
saalkirche erftihren die Helferinnen und 
Heller die Ausstrahlung des Heiligen 
Vaters hautnah. 

Der letzte Abschnitt des Besuches wur­
de leider von einem starken Gewitterre­
gen überschüttet. Zwar wurden vie e 
Helfer naß, aber der Stimmung tat dies 
keinen Abbruch. 

Emeut hat sich bei diesem Einsatz die 
Zusammenarbeit der Münchener Sani­
tätsorganisationen bewährt. 

Augsburg 

Wolkenbruchartiger Regen, Sturmböen, 
Hagel- und Schneeschauer: Dies war 
der trostlose äußere Rahmen für den er­
sten Tag des Papstbesuches am 3 Mai 
in Augsburg. Das plötzliche Unwetter 
warf sämtliche Planungen über den 
Haufen, sowohl die der Veranstalter als 
auch die der Einsatzleitung für den Sa­
nitäts- und Betreuungsdienst unter Füh­
rung der Augsburger Malteser. 

Planmäßig hatte der Aufbau ,n der 
Sportanlage Süd, wo ein Gottesdienst 
im Freien mit über 70 000 T eilnehmem 
geplant war, begonnen. Die auf das 
weite Rund verteilten zehn Sanitätszüge 
hatten ihre Stationen aufgebaut, das 
Medizinische Zentrum war eingerichtet 
und ein Verbandplatz erstellt. Auch die 
Anfahrt der Behinderten aus dem gan­
zen schwäbischen Bereich war bereits 
In vollem C>ange und viele hatten bereits 
Ihre reselVierten Plätze eingenommen, 
als das Unwetter losbrach. Innerhalb 

Der Papst wird in Augsburg verabschiedet. 

von Minuten war alles durchnäßt: Teil­
nehmer, Behinderte in ihren Rollstühlen, 
Presseleute, Sanitätskräfte sowie die 
Zelte. Schnell mußten Unterstellmöglich­
keiten in Fahrzeugen und weiteren Zei­
ten geschaffen und Sicherheitsmaßnah­
men getroffen werden. Der gleichzeitige 
Temperatursturz hatte zur Folge, daß 
bald schon im medizinischen Zentrum 
alle Händ-e voll zu tun war, um Patien­
ten - vor allem Ministranten - mit Un­
terkühlungserscheinungen zu versorgen 
und in Krankenhauser transportieren zu 
lassen. Der anhaltende schwere Regen 
führte dazu, daß das gesamte Areal 
bald zentimeterhoch unter Wasser 
stand und der Gottesdienst abgesagt 
werden mußte. 

Der Papst konnte auch nicht wie vorge­
sehen mit dem Hubschrauber eingeflo­
gen werden, sondern kam auf dem 
Landweg nach Augsburg und fuhr 
gleich zurn Bischofshaus. Im benach­
barten Dom fand dann doch noch eine 
kurzfristig angesetzte Meßfeier mit dem 
Papet statt. Für die Einsatzkräfte, 
682 Helferinnen und Helfer sowie 
21 Ärzte der vier Augsburger Hilfsorga­
nisationen, eine zusätzliche Selastung, 
da sich der Einsatzschwerpunkt auf die 
Innenstadt verlagerte. Es galt schnell zu 
reagieren und Einsatzkräfte in diesen 
Bereich zu entsenden. Hier traten nun 
die bereitgestellten ReselVekräfte kurz­
fristig in Aktion. 

Die Augsburger Einsatzleitung war auf 
alle Eventualitäten gut vorbereitet: 
Selbst ein Notoperationswagen, besetzt 
mit zwei Ärzten, zwei Krankenpflegern, 
einer MTA und einer Anästhesieschwe­
ster, befand sich ständig In der Nähe 
des Papstes. 

In geordneten Bahnen verlief dann 
- allerdings bei kühler Witterung - der 
zweite Besuchstag. Arn Montag stellten 

sechs Sanitätszüge die sanltätsdienstli­
che Betreuung der drei Stationen des 
Papstprogrammes im Dom, Im Priester­
seminar und im katholischen Gottes­
haus St. Ulrich sowie auf den Zufahrts­
wegen sicher, ehe der Papst um 
11.35 Uhr mit der Hubschrauberflotte 
von der Sportanlage Süd in Richtung 
Speyer abflog. 

Speyer 

Anläßlich des Papstbesuches am 4. Mal 
in der altehrwürdigen Stadt Speyer wa­
ren rund 55 000 Besucher auf den 
Domplatz gekommen. 

Der Malteser-Hilfsdienst hatte für den 
Sanitätsdi~nst die EInsatzleitung über­
nommen. Insgesamt wurden 511 Helfe­
rinnen und Helfer, davon 259 Malteser, 
165 vom Roten Kreuz und 87 Johanni­
ter eingesetzt. Mit einer fahrbaren Sani­
tätsstation, fünf RTW, 46 KTW und 40 
sonstigen Fahrzeugen waren die Sanitä­
ter auf alle Notfälle vorbereitet. 

Dank des kühlen Wetters wurden ledig­
lich sechs Transporte ins Krankenhaus 
und 67 ärztliche Versorgungen notwen­
dig. Von 9.00 bis 20.30 Uhr dauerte der 
Einsatz in der Speyerer Innenstadt. 

Die Malteser machten für sich ein Ge­
meinschaftserlebnis aus diesem Einsatz, 
indem zum Abschluß alle Heifennnen 
und Helfer zum gemeinsamen Abendes­
sen zusammentrafen. Angesichts dieses 
erfreulichen Tages, an dem sich auch 
die Zusammenarbeit mit den übrigen 
Hilfsorganisationen bewährte, zog Qjie 
Diözesanleitung folgende Bilanz: "Der 
Einsatz Ist sehr gut abgelaufen. Erfreu­
lich war auch zu sehen, daß 98 % der 
eingesetzten Helllennnen und Heller in 
korrekter Dienstbekleidung voll bei der 
Sache waren." 
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Ein Tag im Rettungsdienst: 

Nur die FOI n1alitäten 
bleiben stets gleich 

Oer Zivildienstleistende Gerhard Bayer 
beschreibt Im nachfolgenden Mikel ei­
nen Tag als Zivildienstleistender im 
Krankentransport und Rettungsdienst 
bei den Maltesem in Würzburg. Ge­
meinsam mit vier weiteren Zivildienstlei­
stenden und 15 hauptamtlichen Mitar­
beltem wird dort der Rettungsdienst in 
Tag- und Nachtschichten bewältigt. 
Zwischenzeitlich fallen auch Fahrten für 
den Rückholdienst an. 

Oer MHO ist für den Zivildienstleisten­
den kein unbeschriebenes Blatt, da er 
bereits mehrere Jahre in einem anderen 
Ort ehrenamtlich tätig war: 

Um 9.00 Uhr ist Dienstbeginn. Ich treffe 
mich mit meinem hauptamtlichen Kolle­
gen in der Zentrale. Dort bekommen wir 
vom "Zentralisten" unsere Utensilien: 
Schlüssel, FahrzeugpapIere, Piepser. 

Bevor wir uns b<> der Würzburger Lelt­
stelle anmelden - von dort bekommen 
wir unsere Aufträge - machen wir ei­
nen Fahrzeugscheck. Sauerstoffflaschen 
voll? EKG-Akkus geladen? Infusionen 
und Medikamente aufgefüllt? Alles o. k. 

Nun melden wir uns bei der Leitstelle 
an, die uns zur Universitätsklinik auf Ab­
ruf schickt. Wir fahren also durch die 
Stadt dorthin und stellen uns auf den ei­
gens für Kranken- und Rettungswagen 
elngenchteten Parkplatz. Das Fahrzeug 
dürfen wir nicht verlassen, da der Funk 
besetzt sein muß. Also warten WIr. 

Was wird mit dem Kind? 

Es dauert nicht lange biS man uns über 
Funk ruft. Die Leitstelle gibt uns den 
Auftrag: "Bau 34, Romminger, Arzt auf­
nehmen, dann Neurochirurgie-IntensIv, 
Patiilnt XX zurück nach Bau 34. Auf­
tragsnummer 2228 um 9.18 Uhr." Der 
Funkspruch hört sich sehr anonym an. 
Es geht um Patient 2228, auf dem Pa­
pier nur eine Nummer. 
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Wir fahren also zu Bau 34, das ist die 
Kinderklinik, gehen auf Station Rommin­
ger, holen dort den Kinderarzt ab und 
fahren gemeinsam zur neurochirurgi­
schen Intensivstation, die am anderen 
Ende der Uniklinik liegt. Dort werden wir 
bereits erwartet. Es handelt Sich um ein 
Kind, dem ein Teil des Gehirns entnom­
men wurde. Die Ärzte machen ihre aus­
führliche medizinische Übergabe. ZWI­
schenzeitlich lagern wir, gemeinsam mit 
den Krankenschwestern, das Kirid um 
und fahren dann vorsichtig zur Kinderkli­
nik. Dort legen wir es wieder In ein klei­
nes Bett. 

Bai diesem Transport handelt es sich 
um einen Routineauftrag. Irgendwie ist 
es schade, daß wir die Patienten, die 
gefahren werden, normalerweise sofort 
wieder aus den Augen verlieren. Eigent­
lieh würden wir gerne wissen, wie es 
dem Kind weiter ergeht. Aber bei einer 
durchschnittlichen Anzahl von zehn Pa­
tienten pro Schicht wird dies unmöglich. 

An~chließend schreiben wir die Trans­
portbelege und melden uns wieder bei 
der Leltstelle frei. 

Unklares Ereignis 

Bereits ein paar Minuten später spricht 
uns die Leltstelle erneut an: "Fahren Sie 
Bahnhofstraße 88, Name XX, unklares 
Ereignis, Notfalleinsatz. " 

Wir schnallen uns an, und los geht's. 
An der Einsatzstelle kann uns alles er­
warten. Wir melden uns "eingetroffen", 
nehmen unsere Koffer und laufen Ins 
Haus, wo Wir von Verwandten des Pa­
tienten erwartet werden. Sie erklären 
uns, daß er einfach umgefallen sei und 
jetzt bewußtlos auf dem Bocen liege. 
Der Patient hat einen KreIslaufstillstand. 
Wir beginnen mit der Wiederlb<>ebung, 
und kurz darauf trifft auch der Notarzt 
ein. Nach einer halben Stunde be-

kommt der ca. 50jähnge Mann wieder 
eigene HerzaktIonen. Er Wird auf die In­
tensivstation des nächstgelegenen 
Krankenhauses gebracht. 

Auch dort verlieren Wir den Patienten 
sefort wieder aus den Augen. Wir erfah­
ren in der Regel nicht, ob der Mann Ir­
gendwelche Schäden davongetragen 
hat oder ob er überhaupt überlebt. 

Wir gehen wieder zurück zum Fahrzeug, 
füllen die Koffer auf, beZiehen die Trage, 
desinfiZieren unser gebrauchtes medIZI­
nisches Gerät und schreiben die T rans­
portbelege. Danach melden Wir uns bei 
der Leitstelle. Die schickt uns für eine 
halbe Stunde In die Mittagspause. Vor­
ausgesetzt In der Nähe der Kanllne ge­
schieht kein Notfall, denn dann werden 
wir über unseren Funkmeldeempfänger 
zum Fahrzeug gerufen. Wir hatten 
Glück. Zumal außer uns noch vier wei­
tere Rettungswagen, auch anderer 
HIlfsorganisationen, einsatzbereit sind. 

Menschliche Betreuung 

Nach der Mittagspause schickt man 
uns zu einer Arztpraxis. Dort hclen Wir 
eine ältere Frau mit einem überschen­
kelhalsbruch ab. Wir lagern sie auf der 
Vakuummatratze. Auf dem Weg zur Kli­
nik komme Ich mit der Frau Ins Ge­
spräch. Sie sergt sich um Ihren Mann, 
der in der nächsten Zelt auf sich allein 
gestellt sein wird. Zwar versuche ich, ihr 
Mut zuzusprechen, weiß aber genau, 
daß es Ihr In der jetzigen Situation nicht 

'Viel hilft. 

Am Nachmittag fahren wir noch einige 
Transporte. Jeder Einsatz hat andere 
Voraussetzungen, andere Krankheitsbil­
der, nur die Formalitäten und das sefor­
tlge "aus den Augen verlieren" des Pa­
tienten bleiben gleich. 

Kurz vor Feierabend 

Um 20.00 Uhr wäre Schichtwechsel. 
Wir sind bereits auf dem Weg in die 
Wache, als uns kurz vor der Wache die 
Leitstelle anspricht. "Leistenstraße 45, 
Name nicht bekannt, beginnende Ge­
burt, 19.43 Uhr, Notfalleinsatz." 

Wir drehen sofort um und treffen ge­
meinsam mit dem Notarzt ein. Als wir 
die Frau sehen, ISt uns klar, daß wir vor 
der Geburt die Klinik nicht mehr errei­
chen werden. Deshalb nchten wir alles 
Notwendige In der Wohnung ein. Be­
reits nach einer halben Stunde ISt das 
Kind geboren: ein gesundes Mädchen. 
Auch der Mutter geht es einigermaßen 
gut, und Wir bnngen beide In die Klinik. 

Als wir den Einsatz beendet h~ben, ist 
es 21.00 Uhr. Nun fahren wir endlich ,n 
die Wache und haben Feierabend. 



Deutscher Feuerwehrverband 

Möglichkeiten und Grenzen der 
Gefahrenabwehr bei Unfällen mit 
"Gefährlichen Stoffen" im Bereich 
Herstellung,· Lagerung und Transport 
DFV: Gemeinsamkeiten und keine Einzeimaßnahmen 

Das Kemkraftwerksunglück "Tscherno­
byl" und der Brand "Sandoz" sowie wei­
tere verschiedene Unglücksfälle bei 
deutschen und ausländischen Unter­
nehmen, die z. 1. zu erheblichen Um­
weltschäden oder Gefährdungen für die 
Umwelt führten, haben bei Bundes· und 
Länderbehörden, bei Institutionen und 
Verbänden zur Bildung von Ad-hoc-Ar­
beitsgruppen und darin zu Beratungen 
geführt, den gegenwärtigen Stand des 
vorbeugenden und abwehrenden Ge­
fahrenschutzes zu überprüfen und ggl. 
zu verbessern. Alle diese Unglücksfälle 
- vornehmlich In den letzten zwölf Mo­
naten - haben die Notw.endigkeit einer 
Yorsorge gegen solche Unfälle über­
deutlich vor Augen geführt. 

Der Deutsche FeuerwehlVerbend, Mitar­
beiter ,n vielen dieser Ad-hoc-Arbelts­
gruppen, appelliert an alle Bundes- und 
Länderbehörden, an Institutionen und 
Verbände, diese Wichtige Aufgabe r 
konstruktiver Form und in zeitlicher Be­
grenzung gemeinsam zu lösen. Hierbei 
sollte man nicht In den Fehler verfallen, 
Sich in Viele auf jeder Ebene einzeln täti­
gen Arbeitsgruppen ohne gegenseitigen 
Informationsfluß zu verlieren. Nur In Ge­
meinsamkeit lassen sich diese länder­
grenzen übergreifenden Probleme lösen. 

In der Bundesrepublik Deutschland 
steht u. a. mit der "Störfall-Verordnung", 
die vor allem materielle Pflichten zur 
Verhinderung von Störfällen und zur Be­
grenzung ihrer Auswirkungen begrün­
det, ein gesetzliches Instrumentarium 
zum Schutz vor Industrieunfällen zur 
Verfügung. Die Auswertung der Un­
glücksfälle der letzten Monate zeigt le­
doch, daß dieses Gesetz dnngend er­
gänzungsbedürftig ist. Die Bundesregie­
rung hat dieses schnell erkannt und zu 
Beginn des Jahres einen Entwurf zur 
Änderung der "Störfall-Verordnung" vor­
gelegt und dabei u. a. auch geplant. 
das Gesetz in "Störfallversorge-Verord­
nung" umzubenennen. Neben der Kon­
kretisierung der Verordnung hält es die 

.. 

Bundesregierung für erforderlich, auch 
den Anwendungsbereich der Verord­
nung zu erweitem sowie die In der Ver­
ordnung ausgesprochenen Pflichten 
und Anforderungen an den Anlagenbe­
treiber näher zu bestimmen und auszu­
weiten, so daß der Anwendungsbereich 
grundsätzlich auf alle nach dem "Bun­
des-Immissionsschutzgesetz" genehmi-' 
gungsbedürftlgen Anlagen ausgedehnt 
wird. 

Gegenüber dem Bundesminister für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktor­
sicherheit hat der Deutsche Feuer­
wehrverband mit Schreiben vom 
13.4. 1987 zum Entwurf der Ände­
rung der "Störfall·Verordnung" wie 
folgt Stellung genommen: 

Betr.: Entwurt einer Verordnung zur An­
derung der 12. Verordnung zur Durch­
führung des Bundes-Immissionsschutz­
gesetzes (Stört all-Verordnung) 

In Ergänzung unserer Aussagen in der 
Anhörung am 25. 3. 87 nehmen Wir In· 
obiger Angelegenheit wie folgt Stellung, 
ohne dabei auf die einzelnen Paragra­
phen und den Gesetzesanhang Im De­
tail einzugehen: 

1. Aus der Sicht der öffentlichen Feuer­
wehren als unmittelbar berührte Behör­
de der Gefahrenabwe~r ist die mit dem 
Entwurf vorgeschlagene Erweiterung 
des Anwendungsbereichs der Störfall­
verordnung grundsätzlich zu begrüßen. 

2. Es bestehen bei uns aber erlnebllche 
Bedenken, ob die vielfach notwendige 
Senkung der Grenzwerte für das Fas­
sungsvermögen der genehmlgungs­
pfllchtigen Anlagen wie vorgesehen aus­
reicht und ob die festgelegten Grenz­
werte in ihrer Relation zwischen den 
einzelnen genannten Stoffen richtig Sind. 

3. Die StöHallverordnung mit den ge­
planten Änderungen kann nach unserer 
Einschätzung von den derzeitigen Vor-

schnften ausgehend nicht das politisch 
angestrebte GesetzesZIel erreichen. Die 
gesetzlichen Regelungen müssen künf­
tig mehr berücksichtigen, da1 die Ge­
fahrenabwehrseite nur begrenzte Mög­
lichkeiten bei der Bekämpfung von Ge­
fahren hat, die aus der Herstellung, der 
Lagerung und dem Transport gefährli­
cher Güter resultieren können. 

Eine Bestandsaufnahme der personellen 
und matenellen Ressourcen der Einhei­
ten der kommunalen Gefahrenabwehr 
zeigt auf, daß zur Bekämpfung von Ge­
fahren gefährlicher Stoffe lediglich in ge­
ringem Umfange Hilfsmittel zur Verfü­
gung stehen. Sie Sind alienfaJls geeig­
net, den Anforderungen kleiner bis 
höchstens mittlerer Gefahrenlagen zu 
genügen. Dies entspricht andererseits 
aber der AufgabensteIlung der Einheiten 
der kommunalen Gefahrenabwehr, die 
darauf ausgenchtet ist und sein muß, 
eine aus den örtlichen Verhältnissen re­
sultierende Grundlast möglicher Gefah­
ren abzudecken und einer Reihe von 
potentiellen Sondergefahren durch eine 
breit angelegte, notwendigerweise einfa­
che bis mittlere Spezialisierung von 
Hilfsmitteln begegnen zu können. Mit 
Recht sehen deshalb auch die meisten 
Feuerschutzgesetze der Länder die Ein­
richtung von Betriebs-lWerkfeuerwehren 
In Betrieben mit speZiellem Sonderge­
fah1'enpotential vor. 

4. Eine Überforderung der kommunalen 
Einheiten der Gefahrenabwehr im Be­
reich der Bekämpfung von Gefahren ge­
fährlicher Stoffe kann nur dadurch ver­
mieden werden, daß ,m Bereich der 
Herstellung, Lagerung und des Trans­
portes gefährlicher Stoffe eine ähnliche 
EntwiCklung betneben wird wie Im Be­
reich des baulichen Brandschutzes. 
Ohne den In den letzten Jahrzehnten 
ganz erlneblich verstärkfen vorbeugen­
den baulichen Brandschutz wären die 
Gefahrenlagen, die aus der Bebauung 
resultieren können, bei weitem nicht so 
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beherrschbar, wie SI9 es gegenwärtig 
sind. 

Deshalb ist es geboten, den vorbeugen­
den Gefahrenschutz In den Bereichen 
Herstellung, lagerung und Transport 
gefährlicher Stoffe vergleichbar zu Inten­
sivieren. Daneben ist Slcherzustellen, 
daß eine verstärkte Verzahnung zwi­
schen dem vorbeugenden Schutz vor 
Gefähren gefährlicher Güter und den 
Einheiten der kommunalen Gefährenab­
wehr ertolgt. Die Notwendigkeit hlertür 
ergibt sich daraus, daß den kommuna­
len Einheiten der Gefahrenabwehr we­
gen ihrer breit gefächerten Aufgaben­
steIlung nur ein GrundWIssen über ge­
fährliche Stoffe verfügbar gemacht wer­
den kann, Spezlalwlssen In diesem Be­
reich deshalb vom Verursacher poten­
tieller Gefahren gefährlicher Stoffe vorab 
oder Im Einsatz bereitzustellen 1St. 

5. Demgemäß sind nach unserer Mei­
nung unsere nachfolge~en Anforderun­
gen an den vorbeugenden Schutz vor 
Gefahren bei der Herstellung, lagerung 
und dem Transport gefährlicher Stoffe 
auf Straße, Schlen19 und Wasserwegen 
bei gesetzlichen Regelungen künftig mit 
zu berücksichtigen. 

6. Wir regen an, die vorgesehene 
Gesetzesänderung unter Einbezie­
hung unserer Anregungen nochmals 
gründlich zu überprüfen. 

Unser Vorschlag hierzu ist, die Ver­
treter der kommunalen Gefahrenab­
wehr (Innenminister/-senatoren der 
Länder, Kommunale Spitzenverbän­
de, Deutscher Feuerwehrverband) 
zu einem separaten Ge~präch ein­
zuladen, bevor ein kabinettsreifer 
Entwurf erstellt und weitergeleitet 
wird. Bei dieser Besprechung könn­
ten auch die übrigen vom Deut­
schen Städtetag angesprochenen 
Änderungsvorschläge - die uns be­
kannt sind - zur Diskussion gestellt 
werden. 

Anhang zur DFV-Stellungnahme: 

Anforderungen an den 
vorbeugenden Gefahrenschutz 

; 

1. Herstellung gefährlicher Stoffe 

a) Zur Bekämpfung der Gefahren, die 
durch Sin unkontrolliertes Freiwerden ei­
nes gefährlichen Stoffes In fester, flÜSSI­
ger oder gasförrmger Form aufkommen 
können, müssen In jedem Falle ZWSi 
Voraussetzungen bestehen. Zum einen 
muß der gefährliche Stoff bekannt sein, 
zum anderen müssen die richtigen Be­
kämpfungsmaßnahmen mit entspre­
chendem Gerät ertolgen. 

Wie aus der Bestandsaufnahme der 
personellen und materiellen Ressourcen 
der kommunalen Einheiten der Gefah-
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renabwehr (FeuerwehrlKatastrophen­
schutz) ersichtlich ist, können die 
Kenntnisse der Kräfte der Gefahrenab­
wehr über das Wesen gefährlicher Stof­
fe aufgrund der br911 gefächerten Aufga­
bensteIlung von FeuerwehrlKatastro­
phenschutz und unzumutbarer zusätzli­
cher Belastung (dies gilt vor allem für 
freiwillige Kräfte ,n Feuerwehren und Ka­
tastrophenschutz) nicht beliebig erwei­
tert werden. Daneben Ist festzustellen, 
daß für die Bekämpfung der Gefähren 
fester und lIusslger Stoffe zwar in be­
grenztem Maße die vorhandenen Geräte 
ausreichen. Die EInsetzbarkelt dieser 
Ressourcen hängt aber ab von der 
Menge des gefährlichen Stoffes und sei­
ner Eigenschaft. Bei frei gewQrdenen 
gasförmigen Stoffen Sind dagegen Be­
kämpfungsmaßnahmen kaum aus­
Sichtsreich. Diese Stoffe Sind lediglich In 
Ausnähmefällen beherrschbar, falls 
nämlich Ihre Ausdehnung den AktIOns­
radiUS der Gegenmaßnahme nicht über­
schreitet. 
b) Als Konsequenz aus der zuvor ge­
schilderten Sachlage ergeben sich 
nachfolgende Anforderungen an Sinen 
vorbeugenden Gefahrenschutz, der 
durch den Bund (möglichst schon Im 
Rähmen der anstehenden Änderung der 
Störtall-Verordnung) und die Länder zu 
realisieren wäre: 
aal Bund: 

Der Betreiber einer Anlage, mit der 
gefährliche Stoffe hergestellt werden, 
hat die für dl9 Anlage erstellte Si­
cherheltsanalyse den kommunalen 
Einheiten der Gefahrenabwehr (Feu­
erwehrlKatastrophenschutz) zur Ver­
fügung zu stellen und zu erläutem. 
Der Betreiber hat einen Beauftragten 
für die Bekampfung von Störtällen 
einzusetzen und Ihn der Feuerwehr 
und dem Katastrophenschutz zu be­
nennen, 
Der Betreiber hat bei Eintritt eines 
Störtalles, durch den Gefahr für das 
arbeitende Personal, die Bevölke­
rung und die Umwelt droht, unver­
züglich Feuerwehr/Katastrophen­
schutz zu informieren. 
Der Betreiber hat die Produktpalette 
gefahrlicher StDffe präventIV Feuer­
wehr/Katastrophenschutz zu offen­
baren. 

- Der Betreiber hat vorsorglich die 
Verträglichkeit von Löschwasser/ 
Sonderlöschmittel mit den gefährli­
chen Produkten festzustellen. Dane­
ben Sind auch möglichst Feststellun­
gen zu treffen, ob und ggf. welche 
Veränderungen der Eigenschaft des 
gefährlichen Stoffes durch die Be­
rührung mit Löschwasser/Sonder­
löschmitteln und durch ph~sikalische 
(z. B. Erwärmung) oder chemische 
Prozesse (Verbrennung)_ eintreten 
können. 

Der Betreiber hat eine Bestimmung 
des am besten geeigneten Lösch­
mittels zumindest für Gruppen von 
gefährlichen Stoffen nachzuwSisen. 
Der Betre<ber hat vorsorglich die 
Verträglichkeit gefährlicher Stoffe mit 
den matenellen Ressourcen der Feu­
erwehrlKatastrophenschutz (Verwen­
dungsmöglichkelt der Geräte von 
FeuerwehrlKatastrophenschutz) fest­
zustellen. 
Der Betreiber hat die gefährlichen 
Stoffe auf gesundheitsschädigende 
Wirkungen gegenüber den Einsatz­
kräften zu bestimmen. Hieran ge­
messen hat er speZiellen Atem­
schutz (speZielle Atennfilter/Langzelt­
atennschutzgerät) und speZielle 
Schutz kleidung unter BerückSichti­
gung der möglichen EInsatzdauer 
vorzuhalten (Aufrechterhaltung der 
Einsatzbereitschaft über den ersten 
Zugnff hinaus). 
Der Betreiber hat spezl9l1e Meßgera­
te fur gefährliche Stoffe bereitzuhal­
ten. 
Betreiber und Feue,wehrlKatastro­
phenschutz haben zum Schutze der 
Bevölkerung Gefahrenzonen für den 
Fall festzulegen, daß gefährliche 
Stoffe gasförmig freiwerden können. 
Hlertür ist die Bestimmung der maxi­
malen Quellstärke gasförmiger ge­
fährlicher Stoffe ertorderlich. 
Der Betreiber hat die Produktions­
stätten gefährliCher Stoffe, die Orte 
Ihrer lagerung und die Orte der la­
gerung der von Ihm vorzuhaltenden 
Gefahrenbekämpfungsmittel Inner­
halb des Betnebes auszuweisen. 
Der Betreiber hat Vorsorge zur 
Rückhaltung von gefährlichen Stof­
f~ und kontaminierten Löschmitteln 
zu treffen. Falls ertorderllch, hat er 
Beobachtungsbrunnen elnzunchten, 
um schädliche Stoffelkontaminierte 
Löschmittel wieder auffangen und 
bergen zu können. 

bb) Von den Ländem zu realiSierende 
bzw eingehend zu prüfende Maßnah­
men: 

Die vorhandenen DefiZite in der 
Überprüfung der von BetrSibem seit 
1976 gem, der Störtall-Verordnung 
vorzuhaltenden SIcherheitsanalysen 
Sind unverzüglich zu beheben. 
019 bislang verwendeten Kntenen, 
nach denl9n Betneben die Elnnch­
tung von Betnebs-/Werkfeuerwehren 
auferlegt werden kann, sollten einge­
hend überprüft werden. Femer soll­
ten die Anforderungen an Betriebs­
feuerwehrenlWerkfeuerwehren nur 
bedingt an Aufbau, Ausstattung und 
Ausbildung öffentlicher Feuerwehren 
orientiert werden. Bei der Festlegung 
der Anforderungen für Betriebsfeuer­
wehren/Werkfeuerwehren sollte In 



erster linie das betriebliche RIsiko 
maßgebend sein. 

Sofern die Zuständigkeit für die 
Durchführung der Störfall-Verord­
nung bei staatlichen Behörden ange­
siedelt ist, sollte zwischen diesen 
und den kommunalen Einheiten der 
Gefahrenabwehr Feuerwehr/Kata­
strophenschutz ein sicherer Informa­
tionsfluß hergestellt werden. 

Es sollte sorgfältig geprüft werden, 
ob und welche Belastungen den 
Kräften der kommunalen Einheiten 
der Gefahrenabwehr FeuerwehrlKa­
tastrophenschutz durch die Vermitt­
lung zusätzlicher Kenntnisse auf 
dem Gebiete der gefährlichen Stoffe 
noch zugemutet werden können. 

2. Lagerung gefährlicher Stoffe 

Von Bund und Ländern je nach Zustän­
digkeit durchzuführende Maßnahmen: 

In Abhängigkeit zu Art und Menge der 
gelagerten gefährlichen Stoffe sollte vor­
gesehen werden 

die Bildung von Brandabschnittsgrö­
ßen entsprechend der Gefährlichkeit 
der Stoffe, 

Verbote der gemeinsamen Lagerung 
gefährlicher Stoffe; Entwicklung ein­
schlägiger praxisgerechter Regelun­
gen, 

die Möglichkeit, am Einzelfall orien­
tiert die Einrichtung von automati­
schen Frühwamsystemen aufzuerle­
gen (Brand- und Leckageerken­
nung), 

die Verpflichtung zur Vorhaltung aus­
reichender Löschmittel, 

...:. die Verpflichtung zum Bau von Auf­
fangeinrichtungen für ausgetretene 
gefährliche Stoffe und für kontami­
nierte Löschmittel, 

die Verpflichtung zur Deponierung 
von Alarm- und Einsatzplänen, 

die Verpflichtung zur Schaffung von 
Einrichtungen, die es ermöglichen, 
die betnebllche Kanalisation von der 
kommunalen Kanalisation abzutren­
nen, 
die Verpflichtung zum Schutz oberir -
discher Gewässer und Grundwasser 
beispielsweise durch Versiegelung 
der Erdoberfläche, 

die Verpflichtung zum Nachweis der 
Verträglichkeit ausfließender gefährli­
cher Stoffe mit den Klärstufen kom-
munaler Kläranlagen, . 

die Berücksichtigung möglicher Ge­
fährdungen baulicher Konstruktionen 
durch gefäMiche Stoffe, 

die Verpflichtung, die Standortwahl 
von Lagerstätten danach auszurich­
ten, daß Gefährdungen der angren­
zenden Bebauung auszuschließen 
sind, 

die Schaffung eines eigenen Zutritts­
rechts der Feuerwehren zu Lager­
stätten, um Informationen über vor­
handene bzw. nicht vorhandene Ein­
richtungen des vorbeugenden und 
abwehrenden Gefahrenschutzes er­
langen zu können. 

3. Transport gefährlicher Stoffe 
auf Straße, Schiene 
und Wasserwegen 

a) Vom Bund sollten' selbst oder qua In­
ItiatIVe auf EG-Ebene folgende MaBnah­
men für die Verkehrsträger auf Straße, 
Schiene und Wasserwegen in Angriff 
genommen werden: 
- Transporte gefährlicher Stoffe sind 

bei allen Verkehrsträgem gleichartig 
zu deklarieren. 

- Transportierte gefährliche Stoffe Sind 
wie folgt zu kennzeichnen: 

Bei homogenen Ladungen: 
Kennzeichnung des Transportmittels 
durch orangefarbene, geprägte, 
nicht brennbare Tafel mit Kemlerzahl 
(Kennziffer zur Kennzeichnung der 
Gefahr) uncl UN-Nr. (Stoffidentifika­
tions-Ziffer), wie dies heute bereits 
z. B. für Tankwagen auf Straße und 
Eisenbahn vorgeschrieben ist. 
Bei Stückgutverkehr: 
Kennzeichnung des Transportmittels 
mit orangefarbener Tafel und Kenn­
zeichnung jeden Gebindes mit UN­
Nummer. Übersteigt der Qefährliche 
Stoff bei der Stückgutladung be­
stimmte festzulegende Gewichts­
grenzen, so ist wie bei homogenen 
Ladungen zu kennzeichnen. 

Über die UN-Nummer r(luß ein Zu­
griff auf Datenbanken mit Stoffmerk­
blättern gegeben sein. Stoffmerk­
blätter müssen detaillierte Stoffinfor­
mationen und Maßnahmekataloge 
für Schadensfälle Iiefem. 

Die vorhandenen Datenbanken müs­
sen umgehend vervollständigt wer­
den. Die Zahl der erfaBten Stoffe 
und damit der Stoffmerkblätter muß 
der Zahl der transportierten und ge­
lagerten Stoffe entsprechen. 

Für die Datenbanken muß eine öf­
fent�ich-recht�iche Institution verant­
wortlich zeichnen. Die Daten müssen 
rund um die Uhr entsprechend den 
Bedürfnissen der Feuerwehr/Kata­
strophenschutz (schnell, einheitlich 
aufbereitet, nicht umfangreicher als 
nötig) zur Verfügung stehen. 

Die bei einem Gefahrguttransport 
mitzuführenden Unfallmerkblätter 
müssen auf die HIlfsmöglichkeiten 
von Feuerwehr/Katastrophenschutz 
abgestimmt werden. Da die Hilfs­
möglichkeiten von FeuerwehrlKata­
strophenschutz begrenzt Sind, ist 
auch die Zahl der Unfallmerkblätter 
zu begrenzen. 

Die Unfallmerkblätter sind In einer 
Broschüre zusammenzufassen und 
bei allen Hilfskräften und allen Ge­
fahrguttransporten vorzuhalten. Eine 
Zuordnung zwischen gefährlichem 
Stoff und Unfall merkblatt erfolgt über 
die UN-Nummer. Die Unfallmerkblät­
ter sollten nur Maßnahmen für den 
Soforteinsatz, dagegen keine Stoffin­
formation enthalten. 

Die Lagerung der Frachtbnefe und 
Begleitpapiere hat einheitlich für na­
tionalen und intematlonalen Verkehr 
im Fahrerhaus des Lkw, der Loko­
motive und ,m Steuerhaus des Bin­
nenschlffes In einem feuerhemmen­
den, besonders gekennzeichneten 
Behältnis zu erfolgen. Die Frachtbne­
fe müssen die UN-Nummem enthal­
ten. 

Für den Fall, daß bei Unfällen und 
Bränden die Identifikation gefährli­
cher Stoffe über die UN-Nummer 
nicht mehr möglich ist, sollte ein ein­
faches, mobiles Meßgerät zur Erfas­
sung des Gefahrenpotentials entwlk­
kelt werden. 

Die einheitliche Kennzeichnung von ge­
fährlichen Stoffen Im Transportsystem 
sollte aus Gründen der Sicherheit 
grundsätzlich auch in den Bereich der 
Lagerung gefährlicher Stoffe übertragen 
werden. Falls dies vorerst nicht möglich 
erscheint, sollte die einheitliche Kenn­
zeichnung zumindest auf solche lager­
stätten ausgedehnt werden, die Feuer­
wehr/Katastrophenschutz nicht rund um 
die Uhr unverzüglich entsprechende In­
formationen über gefährliche Stoffe lie­
fern können. Dabei könnte eine Be­
schränkung der einheitlichen Kennzeich­
nung Im Hinblick auf gefährliche Stoffe 
erfolgen, die regelmäßig In einer be­
stimmten Menge (diese wäre festzule­
gen) gelagert werden. 

Darüber hinaus sollte vorgesehen wer­
den, den Transport bestimmter hochge­
fährlicher Stoffe (die Arten der Stoffe 
müßten noch bestimmt werden) nur auf 
dafür besonders geeigneten Verkehrsli­
nien zuzulassen, um Bedrohungen'gro­
ßer BevölkerungsteIle und der Umwelt 
mit an Sicherheit grenzender Wahr­
scheinlichkeit auszuschließen. In Be­
tracht käme insbesondere ein Verbot 
des Transports von hochgiftigen Stoffen 
auf Wasserlinien, die der Tnnkwasserge­
winnung dienen, sowie, wenn dle Mög~ 
lichkelt besteht, ein Verbot des T rans­
ports von großen Mengen hochgiftiger 
oder sonst hochgefährlicher Stoffe auf 
Straße und Schiene unmittelbar durch 
Räume mit einer hohen Verdichtung der 
Bevölkerung. 

b) Besondere Anforderungen an den 
Transport gefährlicher Stoffe auf der 
Straße: 
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Die Te<;hnlk der Kra~fahrzeuge, die zum 
Transport gefährlicher Stoffe bestimmt 
sind, ISt erheblich zu verlbessem. Als 
vordnngllche Verlbesserungsmaßnahmen 
sind anzusehen: Erhöhun9 des SeIten­
schutzes und der Stabilität der Fahrzeu­
ge rneferlegung des Schwerpunktes) 
sowie die Ausstattung mit enem 
Bremssystem nach dem letzten Stand 
der Technik (ABS). 

An die Fahrer von Transportfahrzeugen 
Sind erhöhte Anforderungen an c;>eelg­
nethelt und Ausbildung zu stellen. Schu­
lungslnhalte sollten Insbesondere dem 
Ziel dienen, das Bewußtsein fur die Ge­
fahr ,m Umgang mit gefährlichen Stoffen 
stärlker auszuprägen und das Niveau 
des fahrenschen Könnens zu heben. 

Die Überwachung der Lenkzelten der' 
Fahrer ist erheblich str~nger als bisher 
zu kontrollieren. An den Grenzen der 
BundesrepublIk Deutschland müssen 
einreisende ausländische Kra~fahrzeu­
ge, die gefährliche Stoffe transportieren, 
eingehend auf SICherh81tSmängei über-

Im 
Blickpunkt: 
BREMEN 

Wehren 
mit guter Ausrüstung 

Der Zwang zur Sparsamkerl Im öffentli­
chen DIenst ISt In den letzten Jahren 
besonders auffällig In den Stadtgemein­
den Bremen und Bremerhaven hervor­
getreten. Diese Tatsache hat ,n der ge­
samten BundesrepublIk dafür gesorgt, 
daß von einem verarmten "Zwel-Städte­
Staat" gesprochen .wurde, der kurz vor 
dem Konkurs stünde. 

FInanzsenator Claus Grobecker und In­
nensenator Volker "rönlng haben trotz 
dieser angespannten HaushaltssItuation 
ntcht außer acht gelassen, daß eine op­
timale Ausrüstung der Freiwilligen Feu­
erwehren für den Brandschutz In belden 
Städten als Ergänzung zur Berufsfeuer­
wehr notwendig ISt 
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prü~ werden. Daneben Sind auch die 
Lenkzeiten der Fahrer zu überprüfen. 

c) Besondere Anforderungen an den 
Transport gefährlicher Stoffe auf der 
Schiene: 
Dte Deutsche Bundesbahn ist zu ver­
pflichten, regelmäßig verlkehrende 
Transporte von großen Mengen gefährli­
cher Stoffe, sofem dtese durch Räume 
mit hoher Einwohnerdichte erfolgen. 
den zuständigen Einheiten der kommu­
nalen Gefahrenabwehr Feuerwehr/Käta­
strophenschutz zu melden, um Ihnen 
Kenntntsse über das verlkehrende Ge­
fahrenpotentIal zu vermitteln. 

d) Besondere Anforderungen an den 
Transport gefährlicher Stoffe auf 
Wasserwegen: 
Da die Ressourcen von Feuerwehr/Ka­
tastrophenschutz zur Bekämpfung der 
Gefahren gefährlicher Stoffe, die auf 
Wasserwegen transportiert werden. äu­
ßerst begrenzt Sind, ist es erforderlich, 
die technische Sicherheit' der Transport­
mittel gefährlicher Stoffe erheblich zu er­
höhen. 

Neben den Htlfsorganisatlonen hat be­
sonders die Feuerwehr in den letzten 
Jähren mit Ihrer ständigen Forderung 
nach €iner der Aufgabe entsprechenden 
Ausrüstung einen großen Schntt nach 
vome getan. 

Die Fr€iWiliigen Feuerwehren In der 
Stadtgemeinde Bremen haben ,n dieser 
Hinsicht gegenüber dem Senat und den 
Fraktionen in der Bremer Bürgerscha~ 

- dem landesparlament - Ihre Wun­
sche artikuliert und letztlich auch durch­
setzen können. 

Daß hlerlbel der Vorstand des Landes­
feuerwehrverbandes mit BOI Rolf Tie­
mann, BOI Willi Htlke und BOI Winned 
Schleef eine besondere Hartnäckigkeit 
gegenüber den Entscheidungsgremien 
gezeigt haben, darf ,n diesem Zusam­
menhang nicht unerwähnt bleiben. 

Nach Jahren der Benachteiligung ge­
genüber den hau amtlichen Brand­
schützern haben nun auch die "FreIWllh­
gen" ihren Platz Innerhalb des Dienstbe­
relches des Senator für Inneres neben 
der Polizei und den Hllfsorganlsattonen 
€innehmen können. 

BIS auf wenige Ausnahmen konnten In­
ZWischen alle Wehren von kommunaler 
Seite mit neuen Löschfahrzeugen aus­
gerüstet werden. Eine starke Fahrzeug­
zuweisung des Bundes hat dazu be­
Wirkt, daß die Ausstattung fast als opti­
mal bezeichnet werden kann. In der Re­
gel hat eine FreiWillige Feuerwehr In 
Zwel-Gruppen-Stärlke €in TLF 16, ein 
LF 161TS und €inen RW 1. Die Ausstat -
tung mit Fahrzeugen ist dabei weitge­
hend auf den AusrückebezJrlk und die 
damit verbundenen besonderen Eln­
satzaufgaben zugeschnitten. Daneben 
gibt es In den einzelnen Fe<uerwehrlbe­
r€itscha~en €ine Reihe von Sonderfähr­
zeugen, Bocten mit Außoobordmctoren 
und Feldkochherde. 

NatuMlch sind auch die Kommunika­
tionsmittel In den letzten Jahren erheb­
lich verlbessert worden. In erster Unle 
stehen dabei die Funkmeldeempfänger, 

TLF 16 der Hansestadt Bremen. Fahrzeug Oaimler-8enz Typ 1113 mit Matz-Aufbauten, Staffel­
besatzung. 



die von der Einsatzleitzentrale gesteuert 
und ausgelöst werden und eine "stille 
Alarmlerung" ermöglichen. Ein großer 
Teil aller aktiven Feuerwehrleute ist In­
zwischen mit den sogenannten "Pie­
pern" ausgestattet. 

Auch die Ausrüstung mit stationären 
Funkgeräten des Typs FuG 7 in den 
Fahrzeugen und FuG 8 als mobile Sta­
tionen konnte so verbessert werden, 
daß zumindest zwei Fahrzeuge in jeder 
Wehr mit Funk bestückt sind. Daneben 
läuft die Beschaffung 'von Handsprech­
funkgeräten vom Typ FuG 10 weiter, so 
daß ,n naher Zukunft in jeder Wehr min­
destens drei Geräte zur Verfügung ste­
hen. Für die Zugführer (Wehrführer) s~1 
dann ein weiteres Gerät beschaff1 wer­
den. 

Der Nachholbedarf im Bereich der Aus­
rüstung ist ermittelt und soll unter stän­
diger Fortschreibung gedeckt werden. 
Die Ausrüstung der Feuerschutzhelme 
mit Sicherheitsvisieren ist abgeschlos­
sen und die Bestückung der Löschfahr­
zeuge mit sogenannten Fluchthauben 
ist erfolgt. Daß die LÖSChfahrzeuge mit 
Atemschutzgeräten ausgestattet sind, 
ist inZWischen eine Selbstverständlich­
keit. 

In früheren Jahren gab es immer wieder 
emebliche Meinungsverschiedenheiten 
mit <;lern Chef des Hauptamtes (in Bre­
men die Senatskommission für das Per­
sonalwesen) über die Frage der persön­
lichen Ausrüstung der Männer der Frei­
willigen Feuerwehr. 

Die Deputation für Inneres (in Bremen 
der Feuerwehrausschuß), der Senator 

-für Inneres als Dienstvorgesetzter und 
der Landesfeuerwehrverband blieben 
standhaft und letztlich erfolgreich in ih­
ren Begründungen und erreichten, daß 
neben den Beamten der Berufsfeuer -
wehr auch die Männer der Freiwilligen 
Feuerwehren mit Lederschutzjacken ein­
gekleidet wurden. Die bisher verwende­
ten Vystram-Jacken haben den Anfor­
derungen im Einsatz nicht genügt. We­
gen des finanZiellen Umfanges dieser 
Beschaffungen werden allerdings noch 
einige Jahre vergehen, bis auch der 
letzte Man~ diese Sichemeitsbekleidung 
emalten hat. 

Fahrzeuge, Geräte und Mannschaften 
können nicht auf der grünen Wiese "ab­
gestellt" werden. Die Einsicht, der stän­
digen Anpassung an die Technik Rech­
nung zu tragen, hatte zur Folge, daß 
auch die Unterbringungsmöglichkeiten . 
geändert werden mußten. Waren es frü­
her die "Spritzenhäuser", in denen die 
Fahrzeuge und Geräte untergestel~ wur­
den, so gehören heute zumindest In 
Bremen Unterrichtsräume, sanitäre An­
lagen mit Duschen oder anderen 
Waschgelegenheiten zu den selbstver -
ständlichen Voraussetzungen. 

Daß in einigen wenigen Fällen immer 
noch von "Provisorien" gesprochen wer­
den muß, hat etwas mit der Finanzlage 
der Stadt zu tun. Dennoch werden bald 
alle Wehren ein ansprechendes DomiZil 
haben. Daß dabei der Einsatz der "Frei­
willigen" bei den Bauarbeiten eine nicht 
zu bezahlende Rolle spielt, ist den Ver­
antwortlichen nicht verborgen geblie­
ben. Bremen ist stolz auf seine Feuer­
wehren - und darf es trotz mancher 
offener Wünsche auch se,n

' 

Das letzte Glied in der Kette 
ist geschlossen 

Als letztes Glied in der Kette der Ju­
gendfeuerwehren in der Bundesrepublik 
hat die Feuerwehr in Bremen vor fast ei­
nem Jahr eine Jugendfeuerwehr Ins Le­
ben gerufen. Wenn der alte Spruch, daß 
eine Kette nur so stark sein kann wie ihr 
schwächstes Glied, noch gültig ISt, 
dann müssen sich die Bremer Jungen 
und Mädchen schon sehr anstrengen, 
damit es nicht zu einem Bruch kommt. 

Die Voraus~etzungen Sind günstig, denn 
der Senat und der Landesfeuerwehrver­
band Bremen stehen mit großem Enga­
gement hinter der Jugendfeuerwehr. 

Welche Bedeutung dieser "Indienststel­
lung" beigemessen wurde, drückte sich 
darin aus, daß der Festakt in der altehr­
würdigen oberen Halle des alten Rat­
hauses zu Bremen vorgenommen wur-

de, in dem sonst nur die fast fünfhun­
dert Jahre alte "Schaffermahlzeit" m~ 
WirtschaftskapItänen, nchtlgen Kapitä­
nen zu Wasser und zur Luft und Politi­
kern veranst~et wird. Wo früher sich 
Senat, Bürgerschaft und Kaufleute. ver­
sammelten, waren es über 400 Ehren­
gäste, die zur Gründungsversammlung 
dabei sein wollten. 

Als Gastgeber war es Innensenator Vol­
ker Kröning vorbehalten, den Präsiden­
ten des Deutschen Feuerwehrverban­
des, Hinrich Struve, und Bundesjugend­
leiter Johann Kroboth zu begrüßen. 
Aber auch Mitglieder der Bremischen 
Bürgerschaft, der Deputationen für Inne­
res und für Jugend und Soziales waren 
ebenso vertreten, wie Eltern und Freun­
de der Jugendfeuerwehr. Den Gruß aller 
Bremer Bürger überbrachte der 1. Vor­
sitzende des Landesfeuerwehrverban­
des, BOI Rolf liemann. 

In einer der ersten Reihen saß aber der 
Mann, dem die Mädchen und Jungen 
diesen Tag eigentlich zu verdanken hat­
ten: Der Wehrführer der Freiwilligen Feu­
erwehr Bremen-Seesenthorn, BOI Wil­
fried Schleef. Er hat über Jahre hinaus 
an der Verwirklichung seines Planes, die 
Jugenclleuerwehr auch In Bremen zum 
Leben zu erwecken, gearbeitet und da­
für einen nicht unbeträchtlichen Teil sei­
ner Freizeit geopfert. Sicherlich waren 
auch die anderen Mitglieder des Lan­
'desvorstandes tätig, aber bei ihm lag 
die Federführung und damit die Haupt­
last. 

In Bremen ist eben alles anders. Man ist 
bedächtig und vor der ausführenden Tat 
kommt die Überlegung. Dieser Grund­
satz gilt leider auch In den Amtsstuben 
und den Regierungsetagen. Bis eine 

Festakt in der oberen Halle des alten Rathauses zu Bremen zur Gründung der Jugendfeuerwehr 
mit über 400 Ehrengästen. In der vordersten Reihe von rechts nach links BOI Wilfried Schleef, 
Bundesjugendleiter Johann Kroboth, BOI Willi Hilke, 2. Vorsitzender des LFV Bremen, Ldt. Brand­
direktor Jöm Braun, Senatsdirektor Dr. Hans-Jürgen Kahrs, Frau Anneliese Leinemann, 
Sprecherin der Deputation für Inneres. Präsident Hinrich Struve (OFV). 
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Zwei Gruppen der neugegrundeten Jugendfeuerwehr Bremen stellen sich vor. (Fotos: GOtersloh) 

Entscheidung getroffen wird, bedarf es 
unzähliger Sitzungen, seitenlanger 
Schreiben, der Fürsprache von einfluß­
reichen Menschen aus Politik und Ver­
waltung und der Einsicht, daß junge 
Menschen in der Jugendfeuerwehr ei­
nen besonderen Ort der persönlichen 
und geistigen Entwicklung finden. 

Trotz aller Sparzwänge wurden dann 
doch 30000, - DM bereitgestellt, um 
die Erstausstattung des Feuerwehr­
nachwuchses finanzieren zu können. 
Vom Tumschuh über Schutzkleidung, 
Anorak, Käppi und Schutzhelm bis zur 
Ausstattung mit Sport- und SpIelgeräten 
konnte für die Jugendfeuerwehren Bre­
men-Huchting, Lehesterdeich und 
Obemeuland alles angeschafft werden, 
was als dnngend notwendig erachtet 
wurde. 

Eines aber scheint in der ersten Phase 
der Planung nicht den richtigen Stellen­
wert erhalten zu haben. Nämlich, daß 
die Arbeit in und mit der Jugendfeuer -
wehr sich nicht auf wöchentliche Brand­
schutzübungen beschränken darf, son­
dern daß auch die Jugendförderung 
(Jugendschutz und Jugendpflege) gera­
de In der angesprochenen Altersgruppe 
mit im Vordergrund stehen muß. 

Erst so nach und nach Sind sich die 
verantwortlichen Führungskräfte In den 
beteiligten FreiWilligen Feuerwehren be­
wußt geworden, daß die Jugendfeuer­
wehr nicht ein Aushängeschild, sondern 
ein sehr zeitintensIver Arbeitsber9lch 1St. 
Erfreulich ISt daher die Zusammenarbeit 
mit den Jugendleitern aus den nieder­
sächsischen Umlandgemeinden, die 
den Anfängern aus Bremen mit Rat und 
Tat zur Seite stehen. 

Erste Kontakte gab es bei Kreis-Zeltla­
gern und Kreis-Wettbewerben In der 
näheren Umgebung und In der Begeg­
nung mit anderen Jugendorganisatio­
nen. Der landesjugendleIter und gleich­
zeitige Wehrführer der Freiwilligen Feu-
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erwehr Bremen-Obemeuland, BOI Lutz 
Howald, Wird noch eine Welle brauchen, 
um seine Jugendfeuerwehr auch In an­
deren Bundesländem in geeigneter Wei­
se zu präsentieren. 

Bremen ISt das letzte Glied in der Kette 
gewesen. Hoffen Wir mit allen anderen 
Jugendfeuerwehren in den Bundeslän­
dem, daß dieses Glied im laufe der 
Jahre stark genug sein Wird, um ein 
Reißen der großen gemeinsamen Kette 
von Nord bis Süd zu verhindern. 

Amtswechsel 
ist vorprogrammiert 

Seit vielen Jahren steht BOI Rolf Tie­
mann an der Spitze des landesfeuer­
wehrverbandes Bremen. Genauer ge­
sagt ist es der Verband der FreiWilligen 
Feuerwehren Im lande Bremen, denn 
Werkfeuerwehren, die Flughafenfeuer­
wehr und die Berufsfeuerwehr gehören 
dem Verband nicht an. Dennoch spricht 
der Vorstand für die Mehrheit der freiwil­
ligen Helfer In Bremen und Bremerha­
ven. 

Nun hat Vorsitzender Tiemann signa­
lisiert, daß er aus gesundheitlichen, be­
ruflichen und auch persönlichen Grün­
den diese Belastung nicht mehr ertra­
gen könne. Auch in weiteren Funktionen 
des landesvorstandes bahnen sich, 
vornehmlich aus Altersgründen, Verän­
derungen an. In absehbarer Zelt werden 
weitere Mitglieder des Vorstandes ihren 
Platz räumen. Ein Amtswechsel ist vor­
programmiert. 

Die Delegiertenversammlung des kom­
menden Jahres wird daher entscheiden 
müssen, wer künftig die Geschicke des 

kleinsten landesverbandes Innerhalb 
des Deutschen Feuerwehrverbandes In 
die Hand nehmen Wlrd. Eines steht al­
lerdings jetzt schon fest. In der an mari­
time Notwendigkeiten gewohnten Ha­
fenstadt Bremen Wird das Ruder nicht 
herumgerissen, sondern der Kurs mit al­
len Hilfsmitteln der .. Navigation" gesteckt 
und .. angelegt". 

Nicht nur der Vorstand des LFV, son­
dem auch die etwa 630 aktiven Feuer­
wehrmänner legen großen Wert auf 
KontinUität und Verläßlichkeit. Selbst der 
Senat der Freien Hansestadt Bremen ist 
darauf bedacht, erfahrene Führungskräf­
te zu behalten, die gemeinsam mit den 
Beamten der Berufsfeuerwehr den vor­
beugenden und abwehrenden Brand­
schutz sicherstellen. Der Chef der Bre­
mer Feuerwehr, Ud. Branddirektor Jöm 
Braun - auch er erreicht in absehbarer 
Zelt die Altersgrenze - möchte seinem 
Nachfolger eine stets einsatzbereite 
Feuerwehr übergeben. 

Landesfeuerwehrverband 
fordert Anhebung 
der Aufwandsentschädigung 

Der Vorstand des landesfeuerwehrver­
bandes Bremen hat kürzlich In einem 
Gespräch Im Hause des Senator für In­
neres mit Abteilungsleiter Senatsrat 
Dr. Engelmann die Forderung aufge­
stellt, die Aufwandsentschädigungen für 
Wehrtührer, deren Stellvertreter und für 
Gerätewarte dem gestiegenen Index an­
zupassen und die Zuwendungen anzu­
heben. Bisher erhielten die Wehrführer 
jährliCh DM 500, die Stellvertreter 
DM 120 und oie Gerätewarte DM 300 
für Ihre ehrenamtliche Tätigkeit. Für akti­
ve Feuerwehrmänner wurden jäMich 
DM 120 als Aufwandsentschädigung 
gezahlt. Für die Teilnahme an einer fest­
gelegten Anzahl von Ubungsdlensten 
und für Einsätze wurde außerdem Fahr­
gelderstattung vorgenommen. 

Der Vorstand des LFV ist der Auffas­
sung, daß in einem überschaubaren 
Rahmen eine Anhebung der Aufwands­
entschädigung trotz der angespannten 
Haushaltslage möglich sein muß, weil 
durch die ehrenamtliche Tätigkeit - Ins­
besondere bel der BeWirtschaftung der 
Unterkünfte und bei der Pflege der 
Fahrzeuge und Geräteschaften - der 
Stadtgemeinde Bremen erhebliche 
Summen erspart werden. Die Verhand­
lungen sollen auch über die politischen 
Gremien weitergeführt werden. Eine 
Entscheidung Wird noch vor der Dele­
giertenversammlung des Jahres 1988 
erwartet. 



o LRG DEUTSCHE LEBENS-RETTUNGS-GESELLSCHAFT 

"Freizeit und Gesundheit" -
Erfolgreiches Animateur-Seminar 
in Tauberbischofsheim • 
Gemeinsames Programm der DLRG und der Barmer Ersatzkasse 

In Tauberblschofsheim fand das zweite 
Seminar Zusatzausbildung für Anima­
teure statt. 

Der Ausschreibung zu diesem Semnar 
folgte eine wahre Flut von Anmeldun­
gen, so daß einige Interessenten auf 
den nächsten Lehrgang in Lüneburg 
vertröstet werden mußten. 

Friedrich und Annegret Marona begrüß­
ten die Lehrgangsteilnehmer Im Bun­
desleistungszentrum des Fechtsports. 
Nach einem gemeinsamen Abendessen 
konnte unter sachkundiger Führung 
auch ein Blick in die Fechthalle gewor­
fen werden - leider viel zu kurz, da 
Friedrich Marona und ein dichtgedrang­
tes Lehrgangsprogramm zum Beginn 
mahnten. 

Jeder Teilnehmer erhielt ·das gemeinsam 
von der DLRG und der BEK erarbeitete 
Animations-Handbuch als Arbeitsunter­
lage. Unter dem Hauptthema Breiten­
sport als Aufgabe der DLRG wurden 
folgende Themenkreise gebildet: 

• Gymnastik am und im Wasser 

• Animationstechniken zur allgemenen 
Rtneß\lYmnastlk 

• Ausdauertraining zur Gesundheits­
vorsorge 

• Badepartys, Spielaktionen, Trimm-
tanz im Freibadbereich. 

Anhand dieses Programms läßt sich 
schen erahnen, daß die Teilnehmer von 
Friedrich und Annegret Marona sowie 
deren Helfer ganz schön in Bewegung 

Wasserspiele und Wassergymnastik mit dem 
altbewährten Schwimmbrett. 

gehalten wurden, sei es im Wasser oder 
an Land, Nach einigen Stunden in der 
T umhalle und im Schwimmbecken heg­
te so mancher den Wunsch nach einem 
stillen Eckchen zum Ausruhen. Erstaun­
lich aber die Energie der Eheleute Maro­
na, die durch ihre Animation und flotten 
Spruche auch die Müdesten immer wie­
der mitrissen. Ansonsten schien der 
Umgang mit dem Mikrofon für alle T eil­
nehmer die schwiengste Übung zu sein; 
doch auch hier schubste Friedrich Ma­
rona einen jeden über seine Hemm­
schwelle. 

Am Schwungtuch lösen die Teilnehmer ge­
meinsam eine Aufgabe. 

In der Schlußbilanz sprachen die Teil-, 
nehmer Friedrich Marona und seinem 
Team für den ausgezeichnet geführten 
Lehrgang ihren Dank und ihre Anerken­
nung aus. Mit der Qualifikation zum 
DLRG-Animateur und einer ArbeItsaUS­
stattung traten dann die Teilnehmer ihre 
Heimreise an. Susanne Mey 

Kurze "Manöverkritik" zwischen den Übungen. 

, 

Viele Einsätze 
im 
vergangenen 
Jahr 
Bilanz der 
DLRG-Katastrophenschutz­
Einheiten des 
Landesverbandes Berlln 

Der DLRG-LV Berlin wirkt im elWeiterten 
Katastrophenschutz des Landes Berlin 
mit einem ABC-Zug und zwei Verpfle­
gungstrupps mrt. Im Jahr 1986 wurden 
im Rahmen der Ausbildungs- und 
Übungstätigkeit zahlreiche Dienste gelei­
stet. 

Bei vielen DLRG-Veranstaltungen Sind 
die Feldküchen anzutreffen. Durch das 
große Engagement des TL Herbert 
Stahr konnten wieder Staflonsneubau­
ten eröffnet werden. Die Feldküchen 
sorgten hier, wie auch bei der Saison­
eröffnung der Arbeitsgemeinschaft Was­
serrettung und des Tages der offenen 
Tür, für das leibliche Wohl. 

Warnung vor Kohlendioxyd 

Oft wurden die technische Ausstattung 
und die Helfer In Anspruch genommen. 
Die Halle des DLRG-Landesverlbandes 
mußte geheizt werden, weil die erforder­
lichen Verarbeitungstemperaturen der 
Bootslacke nicht erreicht wurden. Für 
die Kameraden war es natürlich auch zu 
kalt zum Arbeiten. 

Als die Berliner WasselWerke vor ge­
fährlichem Kohlendioxyd wamten, konn­
te von den Helfem der DLRG durch 
entsprechende Kontrollmessungen dies 
bestätigt und die erforderlichen Arbeiten 
In den Wasserzählerschächten der Was­
serrettungsstationen (ggf. auch unter 
Atemschutz) durchgeführt werden. 

Auch bei der Reinigung der Boote enn­
nem sich die Kameraden gem an den 
Hochdruckrelniger des ABC-Zuges. Ei­
olQe Reparaturen an den Steganlagen 
vor den Rettungsstationen konnten mit 
der technischen Unterstützung des 
ABC-Zuges durchgeführt werden. 

Auch außerhalb des Verbandes spre­
chen Sich die Möglichkeiten der DLRG 
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schnell herum: Die Teilnehmer eines 
Buggy-Treffens In Berlin konnten In Ih­
rem Zeltlager warm duschen, ein Motor­
sportclub hatte ein Unterstellzelt wäh­
rend einer Veranstaltung auf dem Flug ­
hafen Tempelhof, und die Taucher 
konnten während Ihres BubbleMaker­
Balls In einem SchWImmbecken warm 
baden, 

Duschen fOr 13000 Athleten 

Die ca, 13000 Teilnehmer des Berlln­
Marathons konnten nach dem anstren­
genden 42-km-Lauf warm duschen, 
Aus diesem Grund wurden von den 
ABC-Zügen In Berl,n mitten auf der Tau­
enzlenstraße, gleICh am Ende des Kur­
fürstendamms, Duschzelte aufgebaut. 
Gemeinsam mit dem Technischen Hi~s­
werk und dem DRK konnte dese um­
fangreiche Duschanlage betrieben wer- , 
den, Ein Tankwagen mit Heizöl stand an 
den Duschzelten bereit, um genügend 
Betriebsstoff zu liefem, Ein 120-kVA­
Stromerzeuger des THW versorgte mit 
dem erforderlichen Strom, 

DIe dlesJähnge Werbeveranstaltung aller 
Im Katastrophen-Hilfsdienst (KatHD) zu­
sammengeschlossenen Hilfsorgamsatlo­
nen wurde in der Form einer InspektIOn 
aller Berliner Einheften des KatHD 
durchgeführt, Alle Einheiten des Berliner 
KatHD mit deren Fahrzeugen und Hel­
fern stellten Sich auf dem Vorplatz des 
Reichstagsgebäudes auf. Hierbei sollten 
der Berliner Bevölkerung und auch den 
Polilikem das doch recht erhebliche Po­
tenlial und auch deren Probleme darge­
stellt werden. Der DLRG fiel es zu, eine 
komplette DekontaminationssteIle (z, B, 
für Maßnahmen nach einem radioakti ­
ven oder chemischen Unfall) aufzu­
bauen und zu betreiben, 

Ausbildung in Schleswig­
Holstein 

Zum Abschluß des Jahres wurde eine 
verlagerte Standortausbildung an der 
Katastrophenschutzschule des Landes 
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Ein Tell der techni­
schen Dienste beim 
Ber1iner Marathon: 
Wasserversorgung 
durch die DLRG mit 
Trinkwasser und ko­
chendem Wasser.für 
die Verpftegung der 
läufer. 

Schleswlg-Hölsteln In Schönböken vor­
genommen. Bedingt durch die beson­
deren Probleme In einem Stadtgebiet 
ohne Umland als auch wegen der be­
sonderen politischen Lage der Stadt 
Berl,n kann eine umfassende Ausbil­
dung Im Katastrophenschutz nicht In 
vollem Umfang In einem so dicht besie­
delten Gebiet durchgeführt werden, An 
einem Freitag trafen SICh alle Helfer des 
ABC-Zuges und der beiden Verpfle­
gungstrupps nach DIenstschluß an der 
DLRG-Unterkunft, verlasteten die Aus­
stattung und fuhren lOS. 

Anleihen bei befreundeten 
Organisationen 

Als KombiS, für den Transport aller Hel­
fer, konnten ABC-Erkundungs-Kraftfahr­
zeuge der anderen ABC-Züge bei der 
Berliner Feuerwehr besorgt werden, Als 
Zugtrupp-Kraftwagen konnte ebenfalls 
ein Führungs-Kraftwagen einer Technl-

schen Einsatzleitung (TEL) ausgeliehen 
werden, 

Für den Transport durch die Transit­
strecke wurden die Funkgeräte ausge­
baut und ,n 61nem unter Zollverschluß 
fahrenden Miet-Ukw transportiert, 

Zivilschutz und Katastrophen­
abwehr halfen 

Besonders muß die ausgezeichnete 
Verpflegung gelobt werden, Von gro­
ßem Übungswert im Rahmen dieser 
Ausbildungsveranstaltung waren die 
Ausbildungs- und Übungsabschnitte der 
Karten- und Geländekunde, der Erkun­
dungsaufgaben und der Kraftfahrer­
schulung unter den Besonderheiten des 
Marsches: Die Durchführung der Übung 
wurde durch die besondere Unterstüt­
zung des Amtes für Zivischutz und Ka­
tastrophenabwehr in Kiel und den Feu­
erwehren befreundeter Einheiten der 
landkreise Rendsburg und Herzogtum 
Lauenburg ermöglicht. 

Insgesamt wurden von den zur Zelt 
47 Helfem ,m Katastrophen-Hilfsdienst 
In der Berliner DLRG 6 144 Dienststun­
den (4 310 ABCZ und 1 834 VpfTr) Im 
Jahr 1986 geleistet. Neben der Ausbil­
dung am Standort wurden auch dIVerse 
Arberten der Materialerhaltung und 
-pflege, technISChe Dl6nste und Teilnah­
me an Ausbildungs-, Fortbildungs- und 
Sonderlehrgänge an den Katastrophen­
schutzschulen der Länder Niedersac~­
sen (in Bad Nenndorf), Schleswlg-Hol­
stein (in Schönböken) und der des Bun­
des (in Ahrweiler) geleistet. 

Eintreffende Helfer 
passieren die Statio­
nen einer Oekon­
Stelle. 

Das Herrenhaus der 
Katastrophenschutz­
sc:hule des landes 
Schiaswig-Hoistein: 
Ber1iner DLRG-Helfer 
ließen eich hier aus­
bilden. 



DLRG-Techniker-Fachtagung 
erarbeitete neue Richtlinien 

Die Herz-lungen-Wiederbelebung, erst 
kürzlich be der PräsIdialratstagung der 
Öffentlichkeit vorgestellt, war eines der 
zentralen Themen der Frühjahrs-T echni­
ker-Fachtagung. Etwa hundert Teilneh­
mer waren der Einladung der techni­
schen leitung des Präsidiums nach 
Wermelskirchen gefolgt. 

Ideale Möglichkeiten boten sich den Se­
mlnartelinehmem an. In landschaftlich 
reizvoller Lage, von Wald umgeben, ist 
das moderne Seminarzentrum optimal 
eingerichtet. In einer ruhigen Atmosphä­
re und mit dem richtigen SelVice stellt 
sich balo das rechte Arbeitsklima ein. 

Sieben Arbeitskreise beschäftigten sich 
intensiv mit verschiedenen Themen. 
Vom SchWimmen über das Rettungs­
schWimmen, die lehrschein-Aus- und 
Weiterbildung, das Tauchen, den Ret­
tungssport und den Rettungswach­
dienst wurde Intensiv diskutiert. 

Einen breiten Raum nahm die Breiten­
aktion "Her.z-lungen-Wiederbelebung" 
ein. Für sie wurden Richtlinien ausgear­
beitet, nach denen die GlIederungen 
bald arbeiten können. Die Taucher be-

schäftigten sich mit wichtigen Fragen 
der Produkthaftung. Eine Neuorientie­
rung des Rettungswachdienstes wird 
1988 erforderlich. Hierzu wird das nord­
rheinische Modell bundesweit übernom­
men. Eine einheitliche Dokumentation 
soll eine genaue Ursachenforschuhg er­
möglichen, aus der sich Konsequenzen 
für die Verhütung von Unfällen im Was­
ser herleiten lassen. Die technischen 
leiter der Landesverbände erledigten Ihr 
Arbeitspensum reihum In allen Arbeits­
kreisen. 

Die gemeinsame Tagung bietet große 
Vorteile für alle Teilnehmer. Durch die 
Rückkopplung wird eine effiziente Infor­
mation aller ArbeItskreismitglieder ge­
währleistet. Der Kostenrahmen gestaltet 
sich günstig und der Kontakt unterein­
ander wird Intensiver. 

Die Kemmannschaft der DlRG, so be­
zeichnete Günter Scheerer, Präsident 
des Landesverbandes Nordrhein, In sei­
ner Begrüßung die Teilnehmer, setz1e 
wieder einmal bedeutende Maßstäbe für 
Ausbildung und Einsatz der gesamten 
DlRG. Günter Jagenburg 

DLRG Bad Homburg 
erhielt das grüne Band 
10000 DM für Jugendarbeit übergeben - "Vorbildliche Talentförderung" 

Die Gewinner der zweiten Runde Im 
Wettbewerb um "Das grüne Band für 
vorbildliche Talentförderung im Verein" 
stehen fest. Unter Vorsitz des General­
sekretärs des Deutschen Sport-Bundes, 
Karlhelnz Gieseler, ermittelte die Jury in 
Wiesbaden weitere 13 Vereine. Im März 
1987 hatte sie bereits Preise an 13 Ver­
eine verliehen. 

Eine Förderungsprämie von 
10 000 Mark für ihre Jugendarbeit erhält 
neben zwölf weiteren Vereinen die 
DlRG-Ortsgruppe Bad Homburg. 

Für die Jury zeigt sich deutlich, daß vor­
bildliche Talentförperung nicht nur eine 
Sache von Großvereinen ist. Gerade 
kleine und mittlere Vereine leisten oft 
eine hervorragende Jugendarbeit. 

Jährlich zeichnet die Dresdner Bank ge­
meinsam mit dem Deutschen Sport­
Bund 50 biS 60 Vereine fast aller Im 
DSB vertretenen Sportarten für hervor-

• 
ragende Initiativen und leistungen In 
der Jugendarbeit aus. 

Kriterien bei der Auswahl im GRÜNEN 
BAND sind eine vorbildliche leIstungs­
förderung der Jugendlichen Mitglieder 
auch im Hinblick auf soziale und päd­
agogische Aspekte; eine systematische 
Talentfindung und -förderung sowie na­
tionale und Intematlonale Erfolge der 
Vereinsjugend, etwa bei Meisterschaf­
ten, Pokalwettbewerben undTurnieren. 

Die jeweiligen Sp,tzenverbände treffen 
unter den Bewerbungen eine Voraus­
wahl und schlagen der Jury bis zu drei 
Vereine für die Prämierung vor. Der Jury 
gehören neben Karlheinz Gieseler an: 
der Generalsekretär des Deutschen Tur­
ner-Bundes, Karl-Heinz SChwirtz, für die 
Fachverbände und das Präsidiumsmit­
glied des lSB Rheinland-Pfalz, Wilil 
Klein, für die Landessportbünde. Die 
Aktiven repräsentiert die Fechtweitmel-

stenn Comelia Hanlsch, Vertreter der 
Dresdner Bank ist Peter GattIneau, Mit­
leiter der Niederlassung Wiesbaden. 

In der Begründung zur Preisverleihung 
an die DLRG-OG Bad Homburg heißt 
es: 

"Von Kindesbeinen an zum lebensretter 
erziehen I Unter dieser DeVise wirkt der 
260-Mitglieder-Vereln, wovon 160 Kin­
der und Jugendliche unter 18 Jahren 
sind. Alles, was getan wird, Ist auf Ge­
meinschaftsarbeit ausgerichtet ..:. das 
Sportprogramm , das allgemeine Ange­
bot mit Jugendfahrten und der gemein­
same Rettungseinsatz. Mitbestimmung, 
Selbständigkeit und Gemeinschaftssinn 
Sind dabei wichtige soZiale und pädago­
gische Komponenten. Das B Id wird 
durch ausgezeichnete (rettungs-)sportli­
che Erfolge abgerundet." 

Die Dresdner Bank Wird den ausge­
zeichneten Vereinen eine Skulptur des 
GRÜNEN BANDES sowie die Förder­
prämie vOn je 10000 DM überreichen. 
Die Preise werden In den nächsten Wo­
chen von Repräsentanten des jeweiligen 
Landessportbundes und der Spitzenver­
bände verliehen. Etwa 25 wetere Ver­
eine wird die Jury bei ihren SItZungen 
im September und November dieses 
Jahres prämieren. Der zweite und letz1e 
Bewerbungstermin um das d esjähnge 
GRÜNE BAND ist der 31. August 1987. 
Die ersten fünf der Im März ausgezeich­
neten 13 Vereine haben ihre Preise be­
reits erhalten. 

Wettbewerb 
"Schwimmen 
und 
Retten" 
10. Bundeswehrwettkampf der 
Einheiten um die beste DLRG-Ar­
beit im Wettbewerb der Deut­
schen lebens-Rettungs-Gesell­
schaft und des Deutschen Bun­
deswehrverbandes 

Für das Jahr 1986 hatten der Deutsche 
Bundeswehrverband e. V. (DBwV) und 
die Deutsche lebens-Rettungs-Gesell­
schaft (DlRG) zum zehnten Male diesen 
Wettbewerb für die beste Schwimm­
und RettungsschwImmausbildung ,m 
Sinne der DlRG Innerhalb der Bundes­
wehr ausgeschneben. 

Nachdem in den vergangenen Jahren 
die SIegerehrung beim 111 . und 11. Korps 
stattfand, wurden 1987 die Segereln­
helten im StandortoffiZierhelm Hanno-
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Anwesend bei der Preisverieihung: DLRG-Lan­
desverbands-PrAsident Bremen Ulrich Hick­
stein (3. v. I.' . 

ver-Bothfeld für Ihre erfolgreiche Ausbil ­
dung ausgezeichnet. 

Als Vertreter des DBwV begrüßte zu­
nächst Kaprtänleutnant Blerwlrth die Ga­
ste aus dem zIvilen und milltänschen 
Bereich. Er überbrachte die Grüße und 
die Glückwünsche an die SiegereInheI­
ten Im Namen des gesamten Bundes­
vorstandes des Bundeswehrverbandes. 
Er hob hervor, daß dieser gelT\9lnsame 
Wettbewerb In wechselnden Formen 
seit 1 963 Innerhalb der Bundeswehr 
ausgeschneben wurde und sich Immer 
noch steigender Beliebtheit erfreue. 

Nach Ihm begrüßte der Präsident der 
DLRG, Hans-Joachlm Bartholdt, Gäste 
und Vertreter der Sieger. In seiner An­
sprache betonte er, daß der zehnte 
Wettbewerb zwar eigentlich ein kleines 
Jubiläum beceutete, weil redoch der 
Wettbewerb bereits seit mehr als zehn 
Jahren veranstaltet werde, sei kein be 
sonderer Anlaß zu felem. Er zollte Oank 
und Respekt an die Vielen Vorgesetzten 
der Bundeswehr, die Sich als hervorra­
gende Förderer des Rettungsschwim­
mens In der Bundeswehr erwiesen ha­
ben. Als Anerkennung für die gemeinsa­
men Bemühungen um die Förderung 
der SchWimm- und RettungSSChWIm­
mausbildung wertete er, daß die Ehrung 
der Sieger nun In allen Korpsberelchen 
der Bundeswehr stattfand und becank­
te Sich besonders Im Bereich des 
I. Korps für dl9 Gastfreundschaft des 
Wehrbereichskommandos 11. 

Sein Dank galt besonders den OffiZie­
ren, UnteroffIZieren und Mannschaften, 
die diese Feier vorbereiteten und zum 
gurten Gelingen di95eS Tages beitrugen. 
Eingehend auf den Wert des Wettbe­
werbs für das SchWimmen und Ret­
tungsschw�mmen ' bezeichnete er den 
Sport als hervorragendes Mittel für Er­
Ziehung und Ausbildung der Soldaten 
Die Teilnahme am Wettbewerb als An· 
rBlZ zur Verstärkung der SchWimm- und 
RettungsschWimmausbildung mit dem 
gleichzeitigen rettungssportlIchen Cha­
rakter haben einen tieferen Sinn: Wer 
den Auftrag hat, junge Männer als Sol ­
daten zur Verteidigung unseres freiheit 
IIch-demokratlschen Staates auszubil­
den und Ihnen zu helfen. als Staatsbür­
ger In Uniform den Sinn und die Not­
wendigkeit Ihres Dienstes für Fneden, 
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Ver1elht Preise an die Sieger: Generalmajor 
Hans-Wilhelm von Bomstaedt (2. v. l.). 

Freiheit und Recht zu begreifen und an­
zuerkennen, der müsse Sich darüber 
eIbenfalls im klaren SElIn, WI9 er die Sol­
daten gewinnen wolle, auch den Sport 
,n und außer Dlenst.engaglert mitzuma­
chen, sich fordem und fördem zu las­
sen und selbst herausfordem zu wollen. 

Er erwähnte besonders die große Zahl 
von 191 Lehrschelnlnhabem, die bereit 
Sind. sich für die Soldaten In und außer 
Dienst zur Verfügung zu stellen. Diese 
hatten Im vergangenen Ausbildungsjahr 
13 955 Prüfungen für den Deutschen 
SchwImmpaß vorbereitet und abgenom­
men und 6 758 Prüfungen für das Deut­
sche RettungsschwImmabzeichen er­
folgreich abgeschlossen, wobei hier eine 
mehrwöchige Ausbildung vorausgehen 
mußte. 

Der Präsident der DLRG schloß mit der 
Zusage, daß sich die Deutsche Lebens­
Rettungs-Gesellschaft auch in Zukunft 
bemühen werde, den Soldaten ein sinn­
volles FrBlzBltangebot zu machen, das 
hoffentlich von den Vorgesetz1en aller 
Ebenen Unterstützung erfahren werde. 
Er Wies darauf hin, daß BIn Faltblatt vor­
berBltet werde, das gemeinsam mit 
einem Plakat In Kürze der Truppe zur 
Verfügung stehen werde. In diesem 
Faltblatt Wird auf das gemeinsame An­
liegen hingeWiesen, der Wettbewerb be­
schneben und die übrigen Möglichkeiten 
der SchWimm- und RettungsschWImm­
ausbildung In der DLRG dargestellt. 

Der Befehlshaber Im Wehrbereich 11 , 
Generalmajor Hans-Wllhelm von Bom­
staedt, hielt die Festansprache dieser 
Siegerehrung_ Er überbrachte die Grüße 
und Glückwünsche des Inspekteurs des 
Heeres. In seiner Rede Wies er auf die 
Bedeutung der SchWimm- und Ret-' 
tungsschwlmmausblldung Innerhalb der 
Bundeswehr hin: Keine SchWImmausbil­
dung kann stattfinden, wenn nicht Rel­
tungsschwlmmer In genügender Zahl 
zur Stelle Sind. Der Einsatz der Soldaten 
- bei der Ausbildung Im Gefechts­
dienst, In Manövem und ,m VerteIdI­
gungsfall ,n allen Gefechtsarten - muß 
häufig an und auf Gewässem stattfin­
den. Auch dazu Sind gute Fähigkeiten 
Im SchWimmen und RettungsschWim­
men erforderlich. Aus Unfällen durch Er­
tnnken In den Anfangslahren der Bun­
deswehr, er wies dabei auf d~s IIler-

DLRG-VerantwortUcher für den Bundeswett­
bewerb: DLRG-PrAsldent Hans-Joachlm 
Bartholdt (2. v. I.). 

unglück Im Jahre 1957 hin, wurden 
Lehren gezogen und die SchWimmaus­
bildung intenslVl9rt. 

Als wBlteren Gesichtspunkt für die 
SchWImmausbildung der Soldaten ver­
wies er auf den Auftrag, den das 
Grundgesetz vorschreibt. Es verpflichtet 
den Soldaten, treu zu dienen und das 
Recht und die Freiheit des deutschen 
Volkes tapfer zu verteidigen. Dies begin­
ne schon mit der Bereitschaft. andere 
Menschen aus Lebensgefahr zu retten 
und dabei notfalls unter bestimmten 
Umständen sein eigenes Leben und sei­
ne Gesundheit einzusetzen. Als Beispie­
le nannte General von Bornstaedt BIS­
marck. der das bescheidene gelbe 
Bändchen der Lebensrettungsmedaille. 
die er als Leutnant für die Rettung eines 
Soldaten erhielt und die er mit mehr 
Stolz trug als alle anderen Oroen und 
Ehrungen. die er als Staatsmann erhielt. 
Er erwähnte auch die Taucher der Mari­
ne bei der Bergung von Verunglückten 
bei dem Fährunfall vor Zeebrügge. 

DI9 ZusammenarbEllt ehrenamtlicher ZI­

Viler Ausbilder der DLRG In der Ausbil­
dung der Soldaten Im SchWimmen und 
Retten, besonders In der Anfangszeit 
der Bundeswehr. und der heutige Ein­
satz von Soldaten als Helfer und Ausbil­
der In der DLRG bezeichnete er ab­
schllelßend als gurtes BeiSpiel für dl9 In­
tegration unserer Bundeswehr In die 
Gesellschaft . Er dankte der DLRG und 
dem DBwV für die Initiative zu diesem 
Wettbewerb und beglückwünschte .dle 
Siegereinheiten zu Ihrem Erfolg. 

Danach erfolgte die Ehrung der drei 
erstplazl9rten Einheiten In den Vl9r Wett­
bewerbsklassen für EInsatzeinheiten. 
Ausbildungseinheiten. Ämtern und ver­
gleichbaren Dienststellen und die In der 
DLRG organisierten Ortsgruppen und 
Stützpunkte der Bundeswehr. 

Nach der Sl9Qerehrung becankte Sich 
der Präsident der DLRG bei Generalma­
jor von Bornstaedt und den Organisato­
ren der Veranstaltung. Oberstleutnant 
Rscher und Oberleutnant Kendel. durch 
die Auszeichnung mit GedenkmedaIllen 
für die 100 000. und 40000. Rettung. 

Die SIegerehrung wurde durch eine klei­
ne Besetzung des HeeresmusIkkorps 1 
mUSikalisch umrahmt. H. Welchert 

----------------------~ --
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Presseschau " 
des Inlands · 

Berlin erhält 
Rettungshubschrauber 

Unter dem Funkrufnamen "Chri-
stoph 31 " wird in Berlin (West) ein Ret­
tungshubschrauber seinen Betneb auf­
nehmen. Mit dieser Zielsetzung traf An­
fang des Jahres der Senat eine wichtige 
Entscheidung über die Weiterentwick­
lung und Optimierung der notfallmecizi­
nischen Versorgung der Berliner Bevöl­
kerung. Die Vorbereitungen zu einer bal­
digen Realisierung dieses Projekts sind 
bereits In vollem Gang. 

Der Rettungshubschrauber Wird von der 
ADAC-Luftrettung GmbH beschafft und 
an das Universitätsklinikum Steglitz als 
künftiges Standortkrankenhaus ange­
bunden. Die Flugärzte stellt die Anäs­
thesieabteilung des Klinikums (Leitung 
Professor Dr. Eynch), den Rettungssani­
täter als drittes Besatzungsmitghec hält 
das Deutsche Rote Kreuz, Landesver­
band Berlln, bereit. Die Einsatzkoordina­
tIon soll die Berufsfeuerwehr übemeh­
men. Senat und ADAC verständigten 
Sich darüber zunächst In einer elnjähn­
gen Vorlaufphase, die notwendige 
Grundlagenarbeit zur Untersuchung der 
wirkungsvollsten EinsatzbSCingungen zu 
leisten. 

Die Rettungshubschrauber-Pläne sind in 
den vergangenen Jahren Immer wlecer 
mit Initiativen des ADAC verbunden ge­
wesen. Schon Anfang der 70er Jahre 
war der ADAC-Berlin bei den amerikani­
schen Mllitärbehörden vorstellig gewor­
den und hatte unter HinweiS auf die da­
mals.vorliegenden ersten posItiven Er­
fahrungen mit dem Luftrettungsdtenst 
im übrigen Bundesgebiet die Verfügbar­
keit von Mllitär-Hubschraubem für den 
Rettungsdienst in Berlin angeregt. Im 
Sommer 1976 demonstnerten ADAC 
und DRK mit einem Hubschrauber der 
bntlschen Schulzmacht die Einsatzmög­
lichkeiten für den Rettungsdienst. Eine 
weitere RTH-Demo organisierte der 
ADAC am Berliner Funkturm 1980. Als 
1 984 der Senat aufgrund der Bedarfs­
entwicklung In die Prüfung einer Kapaz­
tätserwelterung auf dem Gebiet der 

• 

Notfallrettung eintrat, bot sofort der 
ADAC seine Unterstützung an. 

Mit der Stationierung eines Ambulanz­
flugzeuges auf dem Flughafen Tempel­
hof, das mit finanziellElr Hilfestellung des 
Berliner Senats und mit der Aufgaben­
steIlung, pnmär für das Berlinllr Herz­
zentrum bereitzustehen, von der Deut­
schen Rettungsflugwacht 1986 nach 
Berlin gebracht wurde, erhielten die 
Sondierungen für den Einsatz eines Ret­
tungshubschraubers einen weiteren An­
stoß. Auch die DRF bot dem Senat ihre 
Bereitschaft an, einen RTH-Stützpunkt 
In Berlin zu verwirklichen. 

Inzwischen hatte sich die politische Wil­
lensbildung im Bewußtsein bestehender 
Lücken im Notarztsystem ''1 der konkre­
ten Forderung artikuliert, Berl,n (West) 
an den Standard des bundesdeutschen 
Luftrettungswesens anzupassen. Die 
ADAC-Luftrettung erhielt ebenso Wie die 
DRF durch den für den Rettungsdienst 
zuständigen Senator für Inneres die offi­
zielle Aufforderung, ihre Vorstellungen 
für ein Berliner RTH-Projekt zu unter­
breiten. Über diese Konzepte hat der 
Senator für Inneres Ende Februar seine 
Entscheidung getroffen. Danach wird 
die Senatsverwalturig mit der ADAC­
Luftrettung einen Vertrag über die 
Durchführung des Luftrettungsdienstes 
In Berlin schheßen. 

("RTH-Intem", München) 

Das Leben 
ist sicherer geworden 

Die Bilanz ist erschreckend, die Ten­
denz Indes ist erfreulich. Zwar starben 
Im vergangenen Jahr 16 191 Menschen 
in der Bundesrepublik Deutschland an 
den Folgen eines Unfalls im Straßenver -
kehr, Im Haushalt oder am Arbeitsplatz. 
Das waren aber 12 876 weniger als 
zehn Jahre zuvor. Ihren bisher niecng­
sten Stand erreichte die Zahl der tödli­
chen Arbeitsunfälle. Sie sank gegenüber 
1975 um 43 Prozent auf nunmehr 
1 795. Die verstärkten Bemühungen um 
mehr Sicherheit in den Betrieben haben 
Sich also ausgezahlt. Kräftig zurückge­
gangen ISt auch die Zahl der Straßen­
verkehrsunfälle mit Todesfolge. Ver­
schärfte Verkehrssicherheltsvorschnften, 
vor allem die Gurtpflicht, haben dazu 
beigetragen, daß die Zahl der Verkehrs­
toten 1985 um 6 474 geringer war als 

1975. Zurückgegangen sind auch die 
Unfälle im häuslichen Bereich, und zwar 
von 11 060 auf etwa 6 0ü0. Alles In al­
lem hat sich das Unfall risiko spürbar 
verringert. Mit anderen Worten: Das Le­
ben in der Bundesrepublik Deutschland 
ist Sicherer geworden. 

("Sicherheit in Heim und Freizeit", 
München) 

"Uschi" ist Umweltsündem 
auf der Spur 

"Uschi" ist die Abkürzung für 81n neu­
entwickeltes "Umweltschutz-Informa­
.tionssystem", das gegenwärtig als Pilot­
projekt des amerikanischen Luft-und 
Raumfahrtkonzems McDonnell Douglas 
im westfälischen Bielefeld mit Daten ge­
füttert und getestet wird. Mit Hilfe von 
"Uschi"· sollen zukünftig Umweltsünder 
und deren lebensgefährliche Hinterlas­
senschaften schneller ermittelt und sich 
anbahnende Giftmüll-Skandale wie dl8 
Rhein-Katastrophe bei Basel beizeiten 
erkannt werden. 

Gemeinsam mit den durch gefährliche 
Umweltbelastungen aus Altdeponien 
besonders stark gebeutelten Beamten 
der Bleiefelder Stadtverwaltung haben 
die amenkanlschen Flugzeugbauer eine 
neue Datenbank hergestellt, für die ge­
genwärtig die Programme geschrieben 
werden. Alle greifbaren Daten der Um­
welt-Meßdienste aus neun Umwelt­
schutzbereichen über die Beschaffen­
heit der Luft, des Wassers, der Abwäs­
ser, der Abfälle, von Altdeponien, der 
Lärmursachen, von Strahlen sowie aller 
anderen Emissionen und ImmiSSionen 
·sollen bei "USChl" gespeichert und im. 
Klartext geordnet abrufbar gemacht 
werden. 

Erklärtes Ziel des gerade erst begonne­
nen Bleiefelder Modellversuchs ISt es 
nach Angaben von McDonnell Douglas, 
die mit Hilfe von "Uschi" regional erfaß­
baren Umweltbelastungen In ein minde­
stens bundesweites Informations- und 
Kommunikationssystem einzubringen 
und damit milliardenteure Schäden von 
vomherein zu vermelden. Jece Behörde 
könne bei Vergehen wider die Umwelt 
die Verursacher Innerhalb kürzester Zeit 
ermitteln und daraus sofort Konsecuen­
zen Ziehen. Das System "USChl" kann 
auch an Großrechner angeschlossen 
werden. ("Die Welt", Bonn) 
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Presseschau 
des Auslands 

Notarztdienst für Kernkraft- ZIeht sich auf den Standpunkt zurück, Oder will man Ver- und Unterordnung 

werke geplant daß man Katastrophen verhindern rnüs· wie in den osteuropäischen Staaten, wo 
se, nicht aber sich mit Ihnen abfinden man über T schemobyl nur etwa durch 

Knapp ein Jahr nach der Reaktorkata dürfe. Man soll die Tagespolitik aus den Druck der Weitöffentlichkeit, über 

strophe von Tschemobyl hat der amen- dem ZIVilschutz heraushalten. weil es den Umweltunfall In Bulgarien iWoch 

kanlsche KnochenmarkspezIalist Robert hier um humanitäre Aufgaben geht. nichts Näheres erfuhr. Da Wlrkt es gera-

Gale die Einrichtung eines Notarztdien· Trotzdem muß man ein wenig auf dezu befreiend, als Hunderttausende In 

stes für Unfälle In Kemkraftwerken be· Grundsatzpolitisches eingehen. Basel wegen eines folgenschweren 

• 

kanntgegeben. Vorbild 5eI die auf der Chemieunfalls gegen eine Schweizer 

ganzen Welt eingesetzte Ölfeuerwehr Die Polemiker argumentieren Immer mit F,nma demonstnerten. 

des amenkanlschen Brandbekämp- der stehenden Phrase, ZIvilschutz kön· 

fungsspezlalisten Red Adalr, sagte Gale ne Katastrophen nicht verhlndem. Sie ZIVilschutz kann niemals sinnlos sein. Es 

am Montag in Los Angeles. Dem Not · meinen damit NUklearunfälle, Atomkneg, gibt Ja auch Naturkatastrophen: Erd· 

arzt dienst sollen laut Gale fünf Ärzte Luft-und Umweltverschmutzung. beben, Überschwemmungen, Vulkan-

angehören, die Erfahrungen mit Strah· ausbrüche etc Hier zu helfen soll Wlrk-

lenunfällen haben. Darunter selen ein Das sind sicher heute die lebensbedro- lich sinnlos 5eln? - Jede Nachbar-

amerikanIscher, ein sowJetischer, ein hendsten Gefahrenherde für die schaftshilfe wäre dann ja wohl auch 

französlsch"r und ein japanischer Arzt. Menschhe!t. Aber ISt es nicht gerade In· sinnlos, - wenn ein Feuer ausbncht 

Elnsatzzentrale für das Ärzteteam sei nenmlnlster Blecha, der mit seiner Neu- etwa 

das Anmand Hammer Zentrum für Kern- definition des ZlVllschutzes Immer wie· (Anton Gaal In .ZlVllschutz", Österreich) 

energie und Gesundhet In Los Angeles, der erklärt, daß man gegen Ilinen Atom-

dessen Leiter Gale 1St. Dort werde der kneg nicht ankampfen kann, daß er VJeI-

Aufenthaltsort der Ärzte und Ihrer Ver- mehr von vornherein verhindert werden 

treter hinterlassen. Ein Flugzeug werde muß. Ob er vermieden werden kann, 

bereitgestellt, um sie Im Notfall zu einem hangt vom Grad der Vemunft ab, den 

Reaktorunfall zu fliegen. Gale fliegt iWen die Supenmachte In Ihre Politik Ilinbnn· 

Monat In die Sowletunlon, um dort gen. Umweltschutzbunker bei Lyon 
470 Tschernobyl-Patienten zu behan-

Zugegeben, gegen die lebensbedrohen-dein. Gale hatte kurz nach den Ereignis- Die südfranzösische Gemeinde Rillieux-

sen In Tschernobyl Strahlenopfem de Umweltbelastung gibt es schon an· la·Pape bel Lyon Will ,n den nächsten 

durch die Ubertragung von Knochen- oere Möglichkeiten Sich zur Wehr zu fünf Jahren untenrdlsche Umweltschutz-

mark zu helfen versucht. setzen. Aber auch nur In einem Staat Bunker bauen. In denen 10 000 Perse-

("Frankfurter Allgemeine Zeifung") mit demokratischer Gesellschaftsord- nen Zuflucht vor "chemischen Wolken 
nung. Das .Verhlndem", das übngens und vor Atomkraftwerken" finden kön-
nicht nur die ZIvilschutzgegner für sich nen. Wie der Bürgermeister des Ortes, 
gepachtet haben, sondem Im Interesse Marcel Andre, jetzt mitteilte, sollen die 
aller Menschen liegt, ISt jedoch In einem ersten 500 Plätze bereits In diesem 

• 
freien Land wie ÖSterreich ausschließ- Sommer Im Keller des geplanten Gen-

Zivilschutz ist sinnvoll 
lich mit demokratischen Mitteln möglich. danmene-Neubaus entstehen. Das Pro-

Jekt wird vom Verteldlgungsmlnlstenum 
Auf dem außergesetzlichen Weg des 

ZIVilschutz ISt Sinnvoll. Das ISt gar keine 
In Pans finanZiell unterstützt. 

Frage. Nur, es liegt im Interesse seiner 
Konsenses ZWlschen Interessen- und 

Gegner, ihn Immer wieder als sinnlos zu 
Bevölkerungsgruppen oder auf dem Wilitere Bunker Sind unter einem gEI-

verdammen und Maßnahmen, die als 
Gesetzesweg Im Parlament. Wir können planten Einkaufs- und Freizeitzentrum 

wirksam und lebensrettend erprobt wur· 
nicht her99tl9n und die Industne ganz vorgesehen. Die Bevölkerung habe das 

den, unter den Teppich zu kehren. Da-
einfach abschaffen. Ohne Anhörung der Prolekt "Ziemlich POSitIV" aufgenommen, 

mit Wird ZIVilschutz als AlIbihandlung 
Beteiligten Wird der totale Verordnungs- sagte der Bürgermeister, Bei .der Ab-

abqualifiZiert. Und alle jene, die Ihre Frei-
weg weder gegen Umweltschützer und stimmung Im Gemeinderat habe es klli-

Zllit bei den EInsatzorganIsationen zu-
Atomgegner noch gegen produzl9rende ne Gegenstimmen gegeben. 

bnngen und Sich bei der Katastrophen-
WIrtSChaft vom Staat beschntten wer· 

hilfe oft unter Einsatz Ihres Lebens für 
den können. Die Gesellschaft braucht Das Rhonetal zählt zu den Gebieten 

Ihre Mitmenschen einsetzen, werden 
belde Gruppen. Es bedarf des Kompro· Frankreichs, die am dichtesten mit ver-

schlichtweg diskreditiert. 
misses. Ein "Wasch mir den Pelz und schledenen Atomanlagen bestückt Sind. 
mach mich nicht naß" gibt es nicht. Der Lyon ISt außerdem ein Mittelpunkt für 

Die Propaganda von der Sinnlosigkeit ZMlschutz ubemlmmt es, den .Pelz die chemische Industrie des Landes. 
des Zivilschutzes geht Ins Leere. Sie wieder zu trocknen" ("Frankfurter RundSChau")./ 
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Wissenschaft 
&Technik 

Lichtstark und handlich 

Eine Interessante Alternative zum bei 
Feuerwehr und Hilfsorganisationen weit­
verbreiteten Handscheinwerfer bietet die 
Stablampe eines Schweizer Anbieters. 
Überraschend ist die Intensität des 
lichtes der handlichen Lampe, das 
durch eine spezielle Halogenlampe und 
eine optisch geschliffene linse erreicht 
wIrd. 

Die Lampe unterscheidet sich von her­
köm milchen Taschenlampen auch 
durch die Qualität ihres Materials und 
der Verarbeitung. So ist die gesamte 
Lampe aus massivem Flugzeugalumini­
um gefertigt und zum Schutz vor Oxy­
dation Innen und außen eloxiert. Die 
Lampe hat eine Länge von 320 mm und 
Wiegt komplett 860 g. 

Mit einer lichtleistung von ca. 
20 000 Candela reicht der lichtstrahl 
über 300 Meter weit. Die Lampe ist fo­
kussierbar. Durch Drehen des Lampen­
kopfes läßt sich der Lichtstrahl zu brei­
tem Flutlicht oder engem Punktlicht ver­
ändem. 

Für den Einsatzwert der Lampe ISt von 
besonderer Bedeutung,' daß sie der 
strengsten Intemationalen Norm ent­
sprechend explosionsgeschützt ist, dar­
über hinaus ISt sie spntzwasserge­
schützt. 

Der aufladbare Akku, bestehend aus 
5 Zellen je 1,2 Volt, sorgt für die ständi­
ge Einsatzbereitschaft der Lampe. Der 
Akku ist für etwa 1" 000 Aufladungen ge­
eignet. Die Leuchtzelt der Lampe be­
trägt etwa 1,5 Stunden pro Aufladung. 

Das Aufladen erfolgt ohne Demontage 
des Akkus durch Einlegen der komplet-

ten Lampe in die Ladeeinheit. Beim Ein­
legen rasten zwei kräftige Klemmen ein 
und geben der Lampe auch Im Fahr­
zeug einen Sicheren Halt. Der Auflade­
vorgang geschieht über zwei Kontakte 
in der Ladeeinheit, die sich an zwei Me­
tallnnge an der Außenseite der Lampe 
anlegen, wodurch keine bestimmte La­
deposition notwendig ist. 

Die Ladeeinheit kann an der Wand an­
gebracht und mit der Steckdose ver­
bunden werden oder Im Fahrzeug mon­
tiert sein, WObei die Stromversorgung 
über den Zigarrenanzünder erfolgt. 

Für das Aufladen von ZWei biS fünf lam­
pen ISt die Ladeeinheit auch als Set lie­
ferbar. Die Ladeeinheit bietet Schutz ge­
gen Überlastung, Kurzschluß, Span­
nungsspitzen sowie gegen Entladung 
bei falschem Einlegen des Akkus. 

(Foto: City-licht AG) 

Technische Hilfe 
auch im Wasser 

Nicht nur zu Lande sondern auch im 
Wasser zeigen Schneidgerät, Spreizer, 
Rettungszylinder und Kombiwerkzeug 
ihre vielseitige Verwendbarkeit. Ein Her­
steiler hat sein Rettungssystem im Un­
terwasserelnsatz auf Herz und Nieren 
geprüft. Und das nicht nur unter.künst-

lichen" Bedingungen im Tauchbecken, 
sondern auch in freien Gewässern wie 
im Starnberger See und in der Ostsee. 

Bei einer Wassertiefe bis zu 40 m wur­
den sie entweder unter Wasser direkt 
mit Handpumpen oder über beliebig 
lange Hydraulikschläuche vom Ufer oder 
schWimmenden Versorgungsinseln aus 
durch Hydroaggregate betrieben. Die 
Schläuche können ohne Gefahr für das 
Hydrauliksystem unter Wasser an- und 
abgekuppelt werden. Die Geräte selbst 
sind mit Ihren Dichtungen gegen ein­
dringendes Wasser geschützt. 

Genauso vielseitig wie an Land ist das 
Rettungssystem "uch unter Wasser ein­
setzbar. Hier einige typische Beispiele: 

Hat sich beim Ablegen eines Schif­
fes eine Stahltrosse um den Propel­
ler geWickelt, so kann sie mit dem 
Schneidgerät unter geringem Zelt-

autwand gekappt werden. ohne daß 
dabei Welle und Propeller beschä­
digt werden. 

Sollen bei Abbruch- oder Instandset­
zungsarbeiten in Hafenanlagen Mo­
niereisen dulchtrennt oder Beton­
platten gehoben oder weggoorückt 
werden, kommen Schneidgerät, 
Spreizer, Rettungszylinder und Kom­
biwerkzeug zum Einsatz. 

Wollen Taucher bei Rettungs- und 
Bergungsarbeiten in gesunkene 
Schiffe eindnngen, können sie Sich 
ihren Weg mit den Geräten bahnen. 

Und auch beim Heben gesunkener 
Schiffe und bei Havarien leistet das 
Rettungssystem wertvolle Hilfe. 

(Foto: FAG Kugelfischer) 

Sicherheit durch 
Rückschauanlage 

Aus Kamera und Monttor besteht eine 
Rückschauanlage, die den gefürchteten 
"toten Winkel" hinter dem Fahrzeug bei 
schwierigen Fahrmanövern beseitigt und 
damit die Unfallgefahr erheblich mindert. 

Die am Heck des Fahrzeugs ange­
brachte Kamera mit 90" -Weitwinkelob­
jektiv ist stoßgelagert und gegen alle 
Unwettereinflüsse geschützt In einem 
stabilen Aluguß-Gehäuse untergebracht. 
Der Motorantneb ermöglicht ein fernge­
steuertes Kameraschwenken. Verschie­
dene Kameraversionen stehen für die 
unterschloollchen Anforderungen, z. B. 
Tag/Nacht-Einsatz, zur Verfügung. 

Der Bildschirm im Führerhaus gibt dem 
Fahrer stets einen Überblick über das, 
was am Fahrzeugende vor sich geht. 
Der 4" -Monitor mit Weichgummifront 
verfügt über eine Steuerungseinrichtung 
für das Kameraschwenken und hat eine 
Integrierte HeIZung. Der Monttor ist in 
Auf- und Einbauversion lieferbar. 

(Foto: Elbex) 
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/ senschaftlichen Bereiche der Sicher- ben geprägt Ist, übersieht leicht, daß 
heltswlssenschaft, Wie Psychologie, IMssen auf jahrtausendelangen Erfah-
MedIZin und Ergonomie, Didaktik und rungen und Wahrheiten aufbaut. 
Training, dargestellt. Von diesen hlstonschen EntwIcklungsli-
S,cherhe,t Wird teilweise als Schutz ge- nien der Medizin, die heutige Erfolge 
gen beabsichtigte, unerwünschte Erelg- überhaupt erst möglich machten, be-
nisse verstanden (Einbruch, Sabotage), nchtet dieses Buch, 

Neue Bücher 
auch hierzu ISt ein Beitrag In Band 2 An dreißig ausgewählten LebensblIdem 
enthalten, ebenso wie zum Rettungswe- beschreibt es den Weg der MedIZin von 
sen. Auch der Darstellung des Katastro- den uns bekannten Anfängen der Hell-
phen- und ZIvilschutzes ist ein Kapitel kunde altägyptischer Dynastien bis zu 
gewidmet. dem heute schon legendären Professor 
Das Handbuch der Sicherheitstechnik Sauerbruch. Dem Autor Eugen Koch, 
entsland Im Zusammenwirken der ver- einem bekannten Schweizer Arzt, ge-
schiedensten Fachleute und SpeZIali- lang es dabei, darrschwierigen und um-
steno Es will Ingenieure In der Praxis, fangreichen Stoff kenntnisreich und 
Wissenschaftler, Verwaltungsbeamte, spannend darzustellen. 

Handbuch Untemehmensleltungen, Politiker, Juri-
der SIcherheitstechnik sten, kurz jeden, der mit SicherheIts-

technik befaßt ISt, schnell und zuverläs-
Von Olaf H, Peters und Arno Meyna slg Informieren. 
Ausgabe in 2 Bänden Es ermöglicht einen relativ schnellen Veranlagung landwirtschaftli-
Cart Hauser Verlag, Einstieg In die einzelnen Fachgebiete cher Erzeuger zur Ablieferung 
8000 München 86 und eröffnet über das umfangre<che Li- bewirtschafteter Erzeugnisse 

Die Sicherh9itstechnik ISt eine InterdisZl- teraturverzelchnis zu jedem Kapitel dem Von J. Pfeiffer u, 
plinare IMssenschaft, deren Schwer- Leser die Möglichke<t zu weltergelnen-

Dr. U. Werschnitzky 
punkt traditionell die Ingenleurwissen- den, vertiefenden Studien der Ihn spe- Schriftenreihe Zivile Verteidigung, 
schaften bilden. Aber auch die Human· Zlellinteressierenden Fragen. 

Band 2 
und SoZialwissenschaften, Recht, Öko- Walhalla u. Praetoria Verlag, 
nomle, Management, Personen- und 8400 Regensburg 
Objektschutz, Rettungswesen, Umwelt 
schutz, Datenschutz u. a., leisten heute Postkarten-Sets Die Versorgung der Bevölkerung mit le-
einen nicht unerheblichen Beitrag zur "Moderne Feuerwehr- bensnotwendigen Gütem, insbesondere 
RedUZierung und Bewertung des RlSi- fahrzeuge" Nahrungsmitteln, gehört zu den unab-
kos und der Sicheren Nutzung eines dingbaren Aufgaben der Daselnsfürsor-
Mensch-Maschine-Umwelt-Systems. A. Scholz-Verlag, 3003 Ronnenberg ge e<nes verantwortungsbewußten Staa-

Für jeden, der Sich über die ErkenntnIs- D,e neu vorgestellte<n Postkarten-Sets 
tes. Während Sich In Friedenszeiten der 
Staat darauf beschränkt, die volkSWIrt-se, Methoden und Verfahrenswelsen sprechen durch Ihre interessante Motiv- schaftlichen Rahmenbedingungen zu der sIcherheitsrelevanten Fachdlszlplinen wahl und die farbliche lMedergabe die beeinflussen, muß er in Krisenzelten und schnell und zuverlässig Informieren Sammler an. Im e<nzelnen werden mit Im Verteidigungsfall rechtzeitig lenkend möchte, ISt das Handbuch konzipiert sechs Sets zu je acht Postkarten jeweils eingreden, um Warenverknappungen worden. Es stellt das umfangreiche Ge Feuerwehrfahrzeuge der Fabnkate IVE- entgegenzuwirken und die Verteilung biet der S,cherhe,tsWIssenschaft ge- CO-Maglrus, Dalmler-Benz, MAN und der lebensnotwendigen Güter glelchmä-schlossen dar und ermöglicht einen Bedford-Blitz sowie geländegängige ßlg für alle sozialen Schichten zu Sl-schnellen ElnstleQ In die einzelnen Fach- Feuerwehrfahrzeuge und 86er Dalmler- chem. Hierfür ISt auf der Grundlage des gebiete. Benz-Fahrzeuge dargestellt. Ein weite- Ernährungssicherstellungsgesetzes ein 

Band 1 behandelt die klassischen si- res Set mit sechs Karten befaßt sich mit BewIrtschaftungssystem entwickelt wor-
cherheltstechnlschen Verfahren ,n den Modellfeuerwehren. den, das die Nahrungsmittelversorgung 
Bereichen des Maschinenbaus, der von der Erzeugung biS hin zum Ver-
Elektro- und Energietechnik, des Bau- brauch regelt. 
wesens und Verkehrs und Gebieten WIe 

Die Im Bundesamt für Emährung und z. B. MedIZIntechnIk und Verfahrens-
technik. Ärzte, die Geschichte machten Forstwirtschaft mit der Matene befaßten 

Verfasser behandeln eingehend die 
In der Technik und den NaturwIssen- Von Eugen Koch Grundlagen und die Durchführung der 
schaften spielen probablistlsche Verfah- Verlag Hofmann-Druck KG, Veranlagung anhand e<ner praktischen 
ren, welche quantitatIVe Maßzahlen für 8900 Augsburg 41 Berechnung und Festsetzung der Ablie-
Sicherheit und ZuverläSSigkeit hefem, ferungsmengen an pflanzlichen und tle-
eine besonders Wichtige Rolle. Diese Die Entwicklung der MedIZin ISt vor al- nschen Nahrungsgütern . Außerdem Wird 
werden Im zwe<ten Tell von Band 1 un- lern auch die Geschichte großer Ärzte, ein Überblick über das Aufbnngungs-
ter der Überschnft .S,cherheltsanalyse- die der Heilkunde Wichtige, oftmals ent- und Kontrollsystem gegeben. Die maß-
verfahren" ausführlich behandelt. scheidende Impulse gaben. Diese P,O- gebenden Verordnungstexte und Form-
Sicherheit als Quahtätsmerkmal techl li- niere hoben sich welt aus dem Geist Ih- blätter Sind abgedruckt. Die Broschüre 
scher Systeme sowie rechtliche und rer Zelt hervor und leisteten für die dient als Handbuch für die Sachbear-
Wirtschaftliche GeSIChtspunkte steinen Menschheit Gewaltiges. belter der Behorden, die Vorsorgemaß-
am Anfang von Band 2. In diesem Band Gerade unsere Z9It, die weitgehend Im- nahmen vorbereiten und durchführen 

\.. werden auch die sozial- und humanWls, mer noch von reinem Fortschnttsglau- müssen W. Such./ 
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Günter Lämmel 

Das 
Minimagazin 

Allgemeines 
Das RHG gehbr1 zur Gerate-Ausstattung der HDA des 
ABC-Dienstes und kann für den mobilen und statlona­
ran Betrieb eingesetzt werden. 

Aufgabenbereich 
Im Aufgabenberedl des ASC-o.enstes wird das RHG 
tur d e Trocknung der naß del<.ontamlruer1en ABC­
Schutzausstattung und fur das Beheizen der Zene bei 
der Personen-Dekontamination eingesetzt 

Als weitere Anwendungsbereiche bietet siCh der Ein­
satz fur die Austrocknung von nassen Räumen, die 
Behetzung \/on Großräumen und Großzell-Anlagen 
an, An warmerl bzv/. heßen Tagen kann das RHG 
aUCh zur Kuhlung der Lufttemperatur (Reduz.erung bis 
zu 10 "Cl eingesetzt werden. 

Das durch die Warmetauschefschlangen geführte 
He<ßwa55ef (!Je Kuhlung kaltes Wasser) gibt selfIe 
Ef"IE.>I'Q>e uber en Lamel ensystem an den durch enen 
AX.la~enlllator erzeugten Luhstrom ab. Der Luhstrom 
kann Je nach Bedarf über eine verstellbare Schwenk­
lalousie gesteuert werden. Der Axialvenlilator hat Lüf­
tel1ügel aus Aluffilnlumdruckguß und wird durch einen 
wartungsfreien Außenläufermotor zv..oelsluf,g angetne-
000. Als Wa$Sffl"anschlüsse Sllx! genormte D-Kupp­
uf"l98'l gewahlt worden. 

Technische Beschreibungen! 
Technische Daten 
Das RHG arbeitet nach dem Wasser-Luft-Warmelau­
'>C"~rpnnzlp. Es kann I~cht an /OOen Heißwasserer­
zeuger angeschlossen werderl. Um die FunktlOnsbe­
r8llscl"lah herzustellen. Ist ~terhln eine he-ßwasser­
beSlandlge Umwalzpumpe erforderlICh. mit der Im 
Um aufverfahren das heiße Wasser durch das RHG 
,md den HCIßwassererzeuger gepumpt wird 

W,l'l'Tl8le slung 
75 ',(W be, 0 C Lufte.ntntt 
).l ~W re 20 C Lutte nlntt 

Wd$servor- und -rüCklauf 
N70 C 

Anlagen und Geräte 
des Katastrophenschutzes 
(Bundesausstattung) 

Raumheizgerät (RHG) 

links unten: D-Kupplung mit Sicherheits­
verriegelung 

rechts unten: Jalousie mit Parallelverstellung 

links unten: Geräterückseite mit Axialventilator 
und Berührungsschutz 

rechts unten: Bedienungselement für Drehzahl­
vorwahl 

l.iJt1.~stung am AuslnU an der Gerätefront 
Stufe 1 3300 m-Vh -------------.------
Stufe 2 4200 mJ;h 

Luhermotor 
Drehstrom 380 V. 50 Hz 
lW8Istuf.g 9(X)!700 U/mln. 
Nennstromaufnahme max. 400 Watt 
Schulzart I P 44 
Schutzgllter als Berührungsschutz mit max. Ma­
schenbre.te von 8 mm 

Belnebsdruck 9 bar 

Prufdruck: 15 bar 

SlChert"18115e1nnchlungen 
Motorvollschutz 
Thermokonlakle 
SteuerstromsICherung 
Schme!ze,nsatz 250 VII A 
~nlluhungs"enlll am oberen Wasseranschluß 

Maße und GewIcht 
Lange 920 mm, Tiefe 500 mm. Höhe 750 mm 
ca. 78 kg 



Postvertr i ebsstück - Gebühr bezahlt 
Vertrieb : Bonner Unlyers ltäts~Buchdruckerel . 
Postlach 120406, 5300 Bonn 
Vertriebskennzahl G 2766 E 

Der BVS schlägt seine Zelte auf 


